
P. h. h. Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien 

Stenographisches Protokoll 
77. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich 

XIII. Gesetzgebungsperiode 

Tagesordnung 
1. Tuberkulosegesetznovelle 

2. Änderung des Bundesbahngesetzes 

3. Zwischenstaatlicher Luftverkehr (BGzLV 1973) 

4. Änderung des Zollgesetzes 1955 

5. Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes in 
der Fassung von 1929 

Inhalt 

Personalien 
Krankmeldung (S. 7350) 

Fragestunde (45.) 
Beantwortung der mündlichen Anfrage der Ab· 

geordneten Nittel (1119jM), Glaser (1084/M, 
11 24/M), Dr. Stix (l091/M), Dr. Lanner 
(1087JM), Dr. Schranz (1l2IjM), Dipl.-Vw. 
Josseck (1092fM), Luptowits (1l05JM), Vetter 
(1064/M), Dr. Schwimmer (1065/M), MeißI 
(1080jM, 108IJM), Kriz (1114/M), Dipl-Ing. 
Dr. Zittmayr (1143jM), Dr. Heinz Fischer 
(1l33/M), Dr. Ermacora (1094JM), Dr. Schmidt 
(1146JM) und Tödling (1093JM) (S. 7350) 

Ausschüsse 
Zuweisungen (S. 7363) 

Verhandlungen 

Mittwoch, 4. Juli 1973 

Bericht des Ausschusses für Verkehr und Elek­
trizitätswirtschaft über die Regierungsvorlage 
(766 d. B.): Zwischenstaatlicher Luftverkehr 
(BGzL V) (838 d. B.) 

Berichterstatter: Ul b r i c h  (S. 7395) 

Annahme des Gesetzentwurfes (S. 7396) 

Bericht des Zollaussch�sses über die Regierungs­
vorlage (761 d. B.): Anderung des Zollgesetzes 
1955 (836 d. B.) 

Berichterstatter: B r e g a r t n e r  (S. 7396) 

Annahme des Gesetzentwurfes (S. 7396) 

Bericht des Verfassungsausschusses über den 
Antrag (81/A) der Abgeordneten Robert 
Weisz, Dr. Koren, Peter und Genossen be­
treffend Änderung des Art. 30 des Bundes­
verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
(843 d. B.) 

Berichterstatter: Dr. Erika S e d a  (S. 7396) 

Annahme des Gesetzentwurfes (S . 7397) 

Eingebracht wurden 
Bericht 

Neuerliche Revision und Erweiterung des lang­
fristigen Investitionsprogramms des Bundes 
für die Jahre 1973 bis 1982, BM f. Finanzen 
(III-97) (S. 7363) 

Bericht des Ausschusses für Gesundheit und Anfragen der Abgeordneten 

Umweltschutz über die Regierungsvorlage 
(770 d. B.): Tuberkulosegesetznovelle (837 
d. B.) 

Berichterstatter: Hanna Ha g e r  (S. 7363) 

Redner: V e t t e r  (S. 7364), Dr. S c r i n z i  
(S. 7366) und Herta W i n k l eI' (S. 7370) 

Annahme des Gesetzentwurfes (S. 7373) 

Bericht des Ausschusses für Verkehr und Elek­
trizitätswirtschaft über die Regierungsvorlage 
(763 d. B.): Änderung des Bundesbahnge­
setzes (839 d. B.) 

Berichterstatter: A l b e reI' (S. 7373) 

Redner: G l a s e r  (S. 7374), Dr. S t ix (S. 7377), 
Dr. K e r s tllig (S. 7378), DDr. K ön i g  (S. 7382 
und S. 7392), Ul b r i c h  (S. 7386), H a h n  
(S. 7390) und Bundesminister F r ü h b a u e r  
(S. 7393) 

Entschließungsanträge Hahn betreffend Ver­
kehrsverbünde in Zentralräumen (S. 7391) 
und betreffend Seniorenermäßigung für Früh­
pensionisten (S. 7392) - Ablehnung (S. 7395) 

Annahme des Gesetzentwurfes (S. 7394) 

Dipl.-Ing. Ha n r e i c h, Dr; Sch m i d t  und Ge­
nossen an den Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie betreffend Maßnah­
men zur Verbesserung der Straßenverkehrs­
sicherheit (1364jJ) 

Ing. L e t m a i e r, B u r g e r, S c h r o t t el' und 
Genossen an den Bundesminister für Bauten 
und Technik betreffend Ausbau der Um­
fahrung Leoben (1365jJ) 

Helga W i e s e r, Dipl.-Ing. Dr. Johanna B aye r 
und Genossen an den Bundeskanzler betref­
fend Zuordnung von Leistungen im Rahmen 
des Familienlastenausgleichsgesetzes zur 
Landwirtschaft (1366/ J) 

Dr. Heinz F i s c h e r, Dr. Erika S e d a  und 
Genossen an die Frau Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung betreffend Be­
gründung eines Fakultätsbeschlusses (1367 jJ) 

B r a n d s t ä t t e r  und Genossen an den Bundes­
minister für Land- und Forstwirtschaft be­
treffend die Einführung einer Alpauftriebs­
prämie (1368jJ) 

506 

77. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 1 von 49

www.parlament.gv.at



7350 Nationalrat XIII. GP - 77. Sitzlmg - 4. Juli 1973 

Beginn der Sitzung: 18 Uhr 15 Minuten 

V o r  s i t z  e n d  e :  Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. 

Präsident Dr. Maleta: Die Sitzung ist e r  ö f f­
n e t . 

Das amtliche Protokoll der 75. Sitzung vom 
18. und 19. Juni 1973 ist in der Kanzlei auf­
gelegen und unbeanständet geblieben. 

K r a n k gemeldet ist der Abgeordnete Dok­
tor Kohlmaier. 

Wenn nun der Bund für die Zugänglich­
machung privater Parkflächen im dichtverbau­
ten Gebiet nicht zuständig ist, meinen Sie, 
daß die Länder in diesem Bereich eine Mög­
lichkeit zum Aktivwerden besitzen? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter ! 
Wenn sich eine entsprechende Mehrheit in 
einem Lande und in der Landesgesetzgebung 
dafür findet, dann bin ich durchaus der Mei­
nung, daß die Länder auch auf diesem Gebiet 
aktiv werden könnten. 

Fragestunde 
Präsident Dr. Maleta: 2. Anfrage: Abgeord­

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zur neter Glaser (OVP) an den Herrn Minister. 
Fragestunde. Ich beginne jetzt - um 18 Uhr 
15 Minuten - mit dem Aufruf der Anfragen. 

Bundesministerium für Bauten und Technik 

Präsident Dr. Maleta: 1. Anfrage: Abgeord­
neter Nittel (SPO) an den Herrn Bundesmini­
ster für Bauten und Technik. 

1119/M 
Welme Maßnahmen können getroffen werden, 

um der Forderung Rechnunq zu tragen, daß 
große private Parkanlagen in dicht verbautem 
Gebiet der erholungsudJ.enden Bevölkerung zu­
gänglich gemacht werden? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Bauten und Technik 
Moser: Sehr geehrter Herr Abgeordneter: In 
den Kompetenztatbeständen, die in Artikel 1 0  
bis 12 Bundes-Verfassungsgesetz aufgezählt 
sind, findet sich nach meinem Dafürhalten 
keiner, der zur Regelung der fraglichen Mate­
rie herangezogen werden könnte. Inwieweit 
allerdings die Tatbestände "Zivilrechtswesen" 
oder "Gesundheitswesen" in Frage kommen 
könnten, müßte noch näher untersucht werden. 
Persönlich glaube ich, daß auch diese Tatbe­
stände nicht ausreichen würden, diese Materie 
zu regeln. 

1084/M 
Sind Sie, Herr Minister, bereit zu veranlassen, 

daß beim Neu- oder Umbau von Bundesstraßen 
abgeschrägte Gehsteigkanten angelegt werden, 
um Verletzungen an Autoreifen bei der Zufahrt 
der Autos an den Straßenrand zu vermeiden? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Maser: Herr Abgeordneter! 
Offenbar nach längeren Schwierigkeiten sind 
wir heute doch imstande, über diese Frage 
zu diskutieren. 

Bei allen Neubauten von Brücken an Bundes­
straßen kommen nunmehr abgeschrägte Geh­
steigrandsteine zur Ausführung, sodaß Ver­
letzungen an Autoreifen weitestgehend ausge­
schaltet werden können. 

Für die Straßenneubauten der Bundes­
straßen werden derzeit die Querschnittprofile 
und damit auch die Ausbildung der Gehsteig­
randsteine neu bearbeitet. Nach dem Stand der 
Verhandlungen sollen künftighin drei Aus­
führungsarten zugelassen werden, und zwar: 
Steilbord, Schrägbord und Flachbordausbil­
dung. Schräg- und Flachbord erfüllen jene 
Forderungen, die Verletzungen an Autoreifen 
hintanhalten können. Diese beiden Ausfüh-Wenn nun keiner dieser Tatbestände heran­

gezogen werden kann, dann gilt allerdings der rungsformen werden im Bundesstraßenbau 

Grundsatz des Artikels 15 Abs. 1 der Bundes-
hauptsächlich Verwendung finden. 

verfassung, wonach eine solche Angelegenheit 
im selbständigen Wirkungsbereich der Länder 
verbleibt. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter NUtel: Sehr geehrter Herr 
Bundesminister! Die Frage der Zugänglichkeit 
der Parks in dichtverbauten Gebieten hat in 
zunehmendem Maße - wie die jüngsten Er­
eignisse auch beweisen - die Gemüter der 
städtischen Bevölkerung erregt und spielt auch 
im Bewußtsein dieser Menschen eine zuneh­
mende Rolle. 

Unter gewissen Voraussetzungen wird man 
aber auch noch Steil borde verwenden müssen, 
sodaß in den künftigen Regelprofilen auch 
diese Herstellungsart noch zugelassen bleiben 
wird. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Glaser: Herr Bundesminister! 
Ich nehme diese Beantwortung mit Genug­
tuung zur Kenntnis, weil, wie ich glaube , 
allen Autofahrern bekannt ist, daß scharfe 
Gehsteigkanten sehr oft die Ursache schwerer 
Unfälle sind. 
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Glaser 

Meine Zusatzfrage lautet nun: Herr Bundes­
minister! Sind Sie bereit, auch mit den Landes­
bauämtern beziehungsweise mit den Gemein­
den Verhandlungen zu führen, um ähnliche 
Maßnahmen wie Sie sie beabsichtigen, auch 
dort durchsetzen zu können? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Wenn die neuen Querschnittprofile endgültig 
fixiert sein werden, dann bin ich gerne bereit, 
diese Festlegungen des Bundesstraßenbaues 
auch den Ländern oder auch den Gemeinden 
im Rahmen ihres eigenen Straßenbaues zu 
empfehlen und, wenn notwendig, diese Dinge 
mit den verantwortlidlen Referenten zu be­
sprechen. 

Präsident Dr. Maleta: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Verkehr 

Präsident Dr. Maleta: 3. Anfrage: Abgeord­
neter Dr. Stix (FPO) an den Herrn Verkehrs­
minister. 

1091fM 
Wurde eingehend geprüft, welche Vorausset­

zungen im Falle des Flughafens Innsbruck er­
füllt werden müßten, damit dieser in den inter­
nationalen Fluglinienverkehr miteinbezogen wer­
den kann? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr Frühbauer: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter I Der Flughafen 
Innsbruck entspricht den Voraussetzungen für 
den internationalen Fluglinienverkehr gemäß 
§ 64 des Luftfahrtgesetzes, und er ist auch 
in den internationalen Fluglinienverkehr ein­
bezogen. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Stix: Der Innsbrucker 
Flughafen ist aber faktisch nur ein Sidüflug­
hafen. Es ist jetzt die Frage zu entsCheiden, 
ob ein Instrumentalanflugverfahren, das soge­
nannte Wolkendurchstoßverfahren, installiert 
werden soll oder nicht. Es wurden in diesem 
Zusammenhang eine ganze Reihe von Exper­
tengutachten eingeholt, die Ihnen, Herr Bun­
desminister, sicherliCh bekannt sind. 

Meine Frage lautet nun: Würde durCh die 
Installation des Wolkendurchstoßverfahrens 
auch das Blindanfliegen des Innsbrucker Flug­
hafens durch Fluggerät der Fluggesellschaften 
im Linienverkehr möglich sein oder nidlt? 

Präsident Dr. Maleta : Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer : Nachdem in 
meinem Ministerium ausgearbeiteten und auch 
von dem eidgenössisChen Luftamt in der 
Schweiz geprüften Verfahren würde nach Er­
richtung der Navigationshilfen im System des 

Wolkendurchstoßverfahrens der Anflug von 
Innsbruck auch bei Schlechtwetter möglich 
werden. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Stix: Ich hatte ausdrück­
lich nach der Möglichkeit gefragt, durch Flug­
linien im Fluglinienverkehr angeflogen zu 
werden. Diese Frage, Herr Minister, haben 
Sie nicht ganz beantwortet. 

Ich präzisiere daher in der zweiten Zusatz­
frage meine erste Zusatzfrage etwas anders 
formuliert. Die AUA hat erklärt, daß sie auch 
bei Installation des Wolkendurchstoßverfah­
rens nicht die Möglichkeit sieht, den Inns­
brucker Flughafen anzufliegen. Ähnliche Äuße­
rungen sind mir von leitenden Herren auslän­
discher Fluggesellschaften bekannt. 

Frage an Sie, Herr Bundesminister: Was ist 
Ihnen diesbezüglich bekannt? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Die von Ihnen 
gemachten Wahrnehmungen über Aussagen 
ausländischer Fluggesellschaften, aber auch 
der AUA sind auch mir bekannt. Es liegt nicht 
im Ermessen der Luftfahrtbehörde, nach Instal­
lation dieser Navigationshilfen und der Er­
möglichung eines Anflugsverfahren auch bei 
Schlechtwetter auf die Fluggesellschaften 
selbst Einfluß zu nehmen, daß sie im linien­
verkehr dann auch tatsächlich den Flughafen 
anfliegen. Das liegt nicht im Ermessen der 
Luftfahrtbehörde. In unserer Aufgabenstellung 
liegt nur, ein solches Verfahren zu ermög­
lichen. Ob es von den Liniengesellschaften 
angenommen wird oder nicht, das liegt in der 
Entsdleidung dieser Liniengesellschaften. 

Präsident Dr. Maleta: 4. Anfrage: Abgeord­
neter Dr. Lanner (OVP) an den Herrn Ver­
kehrsminister. 

t.o87/M 
Angesichts der Tatsache, daß die parlamen­

tarisme Behandlung des Antrages 49/ A der Ab­
geordneten Dr. Lanner und Genossen betreffend 
die Errichtung und Finanzierung von Telephon­
ansmlußgemeinsmaften seitens der sozialisti­
schen Vertreter immer wieder abgelehnt wird, 
frage im Sie, ob von Ihrem Ressort analog dem 
OVP-Antrag eine Regierungsvorlage zur Ver­
besserung und Verbilligung des Telephonnetzes 
im ländlichen Raum ausgearbeitet wird. 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneterl In meinem Ressort, bei 
der Post- und Telegraphendirektion, wird zur­
zeit geprüft, ob die Einführung einer Pauschal­
gebühr für die Neuherstellung von Fernsprech­
anschlüssen verwirklidlt werden kann. Im Hin­
blick darauf, daß dies umfangreiche Erheblln-
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Bundesminister Frühbauer 

gen notwendig macht, wird es noch einen 
gewissen Zeitraum dauern, bis wir eine end­
gültige Auskunft darüber geben können. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Lanner: Herr Ministerl 
Ich danke zunächst für die Bemerkung, daß 
Uberlegungen hinsichtlich einer pauschalen 
Gebühr angestellt werden. Nur geht es um 
die Frage, wie hoch diese Gebühr sein sollte. 
Ich darf erinnern, daß in der· Bundesrepublik 
Deutschland der Anschlußkostensatz für ein 
Telephon einheitlich mit rund 850 S festgelegt 
ist. 

Ich möchte zweitens bemerken, und wir 
freuen uns darüber, daß man in großen Städten 
wie etwa in Vvien mit Anschlußkosten von 
600 S pro Telephon rechnen muß. Auf der 
anderen Seite, und das geht auch aus einer 
Ihrer Anfragebeantwortungen hervor, werden 
im ländlichen Raum Anschlußkosten von 
1 0.0CO bis 20.000 S, ja bis zu 50.000 S verrech­
net. 

Meine Frage wäre: Welchen Anschluß­
kostensatz für ein Telephon hielten Sie für 
vertretbar? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Es ist selbstver­
ständlich, daß es zu unterschiedlich hohen 
Kosten kommt. Das gilt auch für die Groß­
städte. Es ist nicht gesagt, daß in Wien ein 
Anschluß immer nur 600 S kostet. Er kann 
auch in Wien weit über 1 000 S zu stehen 
kommen. Es hängt dies von der jeweiligen 
Situation und von der Lage des Anschluß­
werbers ab. 

Hinsichtlich der Höhe des von meiner Seite 
zumutbaren pauschalierten Anschlußwertes 
kann ich erst dann eine Aussage machen, 
wenn die Untersuchungen abgeschlossen sind 
und wenn ich einen Uberblick bekomme, in­
wieweit im Rahmen des vom Nationalrat be­
schlossenen Fernmeldeinvestitionsgesetzes die 
dort vorgeschriebenen Aufgaben, die zu er­
füllen sind, auch bei der Einführung einer 
Pauschalgebühr noch erfüllt werden können. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Lanner: Herr Minister! 
Ich habe Verständnis, daß Untersuchungen 
Zeit beanspruchen, und ich habe Verständnis 
dafür, daß ein möglicher Ubergang zu einem 
neuen System Zeit beansprucht. Nur wäre ich 
sehr dankbar, und ich glaube, das würde sehr 
viele Osterreicher interessieren, wenn Sie uns 
ungefähr sagen könnten, wann Sie glauben, 
daß diese Untersuchungen, die ja die. Grund­
lage für eine weitere Entscheidung sein soll­
ten, abgeschlossen sein werden. 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Nach den mir 
vorliegenden Informationen dürfte das bis zum 
Jahresende der Fall sein. 

Präsident Dr. Maleta : 5. Anfrage: Abgeord­
neter Dr. Schranz (SPO) an den Herrn Ver­
kehrsminister. 

1121/M 
Wie viele Berechtigungsscheine wurden anläß­

lieh der Seniorenaktion 1912/73 der Osterreichi­
schen Bundesbahnen ausgegeben? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Bis zum 30. April des 
heurigen Jahres wurden 1 50.270 Berechti­
gungsscheine beziehungsweise Berechtigungs­
marken ausgegeben, und zwar 36.600 200 S­
Beredltigungsscheine, 90.600 50 S-Berechti­
gungsscheine, und 23.070 Berechtigungsscheine 
wurden kostenlos abgegeben. Endgültige Zif­
fern liegen noch nicht vor. Nach einer Hoch­
rechnung dürften es mit Ablauf der Aktion 
215.300 Berechtigungsscheine sein, die sich 
dann wie folgt aufgliedern werden: 54.400 
200 S-Berechtigungsscheine, zirka 1 32.00050 S­
Berechtigungsscheine und zirka 29.000 kosten­
lose Berechtigungsscheine. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Schranz: Herr Bundesmini­
sterl Die Seniorenaktion der Bundesbahn er­
freut sich also großer Beliebtheit. Es wird 
aber immer wieder die Frage gestellt, ob der 
dafür in Frage kommende Personenkreis nicht 
etwa ausgedehnt werden könnte. Vor allem 
wird darauf hingewiesen, daß die Bezieher 
von vorzeitigen Alterspensionen - Männer 
ab dem 60. und Frauen ab dem 55. Lebens­
jahr -, die ja nach der jetzigen Regelung 
nicht unter die Seniorenaktion fallen, und daß 
auch Invaliditätspensionisten und Witwenpen­
sionistinnen dieser wohl nicht als Soziale in­
richtung gedachten Aktion noch nicht teilhaftig 
werden können. Sehen Sie Chancen, den Per­
sonenkreis in der genannten Richtung zu er­
weitern? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Frtihbauer: Die derzeitige 
Seniorenaktion wird von den Osterreichischen 
Bundesbahnen als eine Werbeaktion durch­
geführt, und es wäre mit der kaufmännischen 
Verpflichtung der OBB nicht vereinbar, den 
Personenkreis willkürlich jetzt um hundert­
tausende Anspruchsberechtigte auszudehnen. 
(Abg. H a h n: So viele Frühpensionisten gibt 
es ja gar nichtl) Die heute zur Behandlung 
stehende Novelle zum Bundesbahngesetz 
dürfte aber, glaube ich, eine gesetzliche Mög-
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ßundesminister Frühbauer 
lichkeit bieten, bestimmte Kreise von Pensio­
nisten in eine solche Aktion miteinzubeziehen, 
wenn seitens der Bundesregierung den Oster­
reichischen Bundesbahnen hiefür ein Ausgleich 
gegeben wird. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Schranz: Es ist also er­
freulich, daß diese Möglichkeit wahrschein­
lich in einiger Zeit bestehen wird. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dip1.-Vw. Josseck: Herr Bun­
desministerl Sie wi'Srsen ,Slicher, daß Ig,eralde lim 
Raum um den Flugpl.atz HÖI1s,ching ,groß,e Un­
ruhe unter der Bevölkoerung heflischt, dii,es V1i,el-
1eicht deswegen, weil die MeiIl!ung der Be­
völkerung nicht unbedingt mit der der j.ew,ei­
l19,en Gemeinden übereinstimmen muß. 

Sie sagten, di,e Gemeinden haben P1arteien­
stellung. Ich klann mir vor,s,tieUen, d!aß Islich 
di,ese Unruhe IUnter Umständen ,auswächst und 
daß es zu Aus5chreitUTIigennach €linern deut­
,schen Beispi,el in der Form kommt, daß die 
Bevölkerung die Piste besetzt. 

Es ist dank Ihrer Initiative auch möglich 
gewesen, die Seniorenaktion der Bundesbah­
nen erheblich auszubauen. Ich denke da vor 
allem an die Benützung von Verkehrseinrich­
tungen über die Bahn hinaus während der 
Ferienzeit. Die Pensionisten können nun ja Sind Sie der Meinung dieser Leute, die dort 

auch die Autobusse der Post und der Bahn von Slich behaupten, ,sie ,silnJd ,eine Bevölke­

zum ermäßigten Fahrpreis in den Sommer- rungsgruppe mit mÜlJc:Ler:en Itechten? 

monaten, zu Weihnachten, zu Ostern und zu BräsiJclrent Dr. Maleta: Herr Minister. 
ähnlichen Zeiten benützen. 

Ich möchte daher die Frage, die schon öfter 
behandelt wurde, wiederholen, die Frage, ob 
Sie auch eine Möglichkeit für die nähere Zu­
kunft sehen, die Seniorenaktion auf die Auto­
bus linien der Post und der Bundesbahnen aus­
zudehnen. 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Der Nachholbe­
darf der Post- und Telegraphenverwaltung und 
der Osterreichischen Bundesbahnen im Auto­
busverkehr im Zusammenhang mit der Schü­
lerfreifahrt wird, wie ich hoffe, im kommenden 
Jahr durch das Investitionsprogramm abge­
deckt werden können. Ich hoffe, von diesem 
Zeitpunkt an Maßnahmen setzen zu können, 
die eine Ausdehnung der Benützung durch 
Pensionisten mit Seniorenermäßigungsschei­
nen auch während der Schulzeit ermöglichen. 

Präsident Dr. Maleta: 6. Anfrage: Abgeord­
neter Dipl.-Vw. Josseck (FPO) an den Herrn 
Verkehrs mInister. 

1092/M 
Werden Sie einen Ministerialentwurf für eine 

Novelle zum Luftfahrtgesetz ausarbeiten lassen, 
durch welche in Fällen wie dem beabsichtigten 
Ausbau des Militärflugplatzes Hörsching den 
Gemeinden und Anrainern Parteistellung im Ver­
fahren nach diesem Gesetz eingeräumt wird? 

Bundesminister Frühbauer: Ich habe erstens, 
Herr Abgeordneter, nicht gesagt, daß die Ge­
meinden ParteiensteIlung haben, sondern fest­
gestellt, daß die Gemeinden das Anhörungs­
recht haben, ParteiensteIlung haben di,e An­
rainer, deren Grundstück benützt wird, und 
jene, deren Grundbesitz im Bereich der Sicher­
heitszone liegt. 

Im übrigen kann ich Ihrer Auffassung nicht 
zustimmen, daß diese Gemeindebürger Bürger 
zweiten Rechtes se,ien. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zus,atzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck: Herr Bun­
desminister! Di,e Ansd:edlung um diesen Flug­
p1atz hat jta meines W,ilsisens ,im wesentlichen 
er'st in ,den fünfzig,er Jahren begonnen. 

Sind Si'e nicht ,auch Ider Meinung, daß es Isich 
hler um mangelnde PLanung haJndeH, zamal 
man die Leute vor rund 15, 20 J,ahren 'so nah 
,an den FlugpLatz 'Cl!IlISi,edeLn hat Lassen? Sp'e­
zieH möchte ich fragen: Denkt man, wenn man 
nun den FlugpLatz ausbaut, dar.an, der Bevöl­
kJerung zumindest fiIl!anzliell zu Ihelfen, ISO weit 
wie möglich ihre Wohnstätte IschalLdicht zu 
machen? 

PräSlident Dr. Maleta: Herr Minister. 

BundesmiIlii:ster Frühbauer: Herr Abgeord­
neterl An und fürS/ich lirSt 'in ,aUen Ver�ahlien 
vorgesehen, daß für Jene Ber,eiche, die unmit­

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. telbar in der Lärmzone I liegen, ,s'elbstv,er-
Bundesminister Frühbauer: Sehr 'geehrter 

Herr Abgeordneterl Nach den gesetzlkhen Be­
stimmungen ,iJst den Anrralinern, Isoweit Grund­
besitz lin Anspruch 'g,enommen wi,rd oder iIliIlJer­
halb der Simerheitszone biegt, Prarteienstrel­
IGTIig 'edng,eräumt, und dile Gemeinden werden 
bei der Behandlung der Platzbrew:illigung an­
Ig,€'hört, um di,e Intel1es,s,en ihrer Gemeinde­
bürger hiebe'i v,ertreten zu können. 

s1.ändlich finanzi,elle Hilf,en für das Schal1dicht-
machen von W O'hng.ebä'\l:den zugehil1J1gt wer­
den. 

Im konkr,eten F,all bill ich iaber nicht in der 
La,g,e, Ihnen eine dez]chlente AntwoIit zu 'geben, 
weil der Flughafen HÖliscl:ring nicht ein Zivlil­
flugplatz ist, d,er der Obellsten Zhnilluftf,alut­
behörde und damit d,em V,erk:ehlisminJisterium 
.untersteht, sondern weil ,es sich hLebei um 
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Bundesminister Frühbauer 
einen Militärflughafen handelt, wobei di,e Zu- maß derzeU 'gewährter Ermäßigungen zu redu­
ständigkeit des LandesVler1Jeld.li'gung;sministe- zieren. 
riuIDs g,egehen t1st. Präsident Dr. Maleta: Danke, Herr Mini-

Präsident Dr. Maleta: 7. Anfl1age: Albg,eord- ster. 
neter Glaser (tJVP) ,an den Herrn V,erkehr,s-
mi,IlILster. Bundesministerium für Justiz 

1 124/M Präs,1dent Dr. Maleta: 8. Anfr,age: Abgeord-

Werden Sie dem Hauptausschuß des National- neter Luptowits (SPtJ) ,an den Herm Bundes­
rates im Laufe des Jahres 1973 eine Vorlage m1llli,s,ter für JillIStiZ. 
betreffend Erhöhung der OBB-Tarife zuleiten? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Herr Abgeord­
neterl Ich habe derz'eit kleine Absicht, lelinell 
AntI1a,g 'auf T,al1iferhöhung,en Idem Hauptaus­
ischuß des National,Ilates zu unterbr,eiten. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Glaser: Herr Bundes:miIli1ster! 
In 'einer Zeilt'l.lng, und zWlar in der "Tliroler 
T,ag,eszeitung", 1St ein Interview mit Ihnen 
wiJedergieg.eben, wobei Sie Laut dieser Zeitung 
wortwörtldch ,sagten: 

"Ich bin der Meinung, daß man eine kleine 
Rlegulieru.ng lin der GrößenordnJlllllg von 
3 Prozent 1974 machen lIIlüßt,e. Das ,wird man 
bei der BucLg,eter.stellung berückisichtli,gen müs­
Isen." 

Ich nehme ·an, ,daß dlJes,e MeldUIli9, di,e mei­
nes Wissens nicht dementi.eIlt wurde, i"iichtig 
,ist. Wenn Siie ,dabei zum AuS/druck bJlilliglen, 
daß SLe 3 Proz,ent für 1974 für notwendilg hal­

ten, und ,auf das Budglet dabe'ibinweilSen, dann 
darf ich doch s,ag,en: Das Budg,et für 1974 wi:rd 
,spätestens -im Dezember beschlossen werden. 
Also zu diesem Zeitpunkt muß dann festste­
hen, ob Sie ,eillie GebÜ'brenerhöhung vorhaben 
oder nicht. 

1 105/M 
Wie war der tatsächliche Wortlaut Ihrer Äuße­

rungen über die Häftlingszahlen anderer euro­
päischer Länder, auf die sich Abgeordneter Dok­
tor Kohlmaier in seiner Rede in der Sitzung des 
Nationalrates am 30. Mai 1973 bezogen hat? 

P,räsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 
Abgeoroneter! Der maßg,ebende T'eli,l meiner 
Rede vor dem Bundestag des Bundes So�ila1i­
sUscher Akademiker ,am 26. Mai 1973, auf die 
sich Idi,e ZeituJIl.gosmeLdung,en bezogen, ,auf wel­
che ,slich Herr AbgeordIlleter Dr. Kohlmaoi.er hi,er 
im Hause stützte, hlatt,e foLgenden Wortlaut 
-lich zitiere wörtlich -: 

' 

"Uberfüllte GefängJl!�Slse können weder dem 
A!IlSpruch der Gesiel1schaft ,auf Sicherheit ge­
nügen noch der Indiv1dual'isierung des St11af­
vollzugs dienlich sein, indem man sich die 
Zeit und Mühe nehmen kJann, 'auf den einzel­
nen Menscheneinzug,ehen, der für die Zeit des 
Freiheitsentzugs in di,e volle und 11l1Jeilligle­
schränkte staatliche Vel1antwortlUng über,geben 
wi.Ild." 

Im urunlittelbaren Zusammenbang mit .der 
Äuß'erung des Herrn Abgeordneten Doktor 
KohLma:1er ,stand Idann folg,ender AbSiatz mei­
ner Rede - ich zitierewi,eder wörtlich - :  

Darf ich Jet-zt Ihlie Antwort so ,auffassen, 
daß Sie im Jahr 1973 kleinen Gebüh116nerhö- "Manchmal erfOlldert das Bekenllltnils zur 
hungsantr,ag be�ilehiurr:LgsW1eilSie 1ianif<e.rhöhlUngis- Menschlkhkeit menschlichen Mut. Diese!S Be­

antl1ag d�m Hauptauslscbuß vorleg'eil wende.n? keIlilltnWs 'hat po�itJilschelll Bewegungen lIIlanchen 
kurzfrrrsttgen Nachteil, (aber ,auf Lange Sicht 
immer noch Erfolg 'gebnacht. Wir haben bLsher 
uIllSer HandeLn ,an dies'eil GIUIlidsätz,en orien­
bert, un.d wir woUen ,es ,auch !in Zuklunft ISO hal­
ten." 

Präsddent Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Friihbauer: Ich bin in Uber­

einstimmung mit der Auffassung der Bundes­
wirtschaftskammer und anderer Experten auf 
dem Gebl' et des Verkehrs der Auffassung, daß AllJS dli,esem wörtlichen Z'itat 'eIigibt sich, 
die Kostensteigerungen, die ,im Eisenbahn- daß Herr Abg.eoI'ldneter Dr. Kohlmaler, der bei 
betrieb alljährlich von ,der Lohnseite und der seinen Schlußfo1gerungen, di,e er hier ilIIl 
Materialseite her entstehen, .außer Zweifel Hohen Haus 'in d'er Sitzung vom 30. Mai 1973 
durch eline gewisse Korrektur auf der Gebüh- anstellte, von unricht1gen VOfiauSosetzuIlig,en 
renseite abgegolten werden soUen und daß aUlslg,eg,ang,en ist. 
man diesem Problem besser in kleineren Raten 
als in großen Zeitabständen in größeren Raten Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 
zu Leibe rücken soll. Abgeordneter Luptowits: Sehr 'geehrter 

Meine AUSISIage, daß lieh keinen Antrag stel- Herr Bundesministerl Ich teile Ihre Auffas­
Ien werde, bezieht sich darauf, daß ich die ,sung zu der Probllematik. Wlk haben sie ja 
Möglichkeit Siehe, di'e 'geltenden Tarifgrund- ,ausführl'ich im Justi7Jau5lsmuß vor 'zwei Jah­
lagen noch 'auszunützen, das heißt, das Aus- ,ren diskutiert. 
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Luptowits 

Es wüDd·e miCh laber nur inter·ess'i1er,en, ol:- Zur konkreten FI1a.g.e gebe 'ich Ihn.en be-
m,eSte Problematik bei dielT Konh�!f1enz der '�annt, daß dLe GeSlamtkOtsten ,oires'er Nummer 
JustJiznnilliister Europas di.skuUert wUIlde. 240.693 S betrag1en haben. 

Fräs:ident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Broda: Bei der jüngsten 
Konferenz der europä:ischen JusUzminister 
Mitte Juni in Stockholm wurde wieder auch 
über diese Probleme dn Ul1!d außerhal'b der 
Konferenz gesprochen. Unsere Bemühungen 
um eine Strafrechtsrefomn in dieser Richtung 
stehen voll im EinkLang mit den Bemühungen 
in allen Mitgliedstaaten des Europarates , die 
schädliche kurzfristige Freiheitsstrafe , so gut 
es eben möglich ist, durch andere , wirksamere 
Maßnahmen zu ersetzen. 

Präsli'dent Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Luptowits: Herr Bundesmini­

ster! Hat Herr Abgeordneter Dr. Koh1mccier 
seine Behaupt'll.Ilg.en >in irgerudeiner Form rieh­
tjlg,ge'5 tell t ? 

Präs'ident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Broda: Herr Abgeord­
neter Dr. Kohlmaier hat duf Grund einer Ver­
öffentlidmng in der "Arbeiter-Zeitung" eine 
Richtigstellung an die "Arbeiter-Zeitung" vor­
genommen. Für mich ist daher die Angelegen­

heit erledigt. 

Präsident Dr. Maleta: Di,e 9. Anfrage wurde 
zurückgezogen. Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident Dr. Maleta: 1 0. Anfrage : Abge­
ordneter Vetter (OVP) ldin den Herrn Burudes­
minister fürsoz,uaJ.e V,erWlaltung. 

l064/M 

Präs:1ctent Dr. Maleta: ZUSIatzfmge. 

Abgeordneter Vetter: Herr Vizekanzler! 
Di.e Nr. 1 dieser Eltemz,eiturug trägt 'da.s Er­
scheinungsdatum September 1972. Ich habe 
zur Kenntrnls genommen, daß sie bei EI tern­
ver.s.ammlung.en 'Und ,an J.ugendhiche vlertei.Lt 
woroen 11st. Bei den ArbeitlsäJ1ntern war 'S1e 
erst Anf1a.ug des Jlahres 1973erhältHch. Mich 
würde interess1ie'ren, 'Und ich möchte lan Sie 
di.e konkret'e Fnage Ilichten: W ,elche Gründe 
w·al1en ldussdlliagg,ebend, daß di,e Nr. 1 dieser 
Elternzeitung enst Antang 1973 in den Arbeits­
ämtern zu haben war, obwohl das EIlscheinen 
mit September 1972 Ig·ekenru�eichnet war? 

PräSl�dent Dr. Maleta: Herr Vi�ekanzler. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Die erste Auf1age 
mußte zurückgezogen werden, weil s1e den 
Berufsberatungsinter.essen nicht entsprochen 
hat. Es mußte daher eine NeUJauf1age heraus­
gebracht werden. 

Präsident Dr. Maleta: ZWeiite Zusatzf:r;age. 

Abgeordneter Vetter: Herr Vizek,anzlerl 
Wann 1st mit der Nr. 2 dtesler ElternzeitulIlig 
zu rechnen und können Sie ,g;ewährleirsten, daß 
die VorooI1eitung.en ditesmal besser getroffen 
weroen? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Vizekanzler. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Di·e Vorbereitun­
gen sind abgeschlossen, die nächste Nummer 
wird im September dieses Jahres erscheinen. 
Wir haben den redaktionellen Teil jetzt eben 
nicht mQhr einem Institut übergeben, sondern 
weitestgehend von uns beeinflußt. 

Welche Kosten hat das bisher erst einmalige Präsident Dr. Maleta: 11. Anfr.age : Abge-
Erscheinen der "Elternzeitung der Berufsbera- ordneter Dr. Schwimmer (OVP) .an Iden Herrn 
tung", deren Informationswert im übrigen sehr Sozi.alminiiSter. 
fragwürdig erscheint, verursacht? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Vizekanz­
ler. 

Bundesminister für soziaLe Verwaltung 
Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordneter! 
Ihre Anfrag.e besteht aus zwei Teilen, ,aus der 
konkreten Frag1e und ,einer subjektiven per­
'5önlichen Festste.uurug. Ich möchte daher 
zuenst zum l,etzte.ren Teil Ihnen mitteUen, daß 
di,e "Eltemzeitung der Beruf.sberatung" dm 
Zug,e de'r g.es:etzlich verankemen Beratungs­
pflicht tan ratsuchen de Jug.erudliche und deren 

Eltern heIldUisg,egeben wurde und daß Isi-e iim 
Rahmen der Elbernveranstaltung und der 
E1ternabende sowie lim ofienen Kundendlienst 
verteilt wurde und sehr 'großes Inter-eStSIe ge­
funden hat. 

l065/M 

Warum haben Sie trotz Vertröstung auf einen 
späteren Zeitpunkt bei der Beratung der 29. No­
velle zum ASVG bisher noch immer keine Vor­
schläge zur Beseitigung der unterschiedlichen 
Behandlung den Behinderten unterbreitet? 

Präsident Dr. Maleta: Bütte, Herr Vizekanz­
ler. 

Vizekanzl·er lng. Häuser: Herr Abgeordne­
ter! Ich hahe k,eine V,ertröstung,en .aus.gespro­
chen, sondern ich habe erklärt, daß dJi,e F1.lagen 
der Gleichstellung der BehiindeIlten laus llein 
v,erLCl!SsuThgJS,rechthichen Grüruden nicht durch 
mein Res,sort vollzogen wenden ikönnen. 

Präsident Dr. Maleta: Zus'atzfrage. 
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Abgeordnet'er Dr. Schwimmer: Herr Vize­
kanzler! Sie haben ;slehr wohl :im Soz,ila1aus­
,schuß bei der Behandlung der 29. ASVG­
NoveUe ,in Beantwortung runseIler Vor,schläoge 
zur VerbetSlserung des ,gesamten Riech1lspro­
blems der R,ehabdlitation zug,esagt, daß Sd,e im 
Rahmen der nächsten ASVG-NoveUe eine 
Neuolidnung der ges,amten Rehabilitation vor­
'IlJehmen wenden. Sile haben du !der Zwi,sch,en­
wH einen MiIlliJSterialeilitwurf ein,er ASVG­
NoveUe zur Begutachtung veliseJ1JcLet, jin dem 
dClis Problem der Rehabilitation überhaupt 
nicht zur Spnache kommt. Ich fnage Sie kon­
kret: Sind lim Sozi,almi'IlJilsterium um Aug,en­
Iblri.ck Arbeiten im Gang,e, 'Um dla,s Itechtsoglebiet 
Rehahilitation lim Rahmen der SoziJalvensliche-
1'lung neu zu regeln, im besonderen im Hin­
blick <auf eine GI,eichbehandlung der Behiin­
dert,en? 

Präs,ident Dr. Maleta: Herr Viizekanzler. 

Vizekanzler lug. Häuser: Ich dar,f feststel­
len, daß die Rehabilitation zwei Aspekte hat: 
den arbeitsmarktpolitischen und Iden sozial­
veroSiicherungsrechUichen. Der arbeitsmarkt­
politische ist im Rahmen der Novelle zum 
Arbeitsmarktförderungsgesetz einer Regelung 
zugeführt worden, der Isozialversicherungs­
rechtliche ist, wie Ihnen bek:annt ist, in der 
Länderkompetenz verankert und daher nicht 
in meinem Ressort Zll1stänoog. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite 2Jug,atzfrage. 

Abgeordneter Dr. Sdlwimmer: Herr Mini­
ster! Das ,Lst irusoweit unI1ich:Ug, ,a,ls !in der 
KI1anken- und PIBIlIsliorusvensicherung Reih,abi.1i­
tation.smaßnahmen 'al,s frei-wmtge Lei,stungen 
erbnacht we,rden und hi,er Unger.eimtheiten da 
sind, die wir in unser,en VOTischläg,en ICtnläßlich 
der·29. ASVG-NovleUe laJuf,g1eze1gt haben. 

Ich dad, 'nachdem ,Si,e in den ,eI1sten beiden 
Antworten dem ProbLem ,eLgentlich laus dem 
Weg .g,egang,en ,sind, 'eine ,ganz �onkr,ete RI1aoge 
stellen, eine Frage, die mich am meisten be­
rührt, weil ich es als eine der größten Unge­
rcchtigkeiten im Rahmen des Sozialversiche­
rungsrechtes ansehe: Wird bei einer nächsten 
Novellierung des ASVG Vorsorge getroffen 
werden, daß auctl die Angehörigen, die mit­
versicherten Angehörigen in den Genuß der 
Rehabilitationsleistungen der Sozialversiche­
rung kommen können? 

Prästdent Dr. Maleta: Herr Viz'ekanzler. 

Vizekanzler lug. Häuser: Im Rahmen wirt­
schaftlicher finanzieller Gegebenheliten wird 
das möglich sein. 

Präsident Dr. Maleta: Dan�er Herr Vize­
kanzler. 

Bundesminislerium für Land- und Forstwirt­
schaft 

Präs,ident Dr. Maleta: 12. Anfrage: Abge­
ordneter Meißl (FPO) lan den Herrn Bundes­
millliister für LClind- und FOI1stwirtsmaf,t. 

l080/M 
Nach welchen Kriterien wird in diesem Jahr 

der leistungsgebundene Zuschuß im Rahmen des 
Bergbauern-Sonderprogramms ausbezahlt'? 

Prästderrt Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr Abgeord­
neterl Di'e Gewährung des Ber'ghauernZiUJschUis­
ses erfol-gt lauf der GrulIlidlClig,e von ,einschlä­
gigen Soooernichtlirui'en. Dies,e Richtlinien 
sehen vor, daß Eilglentümer bez!iehungisw.ei,se 
Pächter Igtanzjährtg Iselbst bewirtscruafterber 
BeDgbauernbetr1ebe mit einer landwirtschaft­
lkhen Nutzfläche von .mi:rude.stens 0,5 ha und 
einem Kata!ste,rkennw,e:rt von mi,rudesten.s 
80 Punkten einen Bergbauernzuschuß erhalten 
können. D.ie Gewährung iCl!i'eses Zuschus,S'es 1s,t 
an di'e VorauSisetzung,en Ig,eburuden, daß de.r 
fiktiv,e Einheitswert der Betriebe 300.000 S 
nicht über,steigt und daß ISlich delr BetI1iebs­
inhaber schriftlich V1erpflichtet, IseilllJe landwirt­
schaftLichen K.ulturflächen in der bisherig,en, 
ortsüblichen und zertg:emäß'en W'elis,e pflegl1ich 
und nachhial tiog z,u bewültsmaften. 

PräJsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter MeiDl: Herr Bundesminister! 
Sie kennen die Probl,ematik, die von 'll!ns Frei­
heitlichen WlierlerhoIt kllilli'S1iert wupde, daß 
nach einem Gießkannenprinzip hi,er ZuschüSis,e 
verteilt werden. Sie haben jetzt 'g,esagt: nach 
nauen Richtlini,en. 

Darf ,ich daher dJte 'Fliag;e [,ichten: Wann 
wmden di,es'e RichtHni,en ,enarheitet? Lst es 
nicht ,der ,alte Ber,ghöfekataster, der 'he'Dan.g,e­
zog,en wird? 

Prä,s'ident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter! Ich darf ,zueI1st hemerk.en, daß 
das nicht nach ,einem G1eß�annenpr.inZlip g.e­
,schie'ht, denn ich habe Ihnen jla die Bedingun­
g,en, unter denen 'etn solcher Zuschuß g.ewährt 
wiIid, Ig,erade ,g,e,sagt. 

Der Beroghöfekataster wUI1de ,im j,ahre 1973 
und auch !schon im J,ahr,e 1972 von uns über­
arbeitet und W1�rd laufend weiter ülbeI1arbei­
tet, sodaß doi,e von Ihnen bemängleltoen und 
auch "in W'iiJ.·kHch�eit festgestelHen Differen­
zteriU11ig,en ,ausg,eglichen wenden können und 
dann ein einheitlicher Kataster zugrunde 
gelegt werden kann, der für längere Zeit Gül­
tigkeit haben wird. 

Pxäsid,ent Dr. Maleta: Zweite Zusat:zfrage. 
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Abgeordneter Meißl : Herr Bundesminister! 

Si,e kennen Idi,e Sorg·en bestimmter Problem­
gebi,ete. Ich denke da ,an di,e kLeinbäuerlichen 
Gebiete an der toten Grenze: Mühlviertel, 
W,aLdVli,ertel, Osbsteiermark, Wes ts t'eiermark , 
wo wa:hflSmeinlkh e'in GroßteH der liandwirt­
schaftlichen BetDi'ebe nicht unter dies'e Be­
s,tlmmung:en falLen wil1d. 

Welch,e Mögl'ichk,eite.n sehen Si,e, di,es,e Pro­
blIemgebi,ete, die ,eis bestimmt nicht leichter 
haben ,al,s 'so manch,e BeIigbauernbetriebe, 
e benfal1s einzu beziehen? 

nicht im Rahmen von ERP-HBfen, so im Rah­
men von AI-KreditJaktionen auf forstlichem 
Sektor. 

Präsf.dent Dr. Maleta: Zweite ZusatzfDage. 

Abgeordneter Kriz: Herr Bundesminister! 
Will man von Seite Ih119S Min1sterdums mehr 
eine Förderung des Waldes oder eiflle Förd'e­
rung von Einzelpersonen forcieren? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-IflJg. Dr. Weihs: Es ist 
GrUIlJdsatz, daß wir den Wald nicht nur erhal-

Präsident Dr. Maleta: Herr MiIlli,ster. ten wollen, sondern daß wir s'eine Bestände 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Ich verbessern wollen. 

glaube, daß man die Einbeziehung dieser ,an 
der toten Grenze l,iegenden Gebi,ete dann vor­
nehmen kann, wenn entsprechende finanz,ielle 
Mittel zur Verfügung ·stehen w.erden. 

Präsident Dr. Maleta: 13. Anfrage: Abge­
ordneter Kriz (SPO) ,an den Herrn Lcmdwirt­
schaftsmi'Il!ister. 

1114/M 
Wer hat in den letzten drei Jahren ERP­

Kredite am Forstsektor erhalten? . 

Präslilctent Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs : Herr 
Abgeordneter Kriz! Gemäß § 22 des ERP­
Fonds-Gesetzes dürfen in dem von der Bun­

desregierung dem Nationalrat :wr Kenntnis 
zu bringenden Jahresbericht drer Geschäfts­
führung des ERP-Fonds Kreditnehmer nicht 
namentlich 'genannt werden. Damit hat der 
Gesetzgeber seinen Willen :Z1l1m Ausdruck. ge­
bracht, daß die Namen von Kredlitnehmern 
lauch vor dem Nationalrat nicht öffenHich be­
handelt werden ,sollen. Sie werden daher ver­
stehen, daß rich mich ,auch jetzt an dieses vom 

Nationalrat aufgestellte Prinzip halten muß. 

Ich kann Ihnen aber die Globalsummen, die 
für die einzelnen Maßnahmen in di,esem Zeit­
raum durCh die ERP-Fachkommi,s,sion zug.eteilt 
worden sind, bekanntg,eben. Es wUI1den in dem 
von Ihnen -gefragten Zeitraum für Aufforstun­
gen 12,667.000 S, für Wegebau 38,069.000 S. 
für sozialpolitische Maßn<ahmen 3,539.000 S 
und für di'e Anschaffung von Maschinen 
18,545.000 S, in Summe 72,820.000 S zur Ver­
fügung gestellt. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfflage. 

Abgeordneter Kriz: Herr Bundesmin:ister! 
Besteht 'auch die MöglichkJeit ein,er FÖliderung 
der Nebenerwerbsbauern lim fOlistHchen Sek­
tor? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Es be­
stlehen auf jeden Fall Möglichkeiten : wenn 

Präsident Dr. Maleta: 14. Anfrage: Abge­
ordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (OVP) an den 
Herrn Landwirtsmafts:min:i,ster. 

1143/M 
Welche Maßnahmen werden Sie zur Senkung 

der hohen Treibstoffkosten für die Landwirt­
schaft für das Jahr 1974 vorsehen? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter Dr. Zittmayr! Maßnahmen ,im 
Sinne Ihrer Anfrag,e sind budgetär,er Natur. 
Sie werden 'im z,us,ammenhang mit der Erstel­
lung des Bundesvoransch1,ages für dias Jralhr 
1974 zu beraten und zu be,schließ.en 'Sein. Im 
HinbHck ·auf Artikel 51 Abs. 1 Bundes-�erfas­
sungg,g,esetz sehe ich mich daher nicht än der 
Lage, zifferlllmäß!i,ge Angaben zu machen. (Hei­
terkeit bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr: Herr 
Bundesminister! Si'e wiss,en, daß di'e öst,errei­
chi'sche Landwktschaft den höchsten Di,esel­
prets Europ,as bez'ahlt. Dieses Thema hat auch 
bei den Be,ratung,en lim BliDlGesk<anzl'eDamt eine 
maßg,ebliche Rolle ,g,espi,elt. Bei dlLeser Aus­
sprach'e haben ,am 25. Mai ,aUe öster.reicMschelJ1 
Bauernor.ganis:ationen festgestellt, daß die 
gereChtes.te und aJm beste,n z;�lelfühIiende 
Lösung für die Landwirtschaft die Verwen­
dung 'eines Tr,eibstoff,es wär,e, der nicht mit 

Bundes:miIlJe:mlölsteuer bel,ClJStet ,ist, das heißt 
also: das gefärbte Dieselöl. 

Der HeIlr Bundesooanzler hat in dieser Aus­
sp:mch·e fes.tg,est,ellt, daß im heumig,en J,ahr 'als 
Sofortmaßnahme zum AIJiSlgl,eich der Mehr­
belastung ·eine Aufstockung des Punktewertes 
erf01gt, Idaß laber für 1974 ,eine ander-e Lösung 
-g,esudlt wird. 

Meine FI1ag,e ·an Sie, Herr Miruister, geht 
nun ,dahin: Haben Sie !in Ihrem Re,s-sort Vor­
schläge für ,eine 'aJ1!dere Lösung der TreiJb­
,stoffVierbilHgunglsfrage eI1arbeitet und 'haben 
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Dipl.-Ing. Dr. Zlttmayr 

Si·e im Sinne dteser AusspI'Iach'e und Idieser 
2luslag,e des Herrn BU[}JdeskJanzl'ens bereits 
irgend WielChe Arheiten leiIllgeleitet? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl .-Ing. Dr. Weihs : Es lau­
fen auf diesem Sektor ,bereits Verhandlungen. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

A:bg.eordneter Dipl .-Ing. Dr. Zittmayr: Herr 
Bundesminister! Sind Si,e beiieit, 'soweit 'es sich 
um dii,e Vertretung der ·Larudwirtschiaft1ichen 
liDteIlessen in d.er Bund:esl1eglilerung handelt, 
enbsp.:rech.ende VOIlschlägle iaum im RJahmen des 
MiDJisterr.ates zu v,ertreten? 

Präsident Dr. Maleta: Herr M'inister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs : Es ist 
!in erster Linie eine Verhandlung mit dem 
Finanzminister notwendig, der seine Zustim­
mung für das gefärbte Dieselöl geben muß, 
damit es in der Landwirtscbaft verwendet wer­
den kann. 

Präsident Dr. Maleta: 15. Anfr.age : Abge­
ordneter Meißl (FPO) lalIl. den Hemn LandWiirt­
scnaftStIIlinis ter. 

1081/M 
Wann wird die in diesem Jahr vorgenommene 

Erhöhung des Milchkrisengroschens zurück­
genommen werden? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminist·er Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Wie 
ich be'reits mehrmals ausführliich Idargel1egt 
habe, Herr Abgeordneter, Ji,st ,eirue Senkung 
des Absatzförderungsbeitrages der�eit nicht 
möglidl. Ein Zeitpunkt für eine derarUge Maß­
nahme läßt s,ich zurzeit noch nicht abschätzen. 
Es muß lauf.end die Entwicklung der Milch­
anlieferung, des InlanJdsabsatzes, laber in 
enster Linie die Weltmarktsituation sehr auf­
merksam beobachtet wenden, um einen ehest­
möglichen Zeitpunkt zu finden, zu dem über 
eine Senkung des Kriserugroschens geredet 
werden kann. 

Präsident Dr. Maleta: ZusatzfI1age. 

Abgeordneter MeiDl: Herr Bundesminister! 
Ich bin ja selbst Tlei.Inehmer ,an di-esen Ge­
.sprächen der Bauernor.ganLsationelIl. dm Bundes­
kJanz1eI1amt und weiß daher, daß keine Uber­
eirustimmung über die Zah}.en der Anliief,erung 
urud des Absatzes hesteht. Wenn ,ieh ,richttg 
dnformJ.ert bin, dJst ,es doch ISO, daß di,e HaJb­
j ahresziffern des heuri,gen J.ahDßs kaum edne 
AnlieterungssteilgerunJg beinha:l ten und daß 
der Abs\atz g.leichglebHeben 'i,st. Das heißt, daß 
iom Grunde genommen von dLes'er Seite her 
9,esehen dii,e Zurücknahme der Erhöhung de,s 
Kdsengroschens möglich wär·e. 

Her,r BUIlldesmißlhsterl Sie .halben geSICIJgt: 
Zum ehestmög�icben Zeitpunkt. Darf lich viJel­
LeiCht Idd,e PraJge IsteHen: Sollte daJs ,ein Zeit­
punkt vor der LandtC1JQlSwa'hl in Oberösterreich 
sein? 

Präsident Dr. Maleta: Herr MiIlJister. 

BUIl!desminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs : Ich 
glaube, daß die Weltmarktsituation sich nicht 
nach der Landtagswahl in Oberösterreich 
richtet. Wenn Sie die letzten Ereignisse auf 
dem WährungssIektor verfolgen, dann werden 
Sie sicherlich zur Uberzeugung kommen, daß 
di,e Stützungs1sätze, die wir nun für Exporte ,in 
jene Gebi'ete hI1auchelIl., die floaten, wie ZUiffi 
Beispiel Itald,en, der Bereich de,s EngHschen 
Pfunds und vor allem auch was die WäJhrungs­
paritäts änderungen mit dem US-Dol1ar be­
trifft, höhere Sätze erfordern, ,als wir derzeit 
be7Jahlen. Es war auch bei den letzten Ge­

sprächen so, daß wir für diese zusätzlichen, 
durch die Währung1sparität hervor'glerufenen 
höheren Stützungssätze entsprechende Mittel 
zur Verfügung haben. Damit ist der Export 
fürs erste einmal 'gesichert. 

Präsid�ent Dr. Maleta: Zweite Zus·atzfrage. 

Abgeordneter Melßl: Herr BUIlidesmirnster l 

Da da keine Uberei,rustimmung bezüglich der 
Ziffern besteht - es hat ,auch diesbezügltich im 

BUIlJdeskianzleramt IgleWl1sse Ausetrua,ruderset­
zungen gegeben -, möchte ich die Frage 
stellen: Gibt es ruun ·einbeitliche Zifiern über 
die Milchanl�lef.eruIIJg UIlJd über den Absatz der 
Milchprodukte dm InLand, oder lsind Idas zwed 
gletI1ennte Feststellungen (sowohl IhIles Mirui­
steniums al,s auch Ider P.räsidentenkonf,er.enz? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Mi,nister. 

BundesmiIIJister Dipl .-Ing. Dr. Weihs : Herr 
Abgeordneter M€ißl! Dte Differ,en'l, die Jangeb­
lkh 'au�g,etreten !ist, wUIlde Isehr kiurze Zeit 
später bereini'gt. Di,e von mir angeg,ebeIlJen 
Ziffern wurden vollinhaltlich hestäti<gt, und 
doi,e Entwicklung des el1sten HalbjlaJhl'les hat 
g ez,eigt, daß wi:r beim Butter.abSlaJtz zum B€li­
<spiel wes.entLich. unter dem Vorj1ahr,eslClbSiatz 
beg'en und ,mcht das eueimen wlendJen , was in 
UThs,er,er Prognose ,steht, nämlich 'eine zUJSätz­
l'iche Stei,geIllLIllg von 2 B:r:o�ent. 

Wenn Sie ,sich di,e Menge von 40.000 Tonnen 
Butter vor Augen führen, daI1lI1. werden Sie 
ungefähr wThssen, welche Menge .alLein ,schon 
2 Proz.ent 'bedeuten, wenn wir ste nlicht ·er­
reichen. Wir liegen aber bis derzeit unter 
dem Niveau des Vier,gla'Ilig,enen J'ahI"es. 

Präsident Dr. Maleta: 16. Anfrage : Abge­
ordneter Dr. Heinz Fischer (SPO) ,an den 
Herrn Landw.irtschaftsmin�ster. I{ Abg. F a c h­
l e u  t n e r: Der neue Jungbauerl) 
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1133/M 
Ist simergestellt, daß die Regierungsvorlage 

für ein neues Forstgesetz, deren Entwurf bereits 
vor längerer Zeit begutachtet wurde, dem Natio­
nalrat am Beginn der Herbstsession zur parla­
mentarischen Behandlung vorgelegt werden 
kann1 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Mirnister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Arbgeordneter Dr. Fismerl Dte V,erzög,erung 
de,r Einbrlingung des FOI1strechtsg,es,etzes list 
deshalb 'eingetr,eten, wleil wi!r ,sehr Langwirenig.e 
V,erhcmdhmgen mit dren 'einzel,nen &eSlSorts 
führen mußrten. Di,e .A!rbeiten rsind lab9leschlos­
sen, und ich rgLaube, daß 'wir nach dren Sommer­
mOlllaten den Entwurf wenden ,einbIlinrgen 
können. 

Präsident Dr. Maleta: :Cusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Heinz Fisdter: Herr Bun­
desministerl Ich möchte erstens den KolLegren 
Fachleutner herurugren : er wi'rd k.eine Kon­
kUIlrenz tim LandwirtsmaftsaUJSlschruß bekom­
men (Abg. F a  c h I  e u t n e  r: Sicher nicht!), 
,und zweitens habe rich rauch micht iCllire Absicht 
oder die Möglichkeit, zu prophezeien, wie 
,l'ang es im LandwilrtsmaftsaJUrS'schuß dauern 
wiIld, wenn diese RregiieJ:1lIDg,svorLage dann eirn­
langt, bi.!S rdli,e VorbeI1aJtung ,abgeschlossen i,st. 

Da raber die frete Beg,ehbarkeit des W,aLdes 
ein AnUegen äst, d1aJs ;alle ,alpinen Vereine 
immer mit großem Nachdruck v,eIltr,eten haben 
und weiter Viert�eten , UIl1!d diese Fr,ag,e !Stieber­
lich .im ,ForrStgesetz eine 'Ilieue Iteg,elung er­
f,ahren wird und da weiteIis ,etwa 16 Prozent 
der Waldfläche im österreichischen Durch­
sdmätt im Ei,gentum der BU!ndesforrs1::e 'Slind, 
wobei dies,er Prozentsatz in manch'en Bundes­
ländem bis über 50 Proz,ent ,anstetgt, fliage ich, 
ob nticht dli.!e MÖrgJli.chkieit best'eht, daß lin Form 
einer Wei!sung oder ,edner Anweisung ,an. die 
Bundes forste diese nichUg,e AbSlidlt einer 
f:r:ei'en Beg ehbarikieit des W,aldes bereits vor­
W1eggenommen W1ird, w.as, w,�e 'g,esagt, die 
alpi.nen Vereme und rs-icherl1ich darüber hinaus 
große Teile der Bevölk,eIlUIlJg sehr begrüßen 
wiirroen. 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

angebracht werden, die in humorvoller Art 
und Weise darauf hinweirs,en sollen, a) wie 
man ,sich -im W,alde bewegen soll, b) wie man 
vermeiden soll, Gefahren 'ausgesetzt ·zu wer­
dern. 

Herr Abgeordneter Dr. Hscherl Darf ich 
Ihnen eine solche Plakette zeigen? (Der Mini­
ster weist eine Plakette vor.) Sire ,sehen hier 
oben rd!Le Gefahr der Bringung, d1e Gef,ahr der 
Schlägerung, damuter, daß man äm Wald micht 
rauchen und kiedne brennenden Ztg.aIietten 
wegwerfen IsoH und daß man rim Wiald nicht 
übergroßen Lärm Vlernnsachen !Soll, w,eil das 
nicht nur das WIiJd, Isondern ,auch die Men­
,smen belästigt. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 
(Abg. M i  n k 0 w i t s e h: Muß man eine Zu­
satzfrage s tellen, damit man diese Plakette 
zeigen kann?) 

Abgeordneter Dr. Fischer: Herr Kollege 
Minkowitsch! Ein rintelLigenter MiiIlltster be­
r,eitet sich ,auf v,enschi,edene mögHche Zusatz­
frargren vor. 

<Da ich nur noch 'eine ZUSIatzfnag,e steHen 
k,ann, darf ü:h folg,endes Spezialprob1em her­
ausgrei f,en, Herr Bundesmi..nJilSter. In ,diesen 
sachlichen Zusammenbang .gehört Ja ,auch das 
PrOlb}oem der Befahrung von For:stauilsch1i,e­
ßungswerg,en, die raus öffentlichen Mitteln, �u­
mindest zum Teil, fiIlla:nz1ert werden. Nun gilt 
es mer ei'lle �nter,ess.ensabwägung vafZuneh­
men, weil es ·einerseits IlJatür:lJich !absolut nicht 
wünschenswert sein lmnn, von den VieI1schLe­
densten Gesrichtrspunrkten her betIlachtet, ,daß 
das Befahr,en überhal1!d nLmmt, ,es ,anderen;eits 
aber doch berechUgte Interessen rgeben k·anm, 
etwa beli der V'er!Sorgul1!g von la1prinen Schutz­
hütten. 

Meine Fooge: Wii.rd ,es mög1ich Isein od,er 
ist beabsichtbg,t, daß für die V;el1sorlgung ,alpi­
ner SchutZ'hütten, .dte Ja bekJanntlich mit ,gro­
ßen Problemen zu kämpfren haben, lauf diesem 
Sektor und auf m,eSlem W,eg,e reine Erl-eichte­
rung geschJafien wind? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Mit 
Hilfe von Sondergenehmigungen weI1den 
solche Fahrzeuge zur Versorgung von alpinen 
Schutzhütten fahr·en können. 

Präsident Dr. Maleta: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Ich 
habe bereits vor 'einiger Zeit die Anweisung 
gegeben, daß die Wege in den Bundesforsten 
frei zu begehen sein ,sollen und alle dem 
entgegenstehenden Verbotstafeln zu entfer­
nen sind, mit Ausnahme der Zeiten, in denen 
Gefahr für die Wanderer besteht, ,näm}ich bei 
Schlägerungen, bei der Gefahr des Einsturzes 
von Brücken und bei der Bringung. 

Präsident Dr. Maleta: 17. Anfrage : Abge­
Ich habe auch veranlaßt, daß seit eind'ger ordneter Dr. Ermacora (OVP) ,an den Herrn 

Zeit auf allen Wegen der BundesfoI"Ste Tafeln BuooesminlÜster für LanJdJesverteidigung. 

508 
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1094/M 
Welchen Zeitpunkt werden Sie, nachdem Ihre 

Verteidigungspolitik durch ein sogenanntes 
VVeißbuch unter lebhaftem Anteil der Offent­
lichkeit erneut diskutiert wurde, wählen, um 
dem Plem�m des Nationalrates über Ihre Ver­
teidigungspolitik endlich Rechenschaft ;zu geben 1 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Mini.ster. 

B undesminister für LaIl!desverteidigung Lüt­
gendOJrf: Sehr geehrter Herr Abg,eol1dneter!  
Ich hc::.be 'in letzt,er Z,eit mehrfach meine Bereit­
schaft zum Ausdruck ,g'ebracht, den Abg,eord­
neten über die Situation im Ber,eich der Lan­
desverteidiogung Beroicht zu erstatten, weil 'ich 
,selbst daran inbere9si,ert !hin, den Nationalr,at 
über Fra,gen der V.ertei.di.guIlJ91SPollitäk zu in­
formier,en. Ich darf aher daran erinnern, daß 
ich bereHls in der Beantwortung Ihrer Anfl1Cl1ge 
in der Fr,a,gestund-e am 14. Feber 1973 50Wli e  
i n  der 'scha:;iftlichen Beantwortung der münd­
lichen Anfl'age iClJBS Herrn Ahg:eord!neten zum 

Nationall1at tv1arwan-Schloss:er Nr. 935/M auf 
die zahlreichen , vom Nationalrat zu behan­
delnden Regierungsvorlagen hingewiesen 
habe, die die Behandlung eines solchen Be­
richtes zum damaligen Zeitpunkt nicht mög­
lich erscheinen ließen. Ich habe daher - um 
möglichst bald zumindest die Mitglieder des 
Landesverteidigungsausschusses und auch des 
Landesverteidigungsrates zu informieren -
diese Mitglieder bereits zu einem Informa­
tionsgespräch für den 22. Mai dieses Jahre·s 
eingeladen. Da mehrere Herren aus Ter:min­
gründen zu einer Absage gezwungen waren, 
mußte ich di,eses Gespräch leider ,auf einen 
späteren Zeitpunkt ver,schi,eben. Ich habe mich 
daher an den Herrn Präsidenten des National­
rates gewandt und ersucht, mir einen aus der 
Sicht der Parlaments arbeit günstigen Termin 
für das vorgesehene Gespräch zu nennen. Ich 
hoffe, daß dieses Gespräch in ahsehbarer Zeit 
sta ttunden kann. 

Prärsident Dr . Maleta: Eine Zusatzfr:aJg,e. 

Abgeordneter Dr. Ermacora: In der Präsi­
dialkonferenz, Herr Bundesminister, i'st gerade 
di,eser Vorschlag bezüglich eines TerminlS von 
d er Sozialistischen Partei abgelehnt wOl1den. 
Im verstehe schon, daß Sie mit einzelnen A:b­
geordneten oder Vertretern der üppo sUions­
partei i n  Auslschüssen und vielleicht auch in 
vertraulicheren Gesprächen über die l.;a'ge des 
Bundesheeres sprechen wollen. Aber warum 
aeb en Sie denn keinen Bericht über die Lage 

,des Bundesheeres ab, sQidaß ein ,solcher Be­
richt im Plenum behandelt werden kann? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Abgabe eine5 s,ehr umfass.enden Bel1ichtes 
-- und einen ,solchen möchte kl.1. }a vorleg:en ­
'geWli,sse Sparten gibt, die der Geheimhaltung 
unterliegen. Ich emchte ,es Idaher für s,ehr 
zweckmäßi'g, zunächst ,einen Bericht nur im 
A usschuß zu beh arude 1'11 , hevor ein umflassen­
der Ber:icht lim PLenum vor'9'eloegt wiird. Ich 
habe natürliich vor, nachdem S1e :in Ihr,em 
sogenannten Weißbuch aus Ihrer Sicht heraus 
di,e Situation des Bundesheeres b el,euchtet 
haben, meinen Bericht 'so ,aufzubauen, daß ich 
doch eine'11 :s,ehT ,entscheidenden Rückbllick. über 
di,e Zeit meiner ver,ehrten Amtsvor,gänger 
geben muß, denn nur aus dieser Sicht heraus 
1E:1itet ,sich die ,gegenwärlU,g,e Situation lim 
Bundes'heer ab. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatz,frage. 

Abgeordneter Dr. Ermacora: Herr Bundes­
miruhst,er !  Di,e Ar,gumentat:ion, ,daß Si'e gerne 
auf di'e Situattion in ,der Amtszeit Ihr:er Vor­
gäng,er zurückblend·en möchten, 1st in d,er 
Off,entlichkeit wohl bekannt. Nachdem aber 
der Heu Gene'ml Spannocchl nun l:ClIUt Pressle­
meldungen fe,sbgestellt hat, daß dIie Stunde 
Null für das Bundeshe,er ,g,ekommen Is,ei, wäre 
es doch für d1e Off.entliichkeit ,ganz intel1eslsant, 
einen Bel1icht bils zu di,es,er Stunde Null 'lind 
ab dieser Stunde Null zu erhalten. Herr 
Bundesmini,ste.r ! Sie haUen lin mehl1eren Ge­
,sprächen �n Aus,sicht gestellt, einmal daß Sie 
;in der He:rbstseSlS!iO'n und zum zweilten Mal, 
daß Sie !in de'r Frühj.ah:r;s,session benimten 
wollten. Die Frühj ahrssession des National­
Dates 'g.eht nun zu Ende, Jd,i,e Stunde Null 
scheint 'gekommen zu Isein, und wi,r haben 
noch immer kleinen Benicht. 

'Wann ,weDcLen Sie nun IBndlich einen ge­
richt an das Hohe Haus, der ,im Aus,schuß und 
im Plenu:rn di,skout,i,ert wlerden IDann, vorlegen? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr ge,ehrter 
Herr Abgeordneter!  Ich möchte doch, nachdem 
Si,e die 1S00geI1Jannte StuIlJde Null ,aJIlJg,ezogoen 
haben, von meiner Seite hLezu Stellung neh­
men. Bei di,es,er Bez,eichnung St\lJIlrle Null 
handelt 'es .slich um da.s Armeekommando und 
nicht um ,c1as Bundesheer (Zwischenruf bei 
der SPO: Das versteht er ja nicht! - Abg. 
O i e  n b ö c k: Null ist Null!) Da muß ich 
Ischon .auf ,eine 'Slehr Ig,enaue Präz1ilsierung Wert 
16g:en. Selbstverlständlich werde ich, wenn mir 
die Mög1ichIDeit ,eines T'ermines zur Bericht­
erstattung g:egeben wil1d, ,den Bericht 'so b:ald 
als mÖlglich Idbg·eben. 

Bundesminister Lütgendorf: Herr Abgeolid- Präsident Dr. Maleta: 18. Anfrage : Abge-
neter ! Si,e Wils,s,en 'ganz genau, tdaß elS gerade ordneter Dr. Sdlmi:dt (FPO) an den Herrn 
im Bereich der Landesvellteidi,gung bei der Ver1Je1di{fung,sminister. 
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1146/M Aber ich muß nur angesichts eines Soldaten-
Welche Maßnahme wurde seit Inkrafttreten gespräches, das bei einer der letzten Sitzungen 

der Wehrgesetznovelle 1971 nunmehr endlich hier im Hause stattgefunden hat, eines fest­
ergriffen, um die Ausbildung unter Vermeidung stellen : Es hat sich in der Diskussion mit den 
von Leerlauf entsprechend zu straffen? 

Präsident Dr. Maleta : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf : Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter Dr. Schmidt! Ein wesent­
liches Ziel der mit der sogenannten Wehr­
rechtsnovelle 197 1  eingeleiteten Reform des 
österreichischen Bundesheeres stellte die 
Straffung des Ausbildungsbetriebes der Truppe 
dar. So bedurfte es einer Reihe entscheidender 
Änderungen der bestehenden Ausbildungs­
vorschriften, um dieser Zielvorstellung ange­
sichts der Verkürzung der Dauer des ordent­
lichen Präsenzdienstes von neun Monaten auf 
einen sechsmonatigen Grundwehrdienst ge­
recht werden zu können. 

Demzufolge wurden nach dem Inkrafttreten 
der Wehrrechtsnovelle 1971 am 1. August 
1 97 1  zunächst "Vorläufige Ausbildungsricht­
linien für das Bundesheer" erlassen. Diese 
Richtlinien wurden auf Grund der Erfahrungen 
der Praxis in weiterer Folge durch die "Aus­
bildungsrichtlinien für den Grundwehrdienst" 
vom 1 6. August 1 972 ersetzt. 

Nach entsprechender Erprobung wurden des 
weiteren Ausbildungsrichtlinien für die Trup­
penübungen mit Erlaß vom 15 .  Jänner 1 973 
festgelegt. Diesen Richtlinien liegt ein Aus­
bildungssystem zugrunde, das dem unter­
schiedlichen Ausbildungsniveau der Teil­
nehmer an Truppenübungen durch eine ent­
sprechend flexible Gestaltung der Ausbildung 
sowie durch weitgehende Vermeidungen von 
Wiederholungen Rechnung trägt. Im Hinblick 
auf die positiven Erfahrungen, die mit diesem 
Ausbildungssystem gewonnen wurden, wird 
derzeit geprüft beziehungsweise erprobt, in­
wieweit dieses System auch für die Ausbil­
dung während des Grundwehrdienstes zweck­
mäßig erscheint. 

Im übrigen wurden zahlreiche weitere Maß­
nahmen gesetzt, die auf eine Straffung der 
Ausbildung durch eine intensivere Schulung 
des Ausbildungskaders, eine Modernisierung 
der Ausbildungsmittel sowie eine Verbesse­
rung der Infrastruktur durch einen verstärkten 
Ausbau von Ausbildungseinrichtungen gerich­
tet sind. 

Jungmännern ein sehr erschütterndes Bild 
gezeigt. Es haben nämlich Jungmänner einer 
Artillerieeinheit im fünften Wehrdienstmonat 
bekundet, daß sie außer der Ausbildung am 
Sturmgewehr keine sonstige theoretische und 
pI1aktische Waffenausbildung genossen hätten 
und daß sie keinen einzigen scharfen Schuß 
während ihrer Ausbildungszeit abgegeben 
haben. 

Weiters wurde festgestellt - darüber haben 
sich die Jungmänner beklagt -, daß sie zu 
übermäßigen Reinigungsarbeiten herangezo­
gen werden, und zwar vor allem am Samstag 
vormittag. Bei längerer Diskussion hat sich 
herausgestellt, daß dies deswegen der Fall ist, 
weil ,am Samstag kein Kaderpersonal zur Ver­
fügung steht, da Uberstunden nicht gemacht 
werden dürfen, zumal man einsparen muß. 

Ich weiß nicht, Herr Bundesminister, wie 
sich diese Zustände, die auch in Anwesenheit 
von Abgeordneten der anderen Fraktionen 
bekundet worden sind - das möchte ich Sie 
j etzt fragen -, vereinbaren lassen mit der 
von Ihnen geschilderten neuen Ausbildung. 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter ! Sie beziehen sich auf das 
1 05. Kontaktgespräch mit, wie ich glaube, 
16 Soldaten der ersten Abteilung des Artille­
rieregimentes NI. 1. Idl habe den Bericht über 
dieses Gespräch. (Abg. Dr. B a u  e r: Das ist 
normalerweise keine schlechte Einheitl) Danke 
für die Anerkennung, Herr Abgeordneter. 
(Abg. Dr. B a u  e r: Die gilt nicht Ihnen, Herr 
Minister!) Es ist das wirklich keine schlechte 
Einheit. 

Nun handelt es sich bei diesem Kontingent 
um ein reines Uberbrückungskontingent ; die­
ser Abteilung wurde zu diesem Einberufungs­
turnus nicht der volle Stand an Wehrpflichti­
gen zugeordnet, sondern nur so viele Wehr­
pflichtige, die dringend zur Systemerhaltung 
erforderlich sind. (Abg. T Ö d 1 i n g: Leerlauff) 

Ich darf in diesem Zusammenhang auch 
sagen, damit kein Mißverständnis entsteht : 

Präsident Dr. Maleta : Zusatzfrage. Die Jungmänner haben schon geschossen! 
Abgeordneter Dr. Schmidt: Verehrter Herr Sie haben ihre Ubungen mit dem Sturm­

Bundesminister I Ich habe mit großem Inter- gewehr - Sie, Herr Abgeordneter, werden 
esse die Ausführungen verfolgt. Ich maße mir sich daran erinnern können - ja abgeschlos­
natürlich nicht an, die Qualität der von Ihnen sen gehabt. Sie haben allerdings nicht ge­
zitierten Ausbildungsvorschriften zu beurtei- schossen mit der Artillerie, das heißt mit den 
len. Ich habe auch keine Generalstabsausbil- Geschützen. Das war auch nicht die Aufgabe 
dung. I der sogenannten Systemerhalter. 
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Bundesminister Lütgendorf 

Man muß also hier j eweils einen Unter- betenen Termin dieses Areal dienstlich nicht 
schied machen zwischen jenen Einheiten, die benötigt wurde und derartige Unterstützun­
rein auf volle Stärke gebracht und zu vollen gen, soweit dienstlich vertretbar, auch anderen 
Einsatzeinheiten ausgebildet werden, und Jugend- und Sportorganisationen regelmäßig 
jenen Teilen, die nur eine Uberbrückungsauf- gewährt werden. Der Vollständigkeit halber 
g,abe zu erfüllen haben. Zum nachfolgenden darf ich noch bemerken, daß infolge der Maul­
Einberufungsturnus erhält diese Abteilung und Klauenseuche dieses Treffen abgesagt und 
wieder ein stärkeres Kontingent an Wehr- das in Rede stehende Areal somit nicht benützt 
pflichtigen. wurde. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Schmidt: Herr Bundes­
ministerl Sie selbst haben j etzt von den 
Geschützen gesprochen. Das gibt mir Ver­
anlassung zu meiner zweiten Zusatzfrage. 

Abgeordneter Tödling: Herr Bundesministerf 
Ich weiß schon, daß das Treffen mehr oder 
weniger über höhere Gewalt nicht stattge­
funden hat. Ich kenne das Programm. Ich 
möchte schon sagen, daß die MILAK regelrecht 
okkupiert worden wäre, wenn ich mich so aus­
drücken darf. (Abg. L a  n c: Die Roten Falken 
stürmen die Militärakademie! - Heiterkeit.) 

Herr Bundesminister! Was waren dann die 
Beweggründe, daß zum Beispiel die Teilneh­
mer an der Osterreichrundfahrt nicht in 

Man erfuhr bei dieser Unterhaltung mit den 
Jungmännern tatsächlich, daß dieses Regiment 
keine einsatzbereite Geschützbatterie besitzt 
und daß auch keinerlei Schießübungen statt­
finden. Das letzte Batterieschießen war im 
Vorjahr. Derzeit ist kein einziges Geschütz 
besetzt. 

Kasernen nächtigen durften oder zum ande­
Ich fnage Sie, ob Sie diese Zustände mit der rer daß eine sportliche Veranstaltung - nach­

Zielsetzung der Wehrgesetznovelle 1971 für dem Sie den Sport erwähnt hatten - in 
vereinbar halten. (Ruf bei der OVP: Sicher!) Langenlebam nicht stattfinden durfte? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Erstens ist die 
II AR 1 kein Teil der Bereitschaftstruppe. Es 
wurden mit den heurigen Einberufungsturnus­
sen in erster Linie den Bataillonen und den 
Abteilungen, die der Bereitschaftstruppe zu­
geordnet wurden, die volle Zahl Wehrpflich­
tiger zugeteilt. Zum zweiten wird diese Ab­
teilung heuer im Herbst ihr Batterie- und 
Abteilungsschießen durchführen, weil sie dann 
zu diesem Zeitpunkt die nötige Anzahl an 
Wehrpflichtigen besitzt. 

Präsident Dr. Maleta: 1 9. Anfrage : Abge­
ordneter Tödling (OVP) an den Herrn Ver­
teidigungsminis ter . 

l093/M 
Was hat Sie bewogen, den Roten Falken an­

läßlich des diesjährigen Pfingsttreffens in Wie­
ner Neustadt Anlagen der Militärakademie zur 
Verfügung zu stellen? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Verteidi­
gungsminister . 

Bundesminister Ltltgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneterl Auf Ihre Frage, was mich 
bewogen hat, den Roten Falken anläßlich des 
diesjährigen Pfingsttreffens in Wiener Neu­
stadt Anlagen der Militärakademie zur Ver­
fügung zu stellen, darf ich Ihnen mitteilen, 
daß ich dem Ersuchen dieser Organisation, den 
alten Reitplatz auf dem Gelände der Theresia­
nischen MilitäI1akademie benützen zu dürfen, 
deshalb entsprochen habe, weil zu dem er-

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich glaube, ich muß etwas 
weiter ausholen. 

Zunächst darf ich sagen, daß von einer 
Okkupierung irgendeiner Einrichtung des 
Bundesheeres durch eine Sportorganisation 
oder Jugendorganisation niemals die Rede 
sein kann, denn die Betreffenden, die zu uns 
kommen, fühlen sich meistens auch sehr wohl, 
so wie zum Beispiel auch die Katholische 
Jungschar der Erzdiözese Wien, die ihre Vikla­
riatsmeisterschaften auch in Wiener Neustadt 
durchgeführt hat. 

Aber zur Osterreichrundfahrt darf ich noch 
folgendes ergänzen. (Zwischenrufe bei der 
OVP. - Gegenrufe bei .deI SPO.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Am Wort ist der Her:r Minister. 

Bundesminister Lütgendorf (iortse tzend): 
D1e ast;erreichrund�ahrt findet ja ndcht ,alltein 
an ,einem Wochenende oder �u Fieierbag.en 
statt, rSondern rollt bekanntliCh tdJi.e ganze 
Woche durch. Das hat !in der Vefog,angenheit 
bed,eutet, daß lin .einzelnen kLeinen Gal'Iliisonen, 
wo gar keine ffleLe zUJSätzlime Unterk'l1nfts­
mö·gldchlooit für di\e �eilnehmer und für die 
Begl,eitmann.schaften bestand, ·soglar ,einZleIne 
Kompani,en v.erlegt w.erden mußten. Es ,sind 
bedlauerlicherw.eti,s·e ,auch UnzukömmliChkeiten 
durch fr:emdes P.eI1sona.I 'in Iden Kasenl,en ,ein-
9,etreten. - Ich möchte mim hi,er ruicht näher 
äußern. (Abg. L i  n s b a u  e I: Bei den Roten 

77. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)14 von 49

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 77. Sitzung - 4. Juli 1 973 7363 

Bundesminister Lütgendorf 

Falken wäre das nicht gewesen! - Abg. Präs1dent Dr. Maleta: Danke, Herr Minister. 
S k r i t e  k :  Bei der Jungschar auch nichtl) Ich Die 60 Minuten der Fl1agestunde sind labge-
habe das in schriftlicher Form damals au<h 
der iCLamallLg,en OsteI'lleimiJscruen RJa1dJsport-
kommisslion zur Kenntnd,s <g,ebllacht. 

kh weiß nJicht, ob 'es noch V1ertr,ebba,r ]st, 
daß uIllSer K,alderpel1soilial Uber.stunden bis spät 
in die Nacht hinein machen muß, um zum Bei­
sp'1el ,dann 'eilIle Wiarnwerpflegamg um 2 1  Uhr 
'a'uszru,geben, wdr darüber ,MIllaUs etinen zusätz­
lichen Wach- und Sicherungsdienst einführen 
mÜJS;Slen iUnd UTIISelle JUIllgrrnänner dann durch 
'f,age h:ilndurch die RJeini,gung der etwas sta'rk 
benützten Unterkünfte vornehmen müSts,en. I<h 
muß Ihnen, Herr Abg'eol1dneter, ,ehr1ich sIag:en : 
Dafür sind unse:r:e JUIlJgen Soldat,en ,IlIicht da ! 
(Zustimmung bei der SPO.) 

Präslident Dr. Maleta: Zweite Zus'atzfllage. 

Abgeordneter Tödling: Herr Bundesminister! 
Dieselben Flakten hätten jla ,auch für Wi,ener 
Ne'UJstadt zugetroffen. (Abg. L i  b a 1: Voll­
kommen falsch! - Weitere Zwischenrufe. -
Präsident Dr. M a 1 e t a gib t das Glocken­
zeichen.) Ja, ,natürlich ! Auch dort wa'r di,e Vler­
pfLegung ,dJurch das BUlIldesheer vOllges,ehen. 

Ich möchte nun �ur zweiten Zuslatzfrag1e 
kommen. Ich bezIehe mich noch 'eiIlJTha.l lauf 
eine sportliche Voel1anstaltung lin Langenlebarn. 

Herr BundesmiI1l1steri Wel1den Sile wie im 
F.alLe Wi'ener NeUlstadt - ;einen P,all, nämLich 
die Kathollische Jug,end, haben Si,e erwähIllt -
,auch !in ,a,ndmen FäHen, wenn Wünsch!e in 
diJeser Richtung henaJIllg,etllagen wellden, daß 
Einnichtungen des Bundesheer:es beansprucht 
werden, ebenso ,großzüg1g \sei.n Wlie in diJesem 
Wiener Neustädter Fall? 

Präs�dent Dr. Maleta: Herr Minister. 

laufen. Somit ist die FragestUilide beenJdet. 

Zuweisungen 

Präsident Dr. Maleta: Die in der letzten 
Sitzung eingebnachten Anträge weise ,ich zu 
wie folgt: 

Antrag 85/ A der Abgeopdneten Dr. Hauser 
und Genossen betreffend positive g,esetzliche 
Maßnahmen zum Schutz,e des welldenden 
Lebens dem Justiz·ausschuß ; 

Antrag 86/ A der Abgeordneten Dr. Keimel 
uIlld Genossen betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Einkommensteuergesetz 1972 ge­
ändert wil'd, und 

Antrag 87/ A der Abgeordneten Wielandner, 
Steiner, Meißl und Genoss'en betreffend ein 
Bundesges.etz, mit dem das Katastrophenfonds­
,gesetz neuerlich ,geändert wird, 

dem Finanz- und Budgletausschuß sowie 

Antrag 88/ A der Abgeordneten Anneliese 
Albrecht und Genossen betreffend Änderung 
des Preisbestimmungs'gesetzes 1972, BGBl. 
Nr. 27 1 ,  

dem Verfassull'gisausschuß. 

Die .in der letzten Sitzung al,s 'eing'ebracht 
bekanntgegebene Re.g.ierungsvorlag,e: Bundes­
g·esetz betreffend die Arbeitsverfiassung 
(Arbeitsverfassungsgesetz) (840 der BeHagen) , 
weise ich 

dem Ausschuß für soztale Verwaltung zu. 

Ferner weise ich den Bericht des Bundes­
mjnisters für Finanzen über die neuerliche 
Revision und Erweiterung des langfristig,en 
Investitionsprogramms des Bundes für die 
Jahre 1973 bis 1 982 (III-97 der Beilägen) dem 

Finanz- und Budg'etausschuß zu. 

1. Punkt: Bericht des Ausschusses für Gesund­
heit und UmweltsdlUtz über die Regierungs­
vorlage (770 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit 
dem das Tuberkulosegesetz geändert wird 
(Tuberkulosegesetz-Novelle) (837 der Bei-

lagen) 

Bundesminiister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abg'eordneter ! Ich weiß zunächst einmal 
ni<ht, welche V,el1anstJalturug lin Lang'enI'ebarn 
Sile medrren. Wenn ,es das Flugp1atzl1ennen 
gewesen dst, darf ich ISiäg,en, daß wir dort mit 
einem Kosteiliaufwand von über 2 Mmionen 
Smming dli,e P,i,st'e aus SteueIigeltdern halben 
herrichten 1as,slen. Es wälle nicht zu veI1a1nt­

worten - obwohl di,e Piste nun ,ei�ne 'aJU:s­
,gez,eidmete Oberdeffi.,e 'hat -, daß man IClJi,es,e 
Piste für extreme Sportveranstaltungen zur Präsident Dr. Maleta: Wir gehen :in die 

Verfügung stellt. Tagesordnung ein und gelangen zum 1 .  Punkt: 

Ich habe wiedeI'holt zum Ausdruck. gebpacht 
und dJ,e Sport oI'igaIll1sa1!i onen kennen 

mich -: Ich helfe limmer und übel1all, wo 'es um 
Bereich UfilSiel1er MögHchkeiten isteht. W,enn 
aber unsere e1genen Mittel dazu nicht aus­
langen, dann muß 'ich leilder ,eine Absaig,e 
geben. (Ruf bei der OVP: Wie bei den Roten 
Falken!) 

Tuberkulosegesetz-Novelle. 

Berichterstatter ist die Prau Abgeordnete 
Hanna Hager. Ich biUe um den Bericht. 

Berichterstatterin Hanna Hager: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus ! Ich bllinge den Bericht des 
.A.usschus,s,e5 für Gesundheit Ilmd Umwelt­
sdmtz über die Regi.erung'Svor1IClJg,e (770 der 
BeiLa<g.en) : Bundesg1es1etz, mit d�m das Tuber-
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Hanna Hager 

kuloseg1e.setz [geändert wiird 
gesetz-Novelle) . 

(Tuberkulos,e- chung dieses Absatzes soll nunmehr der An­
spruch auf Wirtschaftshilfe ·auf ,alle Ber'sonen, 

Der vorHegiel1ide Gesetzentwurf [sli,e'ht lim 
wei&entLiehen dl1e Besle:iti>gUIlig d,er Ein­
kommensgr'e\Ilz,e für die UbeT<nahme der Be­
hanrllungskosten durch den Bund sowi,e ,eine 
Neureg,elung der Berechnung ,des für das Aus­
maß der Wirtschtaft,s.hHfe maßlg,ebenJden Bin­
kommens tin 'eiIl!er :dem Zweck di,eser Lei,stung 
,entsprechenden W,ei[sle vor. Darüber hJi'Il!Cl!uS 
[sollen dCiJS Verf.ahr,en vrereinfacht, dJile Be,s'Um­
mung:en über di,e Anhalitung uneinsichtig,er 
TuberkulOls,ekranker wi,rks.amer ,ges.taltet und 
der Umfang der Rei,s,ekost·envrergütUThg für dire 
vOIlg,eschniebenen Untelisuchung:en eiIl!deuti'g 
umschri,ebelI1 werden. 

di,e sich im Bundesgebiet 'aufhalten, ohne Ein­
schränkung ausgedehnt weIden. 

Zu Z. 5 § 42 Abs. 2 :  

Die Einfügung der Worte , r'Zlur Gänze" im 
ersten Halhsatz wurde zur KlarsteIlung vor­
genommen. 

Zu Z. 5 § 44 Abs. 1 :  

Durch die Einfügung der Worte " an die 
Angehör,igen (Absatz 2) " nach den Worten 
"durch drei Monate" ,soll eindeutig festge1egt 
werden, an wen die Wdrtschaftshilfe nach dem 
Tod des Erkrankten weitte:r:zuleisten ist. 

Zu Z. 6 :  

Durch die Einfügung einer neuen Ziffer 6 
,schutz hat dJi:e Ig:egenstäntdldche Regli,erung,s- in den T'ext der RegierungsvorLage ,soll der 
vorlage 1n iSleine,r Sitzung tarn 27. Juni 1973 in Forderung der politischen Landesfinanz­
VerhCiJn!d1ung '9ienommen. referenten ,auf Ubernahme der Reisekosten 

ner AUls,schuß fÜlr Gesu:nd!heit und Umwelt-

An der Debatte betentgten [sich :außm dem für die im G esetz vorgesehenen Pflichtunter­

Berichterstatter di,e Abgeordneten Herta sumungen durch den Bund 'entsprochen 

Wi1nkller, Dr. Mang,a Huhinrek, v.etter, Doktor werden. 
F,pauscher, Pans:i, Dr. HaLder, Hans Mayr, Dok- Der Ausschuß für Gelsundheit und Umwelt­
tor Ker!stTIJilg und Ofenböck sowie der Aus- schutz stellt somit den A n  t r 'a g, der 
!schußobmann Abg[emdneter Dr. Scrinzi und Nationalrat wolle dem .dem Ausschußbericht 
Bundesmin�ster für Ge,sundhei,t und Umwelt­
.schutz Dr. I[ngIlid Leodolter. 

Von der Abg:eordneten Herta W'ink1er ISowie 
vom AbgeordruetJen v.etter wUIldJe j'e ein Ab­
änderungs.an tfiCiJg 'elinge brach t. 

Bei der AbsHm.mung wUIlde die R,e,gti,erungs­
vor.1CiJge unter ß,e'TÜck'sichtLg.ung der erwähnten 
Abänderungls,anträg,e telHs mi,t Stimmenein­
helltgkeit, teils mit Stimmenmehrheit laI1l9',e­
nommen. 

angeschlossenen Gesetzentwurf die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Ich bitte, falls Wortme1dungen s.ind, 
General- und Spezi:aldebaUe unter einem a'b­
führen zu woUen. 

Präsident Probst (den . Vorsitz über-
nehmend) : Erhebt 'Slich ,ein Einwand, GenemI­
und Spez,j:aldebatte runter red[nem labzu­
fühI1en? - Kiein Einwand. Wir rgehen rin rdi,e 
Debatte ,ein. 

Der Gesetz·estext ist 'in der vom Ausschuß Al,s erster ,g,el,angt zum Wort der Herr Abg.e-
beschlossenen Flas'SlUng dem Bericht bei- ordnete Vet,ter. 
Igedruckt. 

Zu den vom AUSischuß vOIrrgenommenen Ab­
änderungen hezJ.ehung,sweiJSoe Ergänzungen, 
die ,slich lauf den Artikel I beschrä.nkren, wlird 
follgeIl!des bemerkt : 

Zu Z. 2 b § 21 AbiS. 1 :  

Durch die Anfügung des nunmehliig.en 
letzten Satzes des § 21 Abs. 1 soll di'e Ein­
weisung nieht nur .in eine 'allgemeine Kr:anken­
anstalt, sondern auch in ,eine Lungenabteilung 
in einem psychiatrischen Kfiankenhaus ermö·g­
licht werden. 

Zu Z. 5 § 41 : 

In Ziffer 5 § 4 1  der Regierungsvorla'ge war 

Ahgeordu'eter Vetter (OVP) : Herr Präs'ident ! 
M'edne DCliffien und He·nen! Di,e modern::m 
Methoden der Medizin haben ,eIS reI1mögLicht, 
daß eine ,immer erfo1g,r,eii'cher.e 'Und lei(Ille z,eiit­
lieh immer kür�er w.eI1dende Bekämpfung leier 
Tbc durchg!eführt wleI1dren konIl!te. Daher ist 
'ein 'ständi'ger Rü�gang rdi,es:er :KI1ankhteit zu 
ver�eichnen. Di,eser Rückg.ang zeilgte ,siich auch 
vor laUem :im rückläIufigen Aufwand rdes Bun­
des nach dem Tuberkulose9lesetz. 

Während .der Aufwand lim Jlcrhre 1970 noch 
rund 55 Millionen SchilliIl!g betrug, fiel er um 
Jahr'e 1 97 1  lauf rund 49 Millionen Schilling, 
und im Jahre 1972 betrug der Aufwand nur 
m ehr 42 Millionen SchiUing. 

ein Absatz 9 enthalten, der eine Einschrän- Trot2ldrem war [es CiJuf GrUIlid der tSleit dem 
kung des Personenkreises der AusläIl!der und JiöhJ.1e 1968 giemachten Edahr:ungen lIlotwendtg, 
Staatenlosen, denen Anspruch auf Wirtschafts- das ,arn 1 .  Juli 1968 in K'J.1aft get.r,etellie Tube,r­
hilfe zu gewähren i[5t, vorsah. Durch die Strei- . kulog,egesetz zu novelhleJ.1en. Die Zi,el-
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'setzungen der NoveHe - 'slile wunden beredlts 
bei der Berlichter,stattung erwähnt - i5!irnd in 
fünf Punkten zusiammengefaßt. In ·ein�g'en 
w enigen Punkten konnt,e eine einv€lrnehmHche 
Lösung �m AuS/schuß nicht ,erreicht werden. 

Ich möchte ,hier nochmals den Standpunkt 
meilIlier Fr;aktJlon konkretis:1eren und prän]sile­
ren. Zum ersten tbetrraf les die FI!a:ge, eine 
wirkJsamere Gestaltung der Anhaltung unein ­
skht1ger Tuberkulosekranker zu el1mögLichen. 
Nach § 2 1  des Tuberkulosegesetzes wären 
durch 'eine Verordnung für diesen Zweck ge­
ei'gnete Sonderanstalten zu errichten gewesen. 
Dies ist nicht geschehen , wahrscheinlkh im 
HinbHck 'auf die g,eringe Zahl der in Betracht 
kommenden Personen und der ,damit verbun­
denen doch sehr hohen finanziellen Kosten. 
Das ist die j etzige Situation. 

Wenn man in Betracht zieht, daß die Anzahl 
di eser Kranken noch weiter im Sinken sein 
wird, ,so kann man sicherlich annehmen, daß 
auch in Zukunft dieser Bestimmung des § 2 1  
nicht entsprochen werden wird. 

Di,e RegierungsvorLage versucht eine Lösung 
in der Form zu finden, ,daß die·se unein­
sichtigen Kranken, die eine Gefahr für ihre 
Umg,ebung bedeuten - falls ehen keine 
andere Möglichkeit besteht -, in eine Kran­
kenanstalt zum Zweck der Anhaltung ein­
zuweisen ,sind. 

Daß man hier weniger an eine allgemein­
öffentliche Krankenanstalt g,edacht hat, da es 

hier Ja fast unmöglich ist, ohne besondere auf­
wendige Investitionen eine zuverläss.i9'e An­
haltung zu ermöglichen , zeigen die Bemerkun­
gen in den Erläuterung,en. 

Es heißt hier wortwörtlich - ich zitiere -: 
"Durch die vorgeschlagene Ges,etzesänderung 
soll die Möglichkeit eröffnet werden, die Ein­
we.isung dieser kleinen Gruppe in eine Tuber­
kulose:qabteilung z. B. eines psychiatr'ischen 
Krankenhauses vorzunehmen. Damit ist die 
Absonderung und Anhaltung, aber auch die 
fast ,immer notwendig,e psychi atrische Be­
handlung dieser Person gewähdeistet." 

Damit diese Uberlegung nach unserer M,ei­
nung auch im Gesetzestext ihren Nieder­
schlag finden soll, habe ich im Ausschuß einen 
Antrag eingebracht, dem die Regierungsparte i 
beig·etreten ist und der damit ,angenommen 
worden ist. 

Der Vorsitzende des Ausschusses, Primarius 
. Dr. Scrinzi , hat gegen diese Regelung schwere 

Bedenken angemeldet. Ich möchte hier noch­
mals uns,eren Standpunkt darlegen und 'be­
merken, daß es sich bei diesem kleinen Per­
sonenkreis von Tbc-Erkrankten , von j enen 
Personen, die ,sich einer Behandlung w,ider-

setzen, die aber eine enorme Gefahr für ihre 
Umgebung, für die Familie, für i(},ie Kdj�der 
vor allem, ,aber auch für ,die Allgemeinheit 
darstellen, die also in die sem Sinne sozu­
sa gen gemeingefährlich sind, sicher zum 
Großteil doch auch nur um psychisch Kranke, 

um geisteskranke Tbc-Erkrankte haT:.ldelt, die 
nur dann geheilt werden können und wo die 
Tbc-Behandlung eben nur dann Erfolg haben 

kann, wenn gleichzeitig und vielfach sicherlich 
oft sogar primär die psychiatrisch2 Eeh ::mdlung 

gewährleistet -ist. 

Und da sich nach den bisherigen Erfahrun­
gen leider keine .andere Alternative 'anbiet'et, 

keine ,andere Alternative vorhanden ist, kann 
diese Behandlung eben nur in psychiatrischen 
Krankenhäusern erfolgen . 

Mir ist schon klar, daß :in manchen Bundes­
ländern - in Tirol, in Wien, in Ob erösterr eich 
und in Niederö:sterreich - bereits jetzt diese 
oder ,eine ähnUche Praxis gehalten wir·d. 

Mir ist aber selbstverständl.ich auch klar, 
daß in anderen Ländern, wie in Kärnten , in 
Salzburg, 'im Burgenland und in Vorarlberg, 
wo dies'e Praxis bisher nicht gehandhabt 
wurde, auch in Zukunft kein Zwang hiezu 
bestehen soll, ,da es sich ja bei dieser Be­
stimmung, die auf Grund des Antrages neu 
aufgenommen wurde, um eine Kann-Bestim ­

mung handelt. Ich glaube daher, daß es schon 
berechtigt war, diesen Antrag anzunehmen 
und diese Neuregelung hier bei Ziffer 1 neu 
ejnzufügen. 

In einem anderen Punkt konnten wir einem 
Wunsche der Regierungspartei, der im Ab­
änderungsantrag der Frau Kollegin WinkJer 
geäußert wurde, nicht Folge leisten j nä.mlich 
dort, wo in Ziffer 9 des § 41  der Regierungs­
vorlage e ine Einschränkung ,der GewährunG 
von Wirtschaftshilfe an Ausländer vorhanden 
war, welcher Punkt 9 vollkommen bes,ei tigt 
wurde . Wir halten nämlich dies,e Regelung 
tür allzu großzügig, weil die Gefe Ilr eines 
Mißbrauches besteht, weil die Kosten nicht 

annähernd geschätzt werden können und weil 
das Problem unserer Meinung nach ganz 
anderswo besteht ; nämlich in der Tat9ache, 
daß die derzeit g'eübten Formen der Unter­
suchillllg und G e sundheitskontrolle unzurei­
ch end sind und dazu führen, duß eine Sehl" 
große Anzahl Tbc-erkrankter Gestarbeiter in 
Osterreich einrei'st und ,schon sehr bJ.�d, nach 
sehr kurzer Beschäftigungszeit, Leistu:c.gen in 
Anspruch nehmen muß . 

Hier hesteht ,eine enorme Gefahr für die 
Allgemeinheit, für alle j ene,  die in Kontakt 
mit diesen Tbc-Erkrankten komn� en. Daher llcÜ 
auch der Osterreichische Arbeiterkammertag 
in seiner Stellungnahme das Ersuchen an das 
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Bundesmini\sterium für Gesundheit und Um­
weltschutz 'gerichtet, es möge seinen Einfluß 
dahingehend geltend machen, daß der Ge­
sundheitszustand der ,im Rahmen der An­
werbeabkommen einreis,ender Gastarbeiter in 
einer zuverlässigeren Weise, als dies bisher 
der Fall ist, festgest,ellt wird. 

Frau Bundesmdnister! Sie haben uns im Aus­
schuß mitgeteilt, daß 'in d1es,er konkiI1eten An­
g·eL�g,enheit Unter·suchung.en im GangJe slind. 

Ich muß Ischon fes,tsteUen, daß di,e Worte 
"prüfen", "untersuchen" oft, vielleicht allzu­
oft, vieHeicht allzu .l,eicht�ertitg von der der­
z;eitligen R'egrierung oder i'hI1en Mitgliredern g,e­
braucht werden und wir da etwas mißtrauisch 
geworden :sind. 

Es würde tdi'e5:em ,ernsten, die All'9lemeilrrheit 
betreffel[ljden Problem lSicherllich besser IdJi'enen, 
könnten Sie uns sag,en, bits 1JU welchem Zeit­
punkt di,e!se UntJers,uchung,en labg,eschlossen 
sein werden, beziehungsweise wenn Sie uns 
mitteilen könnten, welche konkreten Maß­
nahmen zur Besserung dieses bedenklichen 
Zustandes .get'roffen wenden müssen. 

Im übn1g'en wind meine Fraktion der Vorlage 
dioe Zustimmung g,eben. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr AbgeoIldnete Dr. Scr:1nzi . 

Abgeordneter Dr. Scrinzl (FPO) : Herr Präsi­
dentl Mei'The Damen und Herren! Der RJegi1e­
rung,svor},age weroen wir grundsätz,hich zu­
stimmen, w,eH Idlas wes.entltiche Anlieg.en, Ein­
kommens.g!1enz'en bei der Erteihmg von Wiirt­
schaftshiiUe zu beseitiJ9'en und di'es,e Wii.'rt­
schaftshtiUe, langiep!aßt an tdIi'e 19Ieg!enwärti,g,en 
Gegebenheiten beti der Berechnung, neu ZlU 
formuHeren , 7leibg,emäß ,und Vlemünfti,g ist. 

Binige Stellen dileSies Gesetz,es werden 'alber 
·auf llIlJSeTe Ab.l,e'hnlUJIlig 'stoßen. Ich habe eu 
d�es:en von uns IlIicht unbeI1stützten GeSietzes­
bestimmungen Id r e i A b ä n d  e r u n 9 s­
la n t  r ä 'g 'e ,ausg·earbffibet, d!ile lich dann den 
Herrn Präsidenten bitten wünde lin di,e Be­
r,atung'en ·einzubeziehen und über dLe !'Z1it�erten 
p.a:ragr:aphen eine Igetr>ennte AbstilIIl'IDung lab­
zuführen. 

Da ist ,einmal der § 2 1 ,  wo mein erster 
A n  t r ,a g darauf labzielt, daß lim Abs. 1 der 
letzte Satz : "Dies kann auch eine Lungen­
abteilung ,an einem psychiatrischen Kranken­
haus sein" zu entfallen Ihat. 

Ich bin mir darüber im klaren, daß es mein 
Los li·st, hier wie schon in vergangenen Jahren 
mit Wür.de unterzugehen - mit Würde und 
vor leeren Presselogen vor allem, weH ich 
meine, daß hier ein wesentliches Proiblem 
a.ngerührt scheint. Es ist das Problem, bis 

zu welchem Maße man im allgemeinen und im 
öffentlichen Inter,esse die persönlkhe Freiheit 
'eines einzelnen einschränkien kann. 

Wir sehen .auf der einen Seite, daß man 
in gewissen Fällen sehr großzüg.ig Lst. Ich 
denke zum Beispiel an den Fall Dostal, wo es 
trotz Bedenken nicht mögldch gewesen ist, 
einen gemeingefährlichen Verbremer, der nur 
als Auskunftsperson vor leine Untersuch'U11:giS­
behörde, vor die Poliz;ei oder GOOIdarmenie 
g eladen ist, auf SicherheHsmomente hin zu 
untersuchen, denn daJs ist 'schon eine Ein­
schränkung persönHcher Freiheit. 

Ich er,innelle mich an einen erfolgreichen 
Prozeß eines Kläger.s ,gegen Einschränk'UiIlg 
der persönlJchen Freiheit, dem man in einem 
jahrelangen Vatersmaftsverfahr,en, wo ·er 'Sich 
der ZahlungspUichten entziehen wollte, zuge­
mutet batte, zum lanthropologisdl'en Nachweis 
sich ein Haar ,abschneildJen zu lassen. Er hat 
das als Eingriff in die Intimsphäre bekämpft 
und hat beim Obersten Gerichtshof recht be­
kommen. 

Schon beim Stammgesetz habe ich zum § 21 
sagen müssen : Hier kann nach der mir be­
kannten Praxi,s in Gott .sei Dank nicht all/Lu 
häufigen Fällen - ,aber F�eiheit kann man 
nicht relativieren und Freiheit kann man auch 
nicht numeri eren über einen unein­
sichtigen Kranken in einem sehr, sehr kurzen 
Verfahren, das viel einf.acher und viel weit­
reichender ist ,als das, das allenfalls gegen 
einen uneinsichtig,en g,emetngefährlichen 
Geisteskranken angewendet wird, welches zu 
Recht im Interesse der persönlichen Freiheit 
ein sehr penibles Verfahren ist, ein einjähriger 
Freiheitsentzug im kurzen Wege verhängt 
werden. 

Ich habe damals dagegen remoIlistriert; 
meine Bedenken wurden zerstreut. Aber dann 
hat man in der Praxis tdi,e Konsequenzen aus 
dieser weitgehenden B estimmung in typisch 
österreichischer Weise nicht gezogen. Man hat 
sich nämlich den Konsequenzen, das Jetzt nun 
in ,allen Einzelheiten 'auch im Verwaltungs­
wege handfest durdlZuführen, entzogen. Man 
hat ISO Lösungen gefunden, die alle anfechtbar 
wären, wenn es die Leute nur wüßten. Denn 
die von meinem VorI1edner genannte, den 
Tatsachen .entsprechende Pr:axis, solche unein­
sichtige, vielfach natürlich nicht der 
psychischen Norm angehörende asoziale, 
psychopathische Lungenkranke kurzerhand in 
di,e PsydüatI1i:en zu stecken, ist ,eindeutig 
gesetzwidrig. Sie ist eindeutig gesetzwidrig 
und steht . . . (Abg. Herta W i n k 1 e r: DenKen 
Sie an die Bundesverfassung!) Nein. Wen 
man und unter welchen Voraussetzungen 
man jemanden in Osterreich in eine ge· 

77. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)18 von 49

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 77.  Sitzlmg - 4. Juli 1973 7367 

Dr. Scrinzi 
schlossene Anstalt einweisen kann, regelt 

I 
kann man der Praxis nach viieUeli.cht -, dann 

nich.t ,di� BUl1ides'V'edas,sung, Isondern r,eg'elt der ,stimmt
. 
natür!lich die Zahl. Aber 

.
lieh ,nehme -an, 

Abschmtt B Ides Kr:anktena'Thstalt<eThgesetzes. daß dl,e Bundeshauptsta.dt Wllen mehr aLs 
Nich.ts landeDs ,gibt es dazu. 550 lSolche Betten hat. Wk dürf.en ,also mit der 

Die Konseqt1lenz wär,e ,g,ewes,en, daß man in 
den zUJstäl1Jdi,g,en LungenhJeli.La'll!s,tal,ben eben 
dIeSle Sondembteilurugen 'el1ng,ericht,et hätte, in 
denen man solche Kl1ankie, bi,s islie zur Einskht 
kommen, UJnter Umständen leben in Verwah­
rul1Jg halten k'ann. Das hat lIDan nicht getan. 

Und nun, wo wi'I Gott ISiei Dank im Vorf:eld 
der Straf,g,esetznovel1e !im Begriffle iSlind, die 
DLskI1iminJierung, die vi,elf.ache Di,skriminile­
'rung der Kr:an�enanlstalten für psychisch 
Kranke elin wentg zu .I 0 ck,e.rn, !ill1Jdem es uns 
hofientlich ,gelängen wiJl1d - wenn 'ClJuch hier 
nicht nur Verwendungszusagen in Form von 
Gesletzespar.ClJgraphen, :sondern IdiaIhll lauch. di'e 
notwend1gen Maßnahmen, nämLich ,die Errich­
tung der dort vor,gesehenen Sonder,al1JstJalten, 
durchg,eführt werden , el1JdLkh die 
psychi,atrisch en Kmnkenhäuser von Möndern, 
Räubern, Bl1andsbifteIin, Sittlichkei,ts:attentätern 
zu befrei1en, werden wir mit dieSier Bes1llrn­
mung, wobei ich nicht bestreite, Idaß die Zahl 
g,ar nicht SiehT IgJIOß sein wlhd, lauf der anderlen 
Seite .eLi'e Asozi,al'en ,einschleusen. Das ist ,ganz 
schlicht das, was mit dieser Lösung angepeilt 
Lst. Es 'i,st sicher ei[}je bequeme Lö,sung. Mit 
oder Prax!iJs haben ,sdch. j,a l1Jicht di,e Damen und 
Herr;en Abgleordneten herumzuschl,a,g'en, s on­
dern dliJe betrefiellden ver,antworUichen An­
Istaltsleiter. Daß les ,in  asterreich keine 
Psychiilat'rie mit ,einer lJu11J9Iellabtteilung fim 
Sinn,e des Ges'etz.es Igibt, möchte lich nur tarn 
Rande bemerken. Es ist also darüber hinaus 
ein totes Gesetz. 

Bei dies er Gelegenheit, Fr,au BUlldes­
minüster, 'eine ganz kl,eil1Je sta1lilsti,sch-Wli,ssen­
schafthlche PriV'atfehc1e zwischen UllS heiden. 
Ich habe dar:auf hingtewi'8isen, daß d'ie 
psy�hJi,atr:1schen Hetten tin Osterr:eich den ab­
solut igrößten Bettel11anteil von ,allen Fach­
labteilungen dansteHen. Si,e haben dem wider­
sprochen. Sie haben mir darüber fneunldlächer­
weis,e 'eine Stati,stik vOl1Q1el,egt. SIi,e list nur 
Leider zu kOTl'iJgier,en. Nach dieser Stati.stik 
hätten tatsächlich di,e lint,ernen AbtelilJungen 
in der Zwischenz,eit die Pisychilatrien über­
rundet. Ab.er, FIlau Bundesminister, Sie 'haben 
offeIlistichtI;ich übeDse'hen, w!ile die DiffelI'lenz von 
550 Betten zugu!Ilsten drer intetnen Abtelilun­
gen zustande kommt. Di'e Zahlen Isehen für 
1912 folgendermaßen 'afUJS : Medi'2'lintsch1e Betten 
14.633, psychLatrilsch-neurologLsche Betten 
14.094. Das 1st lalso ,eirue Diff,erenz, di,e Ihnen 
reCht zu 'g,eben ,scheint : 550 Betten. Nur sind 
in dieser Sbatistik :c1i,e <g'8tsarmten Betten der 
Wiener Alter,sheime enthalten! W,enn Si'e 
di'esle Ul1JiISonO 'aLs linterne Betten zählen - dias 

von uns erlSteHten Statistik, di'e das Maxlimum 
an Betten bei Iden Psychitat'vLen ,aufwei,st -
kein G rund zum Ehr'geiz, 'eher ,ein Almm­
symptom unserer modernen Wohlfahrtsgesell­
schaft -, doch rrecht haben. Das ist nur 'eine 
Kleitni,gketit lam Rande, ,aber :ich l,eg,e We,rt 
darauf, daß vor laUem dli,e Kolleginnen und 
KolLegen des AUSISchus,ses das übierprr'Üfen 
können, damit sie sehen, daß ich hier nicht 
eine leewe Be'hiauptung ,auf,gestellt habe. Sie 
werden mir nämllich 'I1echt g,eben : Hliler Ii,st nicht 
Vier,gleichbares vel1g1Jichen worden. Ich k,ann 
doch. nicht ,einf,ach die Igesa.mten Betten der 
Altersheime mit einbeziehen, sie als interne 
Betten ,abtun .und ,dann ;sIClr9len : Also, les Iglilbt 
mehr! Aber dias nur am R-ande. 

Ich bin allso lentg,eg,en der Auff,assung meines 
s ehr ,geehrt,eu Vorredneil'ls der Meinung, daß 
im § 21 Abs. 1 der in der Regierungsvoda.ge 
ursprünglich nicht vOIlhandene Satz "Dies kann 
auch eine Lung,enabteilung an einern 
psychiatrischen Krankenhaus sein" zu ent­
fallen habe. Da'S ist also der erste Antmg, den 
ich zu stellen habe. Er rn;ag -g.anz bedeutungs­
los sein. Hs i,st ein Antrag, der verhindern 
'Soll, daß neuerlich, nachdem es uns ,in einem 
j ahrelangen Kampf allmählich gelungen ist, 
die Türen zu öffnen, die Gitter in den 
psychiatrischen Krankenhäusern weitgehend 
zu beseitigen, auf dem Umweg über diesen 
sehr bequemen § 21 Patienten eing-eschleust 
werden, deren psychiatrisch'e Behandlung.s­
bedürftigkeit ich gar nicht bestreit-e, die nur 
nicht geistes:krank im Sinne des Gesetz,es sind 
und daher den Aufnahme'bedingungen des 
Krankenanstaltsgesetzes, den Anhaltebedin­
gungen der Entmündigungsordnung nicht ent­
isprechen. Das ist schlicht und einfach dazu zu 
sagen. 

Zu § 41 Abs. 9 halben wir gl'eichfaUs einen 
Abänderungsantrag gebr,acht. Dazu hat mein 
Vorredner schon einiges gesagt. Ich muß noch 
einmal ausführen, daß erst durch einen Ab­
änderungsantrag im Aussrnuß die völli.ge 
Gleichstellung der an behaIlld}ungsbedürftiger 
Tuberkulose erkrankten ausländilschen 
Arbeiter in Osterreich herbeigeführt wurde. 
In dieser Form muß diese Fassung lauf uns�re 
schärfste Ablehnung stoßen. Nicht daß wir uns 
dagegen wehren, daß unter gewiSisen Vor­
aussetzungen der ausländische Arbeiter dem 
inländischen gleichgestellt werden soll. Aber 
das kann nach der ganzen Sachlage eben 
nur eine Kann-Bestimmung sein. Diese Gleich­
stellung müßte nach unserer Auffassung an 
bestimmte Voraussetzungen gebunden sein. 

509 
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Wir haben derzeiit in Osterreich fast eine ' abkommen natürlich ,einseitig zu unseren 

Viertelmillion Fremdarbeiter, davon drei Vier- Lasten gingen . Aber bitte, GegenseiHgkeit ist 

tel aus einem Land kommend, dessen Tuber- eben GegenseiHgkeH, und da kann nicht 

kulosequote relativ hoch ist. Es läßt 's.ich auch tariert werden. Aber uns hier mit einer 

bei sehr strenger KontroUe Dicht absolut ver- Globalhaftung zu belast'en, ,ist nicht vertretbar. 
meiden - bei 'zum TeH nicht erfolgter Kon­
trolle, bei zum Teil illegalem Einströmen kann 
es natürlich überhaupt nicht verhindert 
werden daß dabei ansteckungs fähige 
Kranke eingeschleust wenden. Daß in diesen 
Fällen immer der österreichische Steuerz,ahler 
für monatliche Beihilfen, die bei dem Kinder­
reichtum des Schnittes dieser Arbeiter 7000, 
8000 und 9000 S pro Monat erklimmen, als 
Zahler auftreten soll, für Beihilfen, die dann 

nach dem chronischen Charakter dieser Lei­
denszustände über Monate und Jahre ge'g,eben 
werden müssen, ist einfadl nicht zu verant-
worten. 

Ich könnte zum Beispiel in die heutige 

Debatte über die dringliche Anfrage zurück­
blenden :  ich könnte - ich will es mir aber 
in diesem Zusammenhang ersparen - auf­
zeigen ,  zu welchen Vorhaben uns in Ost,erreich 
überall noch das notwendigste G eld fehlt . Sie 
werfen uns ständig vor : es fehle die Be­
deckung. S.ie haben .sich ,aber bei diesem Punkt 
d er Vorlage nicht einmal die Mühe gemacht, 
einen Bedeckungsvorschlag nach einer unge­
fä.hren Kalkulabion zu erstellen, zu errechnen , 
was das ausmachen könnte, wie hoch hier der 
österreichische Steuerzahler be1astet wirid. 

Wir wären der Meinung: Vvenn ein solcher 
a usländischer Arb eitnehmer, der ordnungs­
gemäß eingereist ist, der eine ordnungs­
gemäße Arbeitsbewilligung hat und der sich 
der notwendigen Gesundheitskontrolle bei 
seiner Einwanderung unterzo:gen hat, das Un­
glück hat, sei 'es auf Grund ,einer mitgebrach­
ten nicht erkannten alten Erkrankung, florLd 
in Osterreidl wieder zu erkranken, möge man 
ihm, wenn er hier eine Arbeitsleistung er­
bracht hat, er Sozialabgaben geleistet hat, im 
Einzelfall durchaus dem Inländer gleichstellen . 
Aber hier -geradezu eine Einladung er'gehen 

Ich habe deshalb folgenden zweiten A b­
ä n d e r u n g s a n t r a g  zum § 41 Abs. 9 z-u 
stellen : 

Im § 4 1  -ist folgender neuer Abs. 9 ,anzu­
fügen: 

,, (9) Tuberkulosekranken, die nidlt die 
österreichische StaJatsbürgerschaft besitz,en, 
kann über Antrag Wirtschaftsbe;ihilfe ge­
währt werden, wenn entweder GegeTIiS'eHig­
keitsabkommen mit den Herkunftsländern 
bestehen oder der Nadlweis der ordruungs­
gemäß erfolgten Einreise und erhaltenen 
Al'beitsbewilli'gung erhmcht ist. In jedem 
Fall aber muß bei der Einstellungsun1:er­
suchung vor Aufnahme der Anbeit in o.ster­
reich nadl'gew,iesen s ein, daß der Betreffende 
zum ZeHpunkt der Einre1se l1!idlt an Lungen­
tuberkulose leidet." 

Ich sage nodl einmal: Die im Auslsdluß­
bericht vorg,eschlagene Fassung ist eine Ein­
ladung, sich auf österreidlisme Staatskosten 
in Ost erreich nicht nur kurieren, ,sondern auch 
mit großzügi'gen Wirtschaftsbeihilfen aus­
statten zu lassen, was unserer Auffassung nach 
nicht vertretbar i,st . 

Vi enn es Ihnen um !die humane Hand­
ha:bung ginge, wenn es Ihnen darum zu tun 
ist, dann lade ich Sie ein, unserem Ab­
änderungs.antrag doch beizutreten, weil ja lin 
jedem Fall, wo die Voraussetzungen gegeben 
erscheinen, es im Ermessen der BehöIide liegt, 
von der Kann-Bestimmung Gebrauch zu 
machen. Bei der Auslegung, was "kann" im 
österreichtschen Gesetz heißt, was also der 
Verfassungsgerichtshof und Oberste Gerichts­
hof in wiederholten Fällen dazu gesa'gt haben, 
ist ja Oihnedi,es klar, daß es, wenn die Vor­
'aussetzungen erbracht isind, praktisch e-in Muß 
ist und praktisch ein Anspruch vorliegt. 

zu lassen, wonach j eder, der in seinem Heimat- Also wir verstehen Sie hier nicht - das 
land erfahren muß, daß er krank i,st, auf- heißt, wir verstehen Sie :schon : Sie erwarten 
gefordert �st, auf schnellstem W,e.ge nach sich ja aus dieser besonderen, freundlichen 
Osterreidl zu kommen - und es müßte e'ine und überfreundlichen Behandlung der Aus­
sehr intensiv und sehr 'genaue Kontrolle sein, Wnder bestimmte politische Nebeneffekte. 
um alle diese Fälle wirklich erfassen zu Vielleicht - noch rist es nicht ,so weit -, daß 
können -, und ihm die Möglichkelit g,egeben die ausländischen Gastarbeiter schon bei den 
ist, sich nach 1 4  Tagen krank zu meLden und Gemeinderatswahlen mitwählen, da könn­
neben der Gratisbehandlung, wenn er den ten sLe Ihnen vielleicht die Wi-ener Wahlen 
Anspruch durch Arbeit schon erworben hat, retten ; das wird nodl nicht möglich sein. Bei 
auch noch diese erhebliche \rV·irtschaftlsbeihilfe anderen Vvahlen haben Sie es ja schon prakti­
zu erreichen, das ist nicht vertretbar. Das wäre ziert. (Beifall bei der FPO. - Abg. L a  n C: Herr 
überall dort vertretbar, wo es Gegenseitig- Kollege Scrinzi! Hier sind Sie sicher auf dem 
keitsabkommen '9,ibt, obwohl .im konkreten ! Holzweg! Es is t die grundlegende Philosophie 
und tn der Praxis diese Gegenseitigkeits- I unserer Partei, Solidarität zu üben! Das kann 
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Dr. Scrinzi 

sich nicht nur beim Schuften auswirken, san-

I 
auch zu vertreten ist, weil die Miete weiter 

dem muß sich auch bei den Rechten aus- zu zahlen ist, weil di e  ,arme Frau über Monate 
wirken!) J,a, ;aber wellln Sie 'aluf di.e Wurz·el hinaus vielleicht zwei-, dreimal im Monat oder 
des V/nr,tes , ,:sollidariuas" zurückig'ehen, Herr einmal in der Woche den Ma.nn über lange 
Kolleg,e Lanc, dann wÜ.'l1den S�e ,empfinden, Stre<ken besuchen muß oder umgekehrt die 
daß Igerade in Idtesem He,griff di'e "GegeI1lseHJi,g- Frau besucht werden muß, daß man ihr etwas 
kieit" ,enthaUen ist. Aber Idarüber können wir mitbringt; das alles macht zusätzliche Kosten . 
.dann reden, Wir sind durchaus einverstanden, daß man 

Aber mag ,es so sein, ich hestr,eite 9ar nichts . 
Ich bestreite gar 'Dlicht, daß ,es ,auch durchaus 
lander:e MoHv,e '91eben mClig; td!als ,win ,ich 'im 
,einzelnen Igar nkht labstDeiten. Ich fI1age, wa,s 
zum BeLspiel mit di!esem Solidal11tätsbegruff 
das Ausländerwahlrecht lan den HochschuLen 
zu tun hat. Und ich könnte Ihnen GegelIl­
beispiel,e anfühI1en, wo von dj'es,er Solidiaflität 
,s.ehr weDli,g zu Ispüren [,st. Solidarilsch sind Sie 
zum BeLspiiel nicht, wenn ,es darum '9'eht, den 
Südtiroler Weltkriegsteilnehmer gleich soli­
darilsch zu !behandeln wie di,e dnzwLschen 
österreichische Staatsbürger gewordenen Käm­
pfer von IdamaLs. Da ISiiI1ld Sie ,gar nicht soli­
dalrilsch, di,e haben bitS 'heute kietneTI Pf,enrui<g 
ge'5ehen. Solche Beispiel,e könnte ich Ihnen 
,g,enug ,anführen. Sie werden 'er1auben , daß wir 
hier heute ein bißmen sk,ep1Jisch 'slind. 

Aber 's:elbst wenn dli'els.e ,edle Abs'icht es 
wäre, di,e uns nicht verstimmen wÜI1de, dann 
iiSt doch zu prüfen, ob dias, WtlJ5 Igeschieht, eben 
vom Standp!Unkt ullIserer ,gegebenen finan­
ziellen LClige in dieser Form Vlertretbar 'i,st. 

Eine Isolidarische Lösung wäre auch ldii,e, dü,e 
ich vOI'iSchla'ge. Si,e wär,e nur eine, di,e dem 
Mißbrauch steuern würde; das ist der Unter­
schied, den ich für einen wesentlichen halte. 
Sie haben sich leider, muß ich sagen, im Aus­
schuß nicht aufraffen können, dieser Auffas­
sun g beizutreten. 

Einen dritten Abänderungs-antrag habe ich 
zum § 43 A:bs. 7 zu ,stellen. Ich habe mich 
auch hier v,ergeblich bemüht, gegen die Ver­
einfachungf>technik der Bürokratie hier anzu­
kämpfen nach dem Motto: "Das i,st schon 
ügendwo so geregelt, das war schon immer 
so geregelt, :das werden wir dodl jetz t nicht 
anders machen." So bin ich auch mit dieser 
Sache unt2rgegang'en. Dieser Antmg betr:ifft 
die Fra'ge der Kostenberechnung der Wirt­
schaftshilfe in dem Falle, wenn der An­
spruchsberechtigte krankenhausbehandlungs­
bedürftig wird und nun in Anstaltsbehandlung 
steht. In diesem Fall hat natürlich ein Anteil 
der Wirtschaftshilfe zu entfallen, weil ja be­
kanntI.ich Verpfle'gskosten und ,so weiter .im 
ei'genen Haushalt wegf,allen . Das wird jeder 
einsehen. Wir sehen auch ein, daß man bei 
dieser Halbierung der Geldbeihilfen, die, wie 
mit Recht gesagt worden ist, für die Eheffiau 
gewisse Vorteile bringt, ,eine ,echte Auf­
wertung ihres Anteiles herbeiführt, der j a  

hier nicht eine echte Teilung 'schafft. Nur 
wären wir der Meinung gewesen, daß man 
dabei die Kinderbe,ihilfen nicht halbieren, son­
dern zur Gänze weiterreichen sollte. 

Aber hier haben wir uns nicht einigen 
können. Ich bringe diesen dri.tten A b­
ä n d e r  u n g s a n t r a g  noch einmal vor : 

Im § 43 hat der Abs. 7 zu lauten : 

(7) Hat im Falle des Abs. 6 IH. d der 
Erkrankte für unterhalts'berechUgte 
Familienang,ehörige zu smgen, so ,j,st diesen 
die Hälfte der dem Kr,anken gebührenden 
regelmäßigen Geldbeihilfen auszuzahlen, 
wobei j edoch die auf die Killlder entfallen­
den Anteile zur Gänze auszuzahlen Siind. " 

Es ,ist das für mich kein Anlaß, die Debatte 
noch länger auszudehnen. Ich werde ,auch hi,er 
mit Gelassenheit mich oder uns niederstimmen 
las sen. Ich bedaure es ! Ich bedaure es, weil 
ich feststeHen muß, daß es 'auf einem Gebiete, 
wo man ,sich :in SachfI1agen doch zus,ammen­
reden könnte, bi,sh!er nicht möglich war, ,auch 
nur eine einzli,ge Vor1ag,e ,in dileslBm AUSlschuß, 
wenn <ich mich Jetzt r'echt ,als VorsitzlencLer 
besinne, ,einstimmig einmal über .die Bühne 
zu bringen. Es ist eben gerade in diesem 
relativ jungen Ministerlium V1ieUericht man­
gelnde Erfahrung mit Ider parLamentarischen 
Praxis, und es fehlt vielleicht auch das Gespür 
dafür, was les poHtLsch bringen klann ün Inter­
esse der Sache, wenn man da ,und dort einmal 
sich zu einem Kompromißstandpunkt durch­
ringt. Ich würde ,das Ig,erade iauf ,g,esundheits­
polittschem Gebiet Is,ehr hegrüßen. Es war aber 
bisher nicht möglich, ich ,slage es noch ,einmal, 
eine einzilge der substantiell weSienUichen 
Vorlagen , die wir bi'sher behaJI1JrueLt haben 
-- ich <glaube jedenf,aUs -, ,einstJi:mmi'g zu 
vembschieden. 

Darüber ,sind wir ,g,ar nicht froh. Vlir haben 
g,ar keinen Ehrlgeiz, 'aLs OppositionelLe hi,er 
ständi'g agJier,en zu können. Sie zwingen uns 
dazu. Sie setz,en uns zum T,eil lauch IUnter 
Zeitdruck, Si,e ,geben uns nicht Igenügend Zeit, 
die Dinge lin RU'he aUiszudisk>uti1eI1en, 'Und da­
durch werden dann solche Sachfragen !in Form 
von �ampfabs.timmungen entsch:ileden. Das ist 
Ihedauer llich. 

TrotZidem wird dias Gesetz insgesamt unsere 
ZUislbimmung finden . (Beifall bei der FPO.) 
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Präsident Probst: Die Abänderungs.anträge, 
die der Herr Abgeordnete Dr. Scrinz:i vor­
gele.gt hat, sind genügend unterstützt und 
stehen in Verhandlung. 

Aber, der Herr KoUeg,e Vetter hat ,schon 
darauf hing,ewieslen, '�n der PraxiiS ,des Tbc­
GBSletz,es 1 968 hat es rsich rge2Jei,gt. daß 18S. 
um di,ese eherrualig,e Geisel dier Menschheit 
an der W,urzel 'zu f,a.SIS,OO, immer Igrößerer 

Der nächste Redner ,ist di,e Frau Abg,eord- Anstr:engungen bedCl!rf, und derher Iilst diese 
nete Herta Winkler. Sie hat das Wort. Reg'i,erungsvorlag,e 770 wirklich zu beg,rüß,en. 

Abgeordnete Herta Winkler (SPO) : Herr SLe wurde .auch :im Ausschuß von ,aUen Parbed-

Präsident! Hoheos Hallis ! Der Herr Abgeordnete spr,echern Igr.undsäotzHch begrüßt und 

SCIiinzi hat Ischon da�auf hingewliooeu, daß ,es anerkJannt .  
scheinbar das S chi ck51al von S01Jial- um Ge-
sundheitsgesetzen ist, immer vor halbleerem 
oder isehr leer,ern Haus labg'ebJandelt zu w.erdleu, 
weil die Abgeordneten von frucht- und halt­
los,en AnsmuldLgung'en <Q",eg,en rdte �e'gJi'erung.s ­
partei e,in�ach eIischöpft ISlind ,und dann zu so 
später Stunde nlicht mehr dile Nerv.en haben, 
,sich DehaUen ,anzu'höIleon, �Ln denen ,eine "pOis'i­
tiVle" Gesetz,esvor1a,ge besprochen wild. 

Wir behandeln heute die ,eIlste NOVleHe zum 
Tbc-Gesetz,  zum Tuberkulosegesetz, das 1 968 

enstma1s und ,einstimmi,g beschloslsen wumle 
'lmd, wire ,aus den Gesundheitsberichten 1969, 

1970 und 1 97 1  efisdchtHch, ,einen ,echten Beitmg 
zur Bekämpfung der bvs da Is1JilJg,n!i'erentden Zahl 
der N euerkIlankuIllg,en ge1ei'stet hat. 

Am besten lislt :die ÄU!SWli,rkung des Tuber­
kulolS!egesetz'e5 1968 mit ,ein paJar :absoluten 
ZaMen üher IClli,e NeuzugälJllge bei Iden Tbc­
Erkrankl.llIlg,en zlU l.lIIlterstl1eichen. Währen:d 

1969 noch in:slges,amt 3688 Neuzugänge ,aUer 
,anst,eckenden Tbc-Formen 'zu verz eichnen 
waren, ist dve Zahl der Neuzlligäng,e 1m J!ahre 
1 970 durch leHe Auswirkung des Tbc-Gesletzes 
1 968 bereits um rund 800 zurückg:e'Q"'angen und 
im Ja'hre 1 97 1  um weitel1e 200 Neuzugänge 
von anste&endoo Tbc-FäHen. 

Di.e Zahl der Toten di,eser NeuzlUgäng,e an­
s t'e�enJdler Tbc hiCl!t lim Jahre 1 969 noch 908 

betrag'en, während es im J'ahrle 1 97 1  571 Todes­
fälle hei der !ansteckenden Tbc zu v.erz1eichnen 
g,ab. Di'ese Zahll€lIl. in Iden Jahren 1 970 und 

197 1  sind, wi,e laus di,eSlen Berichten zu lel1slehen 
1st, die ni,edri,gst.en rin Iden Letzten 20 Jahren. 

Es slinJd damit nicht nur dLe HeHung:saus,sichten, 
sondern 'auch di,e durchschnitUichen L<ebens­
erwartun'gen der ErkI1ankten :erfreullicherweils.e 
Vlerhess,ert. 

Damit hat sich a1so das Tbc-Gesetz 1 968 

echt bewährt. Di!e Reg:i.erung,svorlagJe dazu 
wunde im Jawe 1 968 intensiv, Slachllich und 
unter pos'itriv,er MitaI'be:ilt der SPO-Opposi1Jion 
bel1aten. Nicht wenitg,er ,al.s 37 AbäncLerungs­
anträge wund,en damals dazu eiJngebmcht, von 
denen, wenn rich mich r,echt ,erinnere, 33 ein­
stirrmüg Ibeschlos,slen wurden. Damit konnte 
1 968 für die B etroffenen und Gefähndet'etIl lein 
Wlirklich slegens,l1eiches Geset'Z g·e,schaffen 
werden. 

AIuf Idie Änderungen und V'erbeSls.erung:en 

durch dli,ese el'sbe Nov.ene hat die F:l�au Berkht-
ersta1Jterin ,schon hing,ewilesen. Im Vorder­
grund Isteht dabei di,e ,ech1Je wirbschaftLiche 
BessersteUung des Erkrankten und 5'eiIlJer 
P,amili:e. So 1s,t di.e Einkommens'gl1enz,e f.ür di'e 
Uberruahme de,r Benandlungskosten dUlIch den 
Bund bes1eiUgt, ,sOidaß j'eder, der IIlJicht ohne­
di,es Anspruch auf eine kos,tenlos'e Behandlung 

. hat, (Hese auf Jeden F,alI durch diese N oVielle 
'ges!ic'hert ,erlhält. 

Di!e bishe,r vonges:ehene Einkommenslgrenz'e 
hat in der Kontroolle Isowohl für die Ver­
w,altli'ng laIs auch für I{}Jie Betroffenen ,e�ne lechte 
Belastung darlgesteUt. Mit dileSier NOVielle wimd 
,nun die Ubernahme aUer Kosten für die Be­
handlung �n ,aUen FäHen 'et�nel15'edts vön�g von 
der Fürsor,geleislung, ,a'll!deI18meits von der Be­
'grenzung des ELnkommens nach oben ,gelös,t. 
Damit soll erreicht w.erden, daß sich jeder 
Tbc-VerdächUge ohne finanzi!eUe Uber­
legungen den erfmlderl<ichen UntensuchullgJen 
und Behandl'ungen ullte�ziehen kann. 

Die nunmehr vorgesehene Neuregelung für 
(He Leti,stun:g der Wirbschaftshilf,e haben wir 
SozLaHsten bereits bei d,er BeschlußfiaslsUillig des 
Tbc�Gesetz,es 1 968 Vlel1gJeblich ver1angt. Nun 
'iJs-t im Gesietz k�ar präzisl1ert, welche Wirt­
,srnaf,tshilfen lim Binz,elfiall (Zu 'gJewähl1en 'sind, 
'unld ,es bl.eibt n!icht mehr Idem ErmeslSens­
Isp'.iJelr,aum der BehöIIde vorbehalten, welche 
man zu tgewähren IQ",edenkt. Darrnit 'ilst eine 
.gl,e<ichmäß1ge VoHzilehung diJeSies Gesetzes lin 

aUen Bund'esländemn gewährJsLstet. 

Wenn der KoHege Scrinzi hiier noch ,einmal 
auf seinen Ei,nWland :in der A\1JSIschußbemtung 
zu sprechen Igekommen iJst und ,g,eg,en die 
Halbi,er.ung des A<nspruches auf WirtsrnaHs­
hiUe :im F,alle der Anl1!altUl1Jg des F,amihen­
enhJalteDs :r.erno'Ilistrlj:ert, dann möchte ich ihm 
nur iS'aJg'en, daß ihm mit R,echenbeVsp1el'en nach­
'g,ewi,e'Slen wor.den ist, daß dLe Lösung Jin Idieser 
R'egJierung6vOlrl<lJg:e für den Betroff.eIllen und 

seine Familie besser ist als die im Antrag 
Scrinz'i votgesch1ag:ene Lösung. (Zustimmung 
bei der SPO.) 

Im Tbc-Ges,etz 1968 Wlar, wOIlauf ,schon der 
Herr Abgeondnete Dr. Scrinzi und :der Abg.e­
ondnete V,etter hing,ewieSien haben, 'me Wirt-
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Herta Winkler 

schafts1hilfoe UU\f für östefI1eichriische Staats- I einer Wohruung, WC\JS j'a !in OsterIleich nicht 
bÜl1g,er Ullid di,esen ,gLedm9lest'ellte Pensonen :allzu Leicht 'i,st, lihI'e Fami1.ien D/achkOllllmen 
vor,ge,sehen . }.a&sen, dann dürfen Isie nicht unterscbJi1edllich, 

Mit der R'eg1erungLSvod&g,e 770 ,sollben nun das h:iß�
� 

n�cht schlechter behandelt werden 

auch Ausländer Hohes Haus aus Herkunfts- als dlJe ubr1l1gen Tuberkulosekranken. (Abg. 

lände.rn, mit d.�nen ein Geg'�IlJSleliUgkieitsver- DI. S � I i n z i: Genau darauf zielt 
.
mein An­

tnag best,eht in Id1e WirbsmaftsbJi1f.e ein-
trag hm! - Abg. DI. MaIga H u b  1 n e k: Im 

bezogen w€I'den . Das hätbe .aber, lSehr .geehrte 
Aussc:huß

. 
haben Sie etwas �n,deIe� gesagtl) 

Damen und Herr.oo, bedeutet, daß das Gros Das hleg't 1'a dem Aussmußbencht bell,gedruckt , 

d G t b ' t  .. l '  TI d' d '  J was wir gesagt haben, und den Antrag haben er .as an ,eI er, naJIll lC ' 11e, ' II,e aUJs ugo- . . .. 
slawien und laus der Türke!i kommen, vom WIlr Ihnen !lilll Auslschuß ubeng'eben . 

Anspruch einer W'urbschaftshilfie :aus'ge- FIia'U Abg,eoIldnete Hubinek ! W,enn SiJe vor 
schloslS'en wenden. allem wegen der Arb eitnehmer Sorgen ruaiben, 

Wir ,glauben .aber, daß lim Interessle der 
weiteren lerfol,gre'ichen Bekämpfung der Tuber­
kuloSle, .aber ,auch ZiUIIl Selbstschutz der in­
ländJischen Arbeimehmer, die mit d'en G ast­
arbeitern lin ISltändig,er Berührung ,sind, diese 
nun IlIicht von dli,eser dien übIl1g,en Betroffienen 
zustehenden WirtsmafbshHfre ,ausg.eschlossen 
weroen kön�[lIoo 'UnJd dürfien. 

Wilr lSind dier Meinung, daß Is,ie lin Ider Tbc ­

V'ensorgung nicht Ischl,echter 9,est'e11t sein 
sollen a1s eben die übri,g:en Arbe'itnehmer, vor 
allem tda'lln Illicht, wenn Is:i,e durch di,e bediIlJgte 
Umstellung in ihren Lebensgewohnheiten und 
Lebensbedingungen lerkrank;en. Durch eine 
ra!sche und volle Hilfle muß ihnen und ihren 
Ra.mihen 19'ehoUen wer:den , damit ,si,e nicht 
ein Inf,ektionsh1eI1d, ·ein gefä'hrlliche.r Infektions­
herd für 'ihre Umgebung wenden. Deswegen 
wurde im Ausschuß der Antrag Herta 
Winider und G enossen ,auf Streichung di'9S1es 
AUJs,schhlsls1e,s der Wirtschafbshilfe für :die 
GastarbeUer mit Mehrheit iheschloSlslen, das 
bedeutet die volle Einbezriehung der dn Oster­
Ileich wohnenden Ausländer auch in di,e Ge-

daThll darf ich Ihnen Isagen, daß d1e Arbeitneh­
mer zu ,aUen Zeiten iSO VlLel Soli�darität mrlt 
aUen HiUshedürf1J1g:en Igeübt haben, weil ,sie 
sich j a  ITUlr ISlelbst drurch Iständi,g g,eübte SoH­
danität gehoUen haben. Si,e hätten ,sichler klein 
Verstärudnd:s, wenn weg'en der Ig,eschätzten 
Mehrkosten - der Herr Abg'eondlllebe Doktor 
SCI'i'llzli ls,agt, 8Is ,ist darüber nicht ,gesprochen 
worden , ·es !ilst lC}'arüber ,s,ehr wohl '9'esprochen 
wonden, der Hedeck.unglsvonschLag wUIlde vor­
gelegt -, we9len dier Mehrkosten von 500.000 S 
jährlich zwei,e.r},ei Riecht 981schaffen werden 
,soll, indem Arme und noch ÄI1ffier.e korustitu­
dert werden 50Uen. 

Am besten ist de·r Si.nn der Einbeziehung 
der Gastarbeiter in diie vol1e Tbc-Hi.Jf,e durch 
folgJende Zahlen 'zu erhärten : Di.e AnSitJeckiUD/gls­
fä He ,aUer lakUV'en Tbc-FOITmen verbeHten .sich 

1 970 'fecht UJIlterschiedliich auf di,e v-e'I1schli,e­
denen Bundelsläruder. So ,scheinen Bundeslän­
der mit einem hohen Ga,starbeibel1anteil ,stär­
ker durch dJie Ansteckung ,an ,aktiv,er Tbc be­
troffen 'als Bundte!sländer, in denen wen191er 
Gastarbeiter im V,erhältn1s zur !inläll1disch1en 
Arbeitnehmerschaft zu finden ,si'D/d. 

währung der Wi,rtscbJaf,tsh:ilfe, wie lSi'e 11n der 
So scheinen zum Be!iJspi,el in Vorarlberg auf 

vorUegenden Gesetz,esvorliage vor,g'8;S,ehen '1st. 
1 00.000 Einwobilier im Jah�e 1910 1 08 aktive 

Bin Mehrhe!itsbe.schluß :kam deswegen zu- ansteckende Neu.:zmgän,g,e ,an Tbc lauf. In der 
stande, w.eil dli'e Frau AbgeondlJlJe,Ve Doktor Stei ermark waI1en es zum BeiJspiel ITur 43 Neru­
Hubinek Isich ,als ,erste gegen d:i,e Einbezi,ehWl.lg zugänge . 
der Gastarbeiter ii.n di'e WirtschaftshiUe aus- Dabei 'i!st  aus dem GesuD/d'helitsberlicht 1 910 
gesp.ro(hen .hat \lind 'slich der V msitzende des 
G esUllidheitslaus:schiuSisles, Prümarius Doktor 
Scrinzi, dann dieeslen Uberleg:ung,en ,ang:e­

sch!oss'en hat. FIIau Dr. Hubi,nek w.ar dag,eg.en , 
weil si.e fürchtet, daß !dve ösbefIleicbJi:sche Be­
völkerul1!g kein V<erstäJndnli\s für ,eine gleiche 
Behandlung aUer ,in uns'er,em Land wohnenden 
Erkr,ankben hätte . 

Fl1au Hubinek! WÜ: ,Slind 'dafür, daß ,die 
HeI1einnahme der G astarbeiter ,strengl5uens 
kontr olHert 'Und Igehandhabt wird. Di,e Arbeits­
erl&ubnis lin OsteI'l1e1ich soU unbedingt mit dem 
Inf,ektionsfre:ilschein urud ,stI1eng:en ,amtsärzt­
lichen Untersuchungen g,ekopp.elt s€lin. Abe'r 
wenn Isti,e di,e Arb.eits'erLaU/bni,s bekommen und 
wenn ·si,e ruach Arbeitsj,ahren und Beschaffung 

festzusteHen , daß von allen Neuzugängen lan 
aktiver Tbc in ,aUen Formen in WiiJen 23,5 Pro­
zent, in Oberös terI1eich 1 6,7 Prozent und I�n 
VOfiarlheng 1 5  Proz·ent ,auf Auslänrl!er, das 
heißt auf Gastarbeiter, entfiel,en. 

Wir glauben IdahJer, daß dJi'e voUe Gleich­
stellung ,aller Tbc-Erkmnkben �in Osteneich 
ohne Ansehung ,dler R.asse, KLasse und N&bio­
naliität zum Selbstschutz für Ullisere Hevölke­
rung 'einf,ach notwend:1g ,1st. Daher tI1eten wir 
für die vone Tbc-Hilfe im Si,n,u,e e!iner -erfolg­
Deichen und humanen Tbc-Bekämpfung für ane 
in unserem Lande Erkfanktten ,ein. Denn Wlir 
siJIlid ,eine:rs,eitls I&uf die ausländi,schen Arbeits­
kräfte angewiesen, und diese sind anderer­
seits auf UD/Sler V·enständnis a.IlJgJewies'en. 
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Herta Winkler 

Wenn der Herr KoUege v,etter hi,e.r wörtlich 
di'e volle Einhezilehu'Thg !der GastanheitJer iln 
di'e WiirtschaftJS'hilfe bei 500.000 S KÜ!stena:uf­
wand 'a},s zu grroß.zügii,g bezeichruet hat, dann 
möchte ich - 'er,l,auheu Si,e mir dias, Kollege 
Viebter - Ihre Mleinu:ng ,aills zu kleiinkarLert 
beZteichnen. 500.000 S Mehrkosten ZIU 181J1Sp.apen , 
i�st Spairen am fla1schen PLatz, und ,es wÜIde 
w.ahnscheinlich eün M'ehrfacll!es !Slehr halid durch 
d'ile 'erhöhte InfiektiofloSigefahr für dde ö.st,enei­
cbt�sche Bevölkierung ,aJUJsgegeben werden, 

denn ich 'habe schon Idarauf hingeW!Leslen, 'daß 
;der Bazillus keinen Untelischied zw1schen den 
NationalHäten macht. 

Ich hätte Isicher leher V;sl1ständnlts für die 
AbLehnung der Einbezliehung der GaJstClJrbei­
Iter in dle volle Tbc-BiiUe, wenn der F1nanz­
mini1ster, so Wli,e .es früher in der OVP-Rlegie­
rung limmer der F.an war, 'erklärt hätte, daß 
er für di'e dadurch entstehenden Mehrkos:ten 
ImiIlle BetdeckUllJg finden kann. Der Flinanz­
[fLi�ils,ter .bat dileslen durch ,UiIliser,e Anträlge ,g,e­
,stellten Verbes'Seefungen voll zugestimmt 
,aber die Opposition lim Gesum.dheits.a11islsmuß 
hat sie trotzdem ,abgel.ehnt. (Abg. Dr. Marga 
H u b  i n e k: Bei dem Defizit kommt es nicht 
mehr darauf an, meinen Sie!) Es kommt 'auf 
diie R,angol1dn'llllig an. Sie verlangen für Leute, 
die weH über allen Einkommerusschwier.ilgkei­
ten liegen, immer: Entnivellierung und noch 
einmal Entnivellierung und wollen es bei den 
Ärmsten, die die HiUe der Gemeinschaft ISO 
illotwendJi:g bmuchlen, wahr,scheinLich einsp:a­
,rlen. Dafür werden Sie hei UniS k,eim VeIlstärud­
nLs finden. (Beifall bei der SPO.) 

Ich muß Ihnen also nochmals ,sagen, Frlau 
Abgeordnete HUbinek, mir fehlt ,auf j-eden Fall 
für Ihre Haltung j edes Verständnis, und ich 
hoffe auch, daß der österreichischen Bevölke­
rung dies,es Verständnis für Ihre Haltung voll­
kommen fehlen wird. In der Vol:k;sg,esundheit 
haben parteipolHische Mätzchen und falsche 
SpaIisamkJeit nichts zu suchen, sondern !sie ist 
einfach als Ganzes zu sehen. Es ist sicher ver­
geblich, aber ich fordere Sie noch einmal auf, 
daß Sie dieser dem Bericht angeschlossenen 
Novelle dennoch Ihre Zustimmung geben. 

Wir sprechen immer von einem größeren 
Europa und von der Harmonisierung der 
Arbeitsbestimmunglen und was weiß lieh welch 
große Worte immer wieder geprägt werden, 
und dann gibt es ein Beispiel, und hier fangen 
wir schon wieder an zu unterscheiden nach 
Nationalitäten und nach irgenidwelchen ande­
ren Uberlegungen . Ich glaube, hier ,soll man 
den Geist wirken Lassen und nicht die Worte. 

Unterhaltspflichtigen, sondern auf den Kran­
ken abgestellt l,st. Damit wird erstmals auch 
für an Tbc ,erkrankte :KJinder eine Wirtschafts­
hilfe gezahlt. 

Schließlich sieht die im Bericht bei.gietdruckte 
Gesetzesvorlage neben anderen Kostenüber­
nahmen durch den Bund auch die Ubernahme 
der Reisekosten zu den Untersuchungsstellen 
vor. Damit wird eine der dr.ingendsten Forde­
rungen auch der Bundesländer-Finanzreferen­
ten erfüllt. Insge,samt wind durch diese Kosten­
übernahme durch den Bund ein Meh:r:aufwand 
von 2,3 Millionen Schilling erforderlich sein. 
Hier gebührt nach Meinung der sozialistischen 
Mitglieder im GesUIlidheitsausschuß dem 
Finanzmini:ster eiin besonder,er Dank, da er 
durch seine Zustimmung die Reali,sierung 
dieser Forderung'en ermöglicht bat. 

Zum § 21 1st zu Blagen, daß der Abgeord­
nete V,etter zur Regierungsvorlage einen An­
trag eingebmcht hat, der die Möglichkeit der 
zwangsweisen Unterbpingung uneinsichtiger 
Kranker in psydl:iatrisch,en Kliniken verl.angt, 
wenn diese eben eine Lungenabteilung führen. 
Wir haben diesem Antrag zugestimmt, weil 
uneinsichtige und asoziale Kranke mei'stens 
auch einer psychi"atri'schen Behandlung be­
dür�en. Denn nur ein psychiatr:isch Kf1anker 
wird sich gegen die notwellldi'ge Behandlung 
seiner schweren Tbc wehren, und deswegen 
soll die psychi,sche Behandlung, die psychiatri­
sche Behandlung 'als Be,gleitmaßnahme nicht 
vlernachlässigt werden. Herr Primar,ius Scrinzi 
hat schon im Aus·schuß auf die hesonider,en 
Schwierigkeiten hingewiesen, ,aber zum Glück 
'gibt es nur einen geringen Prozentsatz von 
asozi1alen und uneinsichtig,en Kranken. Sie 
machen e'in Problem aus, das ist uns bewußt, 
aber man muß eben, so 'gut es möglich ist, 
mit diesem schweren Problem fertig werden. 

Sehr geehrte Damen und Herren ! Alle5 in 
aUem ist die nun dem Hohen Haus vor­
liegende Baslsung ,eine ,gute Nov,el,l:e zu ,einem 
Iguten Gesetz. Sie i�St notwend:i'g, da Iellie 
s'einerzeitiJgie VolkJSgetsiel Tbc wohl Ig emi.Lc1ert , 
entscheidend g·emHdert, laber noch ammer nicht 
,gebannt ist. Noch limmer sterben irn Illinsenem 
Land, in dJem Hungelr und 'CliIlJdene, düe Tbc 
fördernd'e Maßnahmen beseittgt ISlind, Men­
,schen an Tbc. 1970 hat es ;in Osterlleich rund 
3e.000 FäHe ,aller Formen lakHrver Tuberk:ulose 
'g'eg,eben, da'runter DUrud 9000 Menschen mit 
,anSiteckender Tuberkulose, wähIiend leiS :noch 
immer rund 80.000 iruakttliv,e Fälle 'glibt, d.ie 
besonders von der ansteckenden Tbc bedroht 
sind. 

Allseits be·grüßt wunde im Ausschuß die Mit dieser Tuberkulosegesetz-Novelle und 
Regelung in der Re.gierungsvorla.ge ini § 4 1 12, mit den w'eiteren FortsdlI1ittJen :tn Medizl1n UtIld 
wonach der Le'istungsanspruch aus der Wirt- Hy,giene, Ia:ber ,auch mit we:itelien Verbe:sls,erun­
schaftshilfe nicht mehr wie bisher auf den gen in der Wohnungs'situation wlj,nd es lin 
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Herta Winlder 
Zukunft f1ic:ht nur '!JIeHtngen, die Gef,ahre.n zu I Zu Art. I Ziffer 5 § 43 Abs. 7 liegt ein 
mildern, Isonder.n dile Gefiahr ,endlich ,an Ider Abänderungsantmg der Abgeordneten Doktor 
Wurzel zu fiClJs'S1en. Daher I'iichb€lt 'Slich der Dank Scrinzi und Genossen vor. 
des Haus,es 'Schon heube an laUe, dile mithelfen Ich bitte j ene Damen und Herren, 'ehe dtesem 
�el1den� den Buchstaben lCili' es,es . GeSletz:s in Teil des Gesetzentwurfes in der Fassung 
eLne wIrkJslame und humClJThe Hll,Ue zu uber- di eses Abänderungsantrages ihre Zustimmung 
setzen, die IlJicht nur den Erk:l1ankten, sonJcLe:r;n 

I 
erteile . h von den Sitzen zu erheben. -

h d B " lk . 0 . h 
n, SIC 

auc er '[JIe51amben evo ,enmg
.

Iln sterrelC Danke. D as ist die Minderheit und abg,elehnt. 
zugut.e kommen WliI';d. (Beifall bel der SPO.) 

Im lasse nunmehr über Art. I Ziffer 5 § 43 
Präsident Probst: Zum Wort i st niemand Abs. 7 in der Fassung des Ausschuß'berichtes 

mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. abstimmen und bitte jene Damen und Herren, 

Wünscht rdile Fr.aIU Berimter,statter ein die diesem Teil des G esetzentwurfes zustim-

Schlußwort? - Kelin Schlußwort. men, sich von den Sit:ren zu erheben. - Das 

A b ,s t i m-
ist die Mehrheit und ,angenommen. 

Wir geLangen nu:nmehr zur 
m u n Ig. Da AbändeJ1UIlg,santräge 
laiS/Sie rieh g,etr.ennt labstimmen. 

vorhlegen, Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über die restlichen Teile deis Ges,etzentvmrfes. 

Zu Artikel I b!j.'s ,einschlrießlich Ziffier 2 § 2 1  
Abs. 1 vorletzter Satz He,gt kein Abänderungs­
antrag vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, .die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes in 837 der Beilagen 
ihre Zustimmung erteilen, sim von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Einstimmig angenom-
men. 

Hinsichtlich des letzten Satzes des Ab­
satzes 1 § 2 1  Hegt ein StreichungsantJ:'lag der 
Abgeordneten Dr. Scrinzi und Genossen vor. 
Ich kann nur po,sitiv abstimmen lassen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
1etzten Satz des § 21 Abs. 1 in 837 der Bei­
la,gen ihre Zustimmung ,erteilen und nicht für 
den Streichung,s,antrag sind, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Danke. Mit Mehrheit 
angenommen. 

Damit ist der Stre[mungsantrag g;e�anen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über Artikel I Ziffer 2 § 21 Abs. 2 bis ,ein­
smließlim Ziffer 5 § 41 Abs. 8 .  

I ch  bitte jene Damen und Herren, die diesen 
restlichen Teilen des Ges'etzentwurfes samt 
Titel und Eingang zustimmen, Slich von den 
Sitzen zu erheben. - Danke. Einstimmig an­
genommen. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Die Frau Berichterstatter beant�agt die so­
fortige Vornahme der dritten Lesung. - Ein­
wand wird keiner erhoben. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, ,srich von 
den Sitzen zu erheben. - Dank!e. Einstimmig 
angenommen. Damit ist der Gesetz·entwurf 
auch in dritter Lesung a n g e n  0 m m e n. 

2. Punkt: Bericht des Ausschusses für Verkehr 

und Elektrizitätswirtschaft über die Regie­
rungsvorlage (163 der Beilagen) : Bundesge­
setz. mit dem das Bundesbahngesetz geändert 

wird (839 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
2. Punkt der Tagesordnung : Änderung des 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Bundesbahnyesetzes. 
Teil des Ge s'etzentwurfes ihre Zustimmung er­
teilen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Danke. Das ,Lst einstimmi,g ang,enommen. 

Berichter'statter ,ist der Herr Abgeordnete 
Alberer. Ich bitte ihn zu berichten. 

Zu § 41 liegt ein Zusatzantr,ag der Abge- Berichterst1atter Alberer: Herr Präsident! 
ordneten Dr. Scrinzi und Genossen auf Ein- Hohes HfrUis l Durm den vorliergenden Ge,s'etz­

fügung eines neuen Absatz'es 9 vor. entwurf soll der äff,entliche ChaI1akt'er, dier den 
Osterreichischen Bundesbahnen trotz ihrer Be­

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem täH,gt1l1ig vorwi,e�enJd im Wlirrtsc:haftllichen He­
Zusatzantra.g ihre ZusHmmung erteilen, sich r,eich zukommt, stärker betont und ,gl'elichz eitig 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist die , die den Bundesbahn€ln ,aus ihrer hesonderen 
Minderheit und abgelehnt. Verpflichtung zur Erbringung äffentlidler 

Ich lasse nunmehr über Artikel I Ziffer 5 Dieruste entstehendem. W1irtschaftlichen Nach­
§ 42 bis 'e,inschließlich § 43 Abs. 6 ahstimmen . teile in einem Istärkeren Maße ,als bi,sher ab-

Ich bitte j ene Damen und HeHen, die diesem gegoLten w,erden. 

Teil des Gesetzentwurfes ilhre Zustimmung er- Der Auslsmuß für V,erkehr und Elektrinität,s­

teilen, sich von den Sützen zu erheben. - wirtschaft hat die Reglh3lrungsvorlra,ge in Iseiner 
Danke. Einstimmig angenommen. SHZ'llIlig 'am 27. Juni 1973 in V:erhandll1l1ig 191e-
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Alberer 

zogen. An der Debat1le · betelHiJgten sich l(i'uß.er 
dem Berichte,rstatt'er dJi,e Abgeondneten 
DDr. KönJi,g, HLetl, Dr. Stix, Hahn, LIlJg. Schei­
beIlJgraf und Gl,alSer Isowi,e der Btmd,esminlister 
für VIerkehr l1rühibauer. 

Von den .A:bgeoncLrueten Htetl, Dr. Stix und 
GenOlsls,en wunde 'ein AbäooenLIligsan:tr;ag 9,e­
stellt, dem [}JamJellJS der SPO Abg,eolldneter 
Ing . Scheibengraf beitrat . Ferner brachten die 
Abgeondneten DDr. König, Troll, Dr. St>ix und 

Genos:s:en einen gemeiIlJslamen AbäIlJdeTUIlJgis­
·antrag ,ein. Dile Abg;eolldneten. Dr. KöniJg , Dok­
tOir Stix und GenOissen steUten zwei weitere 
Ab ärudJerUlIl.i9's,anträge. 

Bei der Abstimmung w,uoo:e der Gesetzent­
wurf unter BeTÜcktsJdl'Ugung der heiden eI1st­
g,enam.n1!en AbänldemIlJg,santräge 'eiIllsttmmig 
angenommen. Die beiden AbänderU!IlJgl�a'll!träge 
der Abgeordrueten DD.r. KÖD!1g, Dr. Sbix und 
Genossen fanden nicht dile Mehrheit des Aus­
ISchiuJsisles. 

Der Geslstzentwurf 1st in der vom AUSlSchuß 
beschlossenen EasiSung dem .A:u5:schußbericht 
'beilg,edruckt. 

Der Ausschuß für V'er�ehr uIlid Elektriz:itäbs­
wirtschaft IsteIlt som1t den A n  t r ,a g, der 
Nationalrat woUe dem vorlgeLeg,ten Gesetz'ent­
wurf die ve:rf.aslSun'glSlll1äßd'91e ZustJimmuIlJg €r­
teHen. 

Bei WortmeLdungen Ibeant:r.age ich, GeIlJeml­

und SpezlilalidJebaUie gemeiJruslam ,abzlUführ,en. 

Bräislident Probst: Besteht ein Einwand, 
GeneI1al- und Spez-ialdebatte unter 'einem ab­
zuführen? - Kein Einw,and. Wir >g>ehen in 
dile Debatte ,ein. 

Der erste Redner in dBr Debatte ist der 
H,er,r Abgeondnete G1as'er. Er hat das Wort. 

Abgeordnet,er Glaser (OVP) : Herr Präs,ident! 
Meine Damen und HerI1en! Das BunJdtesb.ahn­
'gesletz 1 969, das ,seiinerzeit g,egen die Stimmen 
der S02'Jilalils:ten beschlossen wUI1d!e, Is.teUt zw,e!i­
f.ellos einlen Ma:rkstein j,n der Oelschichte der 
EntWlickluThg der Osterreichischen Brundes­
bahnen dar. 

Mi t di'es'eIn Oes,etz wul1den durch TI1eun U1ng 
von HoheitsVlerw,aItUlI1g und BetI1teb ·zunächst 
einmal klalie Rechtsverhältnisise qeschafften. 
Außerdem wunden in ,di1es,em Gesetz j ene 
laußerordentlichen Lei,stungen laruerkcmnt, die 
normalerweilSIe keinem BetriJeb ,emf di,e Dau!eT 
zumutbar iSlind. Ich rdenkIe hiier insbesondere 
lan dire .im Gesetz fixierte LeiJstung hinsichtlich 
des PensionlS,aufwarudes. Im G eStetz ,Lst bi,s Jetzt 
ein Betrag von j ährlkh 1 ,7 MiHiarden Schii.l­
ling vor.g,eSiehen . Ich idenk,e laußerdem lan einen 
ensten gronen SchrJtt, der mit diesem Gesetz 
.g.etam. wu:rde, iiIlJdem nämlich für die Äbgl81tung 

der Sozi,al- und SubVl8n1JionstaI1i�e ,eim Betra..g 
von 350 MHliornen ScMlHng vOI'g,es!ethen I�St. 

Di:e jetzt zur BeI1atUIlig -und Beschluß6aSisUillg 
vorl\iegende NovelLe dies Bumdeshah.IligelSietzes 
1969 stellt uns-erer Meinung ruach ,eilne Fort­
setzung }erues Weges dar, der unter V'erkiehrs­
minti.ster Djpt-ll1Jg. Dr. Weiß Ibeschritten 
wunde . Di,e AbgeondIlleten rder Os·terreichischen 
Volkpartei WIenden daher dilesem Gesetzent­
wurf ihre Zust1mmuIlig ,geben. 

Bevor ;ich nun auf 'einig,e Detail,s ,dieses 
Gesletz.entwurf.e's 'elilIlge'he , ,g,estatten Sie mir 
noch eine pe!I!sönl1iche Bemerkung : ALs ich das 
Aviso für die heutLge SitzUlIlJg ler:hilelt und 
dafoClJuf ins:ges:amt foof TlagesoIldnungspunkte 
vorfand, dach·be dch, es WlerldJe heute Gelegen­
heit sein, ,einmal ,elilIl/e Igrößere v,erkehrspoHti­
sch,e Debatte ,in diesem Haus labzuwickeLn, 
dies umsomehr, .als ,es ja nicht ,La.nge her DSt, 
daß eine v,er.ktehnspol:itJi'sche 'Diskus!SIion hiler 
eilgenUich nicht staJttgefuruden hiat, nämLich b ei 
einer BllIdgetbemt'UiIllg, wo bekanntmch Heu 
Minilster FrühbaUler ,auf die v-1elen Probl'ern'e, 
die vom Itednerpult lauS vongebI'acht wunden, 
nicht eilIliqegangen ist. Damit Wlar die D1skus­
sion Is,ehr ,eillJs,eit:i,g , nämmch ·eine D1skuSlson 
nur von ,seiten der AbgeoIidnJeten . Ich 'gl,a'U:be 
aber, mit de·r Zus:tJimmUlIlig des gesamten 
Hauses l1echIlJen �u können, wenn lich saoge : 
Nach fast zwölf StUl1iden BeratUll:gen !1st ein­
fach dae neit zu weU fortgeschrtittJen , 'so Idaß 
wir auf eine aIlJdeile Gelegenheit warten 
mÜs,slen . 

Ich stimme ,all,erdmgls illJicht mit FindIU Abg,e­
ordIlJeter Hel1ta Wdnkl,er über:ein, :die da 
melinte, die Abg,eondneten IseLen von, wli,e sLe 
s,agJbe, haltlo/sen Vorwürf.en .gegen dile Regie­
rung ,el1schöpfl\: . Froau Abg,eol1dnete Wlinkller !  
I ch  weiß nicht, wer von den Abg,eol1dnef:en 
erschöpft ist, aJber IWuf 'alLe FäHe 'DSt d1e Regile­
rung -erschöpft, denn ,sfiJe list ,am Ende ihI1es 
Lateins angekommen . (Beifall bei der avp.) 

Wir müs1sen, Fr,wu Abg,eondnete Wiink.ler, 
s agen : Je stärker, je deutlicher sichtbar das 
V,er:s,ag-en, das Scheitern Ider ,sozilaHst:iJ.schen 
A lleiIlJregi.erulng für fimmer bIleilter.e Kr,erilSie der 
Bevölkerung wird (Abg. W i e  1 a n d n e  r: Sie 
müssen es wissen aus Ihrer Vergangenheit!), 
Ulmso öflter meLdet sich der Herr Fi'IlJdiIlzmini­
!ster mit Erk,länUll1igen zu Wort, :mit Erklärun­

gen, in denen, sagen wir, eine triste Situation 

1ll11t Schönfärber:ei üheIldeckt wiiIld, mtt Er­
kl ärung,en , in denen :eilne W,elt ,g,eschildert 
wlind, wie Isie ,s:ein soll , aber nicht Iso, Wli,e ,s!ile 
wi'rk�idl i!st. (Abg. Dr. F i s  e h e  r: Wer hat 
die heutige Debatte verlangt?) 

Mei,ne Damen urud Henen! Diese Erklärun­
gen des Herrn FiruanzministeTIS Dr . AIlidrosch 
haben lim wesentlichen j:a lauch heute Idazu 
beiogetrag-en, Idaß !im Igroßen urud g,anzen drer 
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Glaser 

Terminfahrp1an nicht :so eilngeha1ten w,emen 
kon'llllte, wi,e es WiahIismein1i-ch di1e mei,sten 
Abgeordneten gedacht hartten. P,est Isteht 
'sich,erlkh . . .  (Abg. Dr. F i s  e h e  r: Wer ha t 
die Erklärung des Finanzministers eigentlich 
verlangt?) Ich habe Sie nicht verstanden. (Abg. 
Dr. F i s  e h e  r: Wer verlangte die Erklärung 
des Finanzministers?) Herr Abgeordneter 
Fischer I Si,e haben wahI1scheinlich nlicht ,auf­
gepaßt urud wiSisen daher ,nlicht, was ich vo.rher 
,g'es/agt habe. (Abg. Dr. F i s  e h e  r: Sehr 
genau!) Nein, nein. Ich habe ,schon oft feslt­
g.estellt: Sie pa:SISien lIlicht ,auf OIder Sie ,Lesen 
etwas nur teilweise vor und beklagen sich 
dann, wenn Ihnen vOIJglehalten wird, daß Sie 
nur TeiLe vorLesen und damit leine Situation 
schHdern, wi'e sie IlIicht 11st. (Abg. Doktor 
F i s  e h e  r: Sie wollen sich so aus dieser 
Frage herausschwindelnI) Da möchte ich Ihnen 
gleich noch einmal :siClig,en : J,e tIl�s1:ter die 
Situation, j e  stärkier fühlbar di,e Teuer.urug rust, 
umso öfter redet der Herr FinanzminlilSterl D.as 
'ist Idi'e Si,ttuabiOill. (Beifall bei der avp. - Abg. 
Dr. F i s  e h e  r: Wer hat die Erklärung ver­
langt?) 

Dr. F i s  e h e  r: Lesen kann der Glaser, 
Fragen beantworten kann er nichtI) Das, w.als 
Sie können, Herr Fischer, präpotent sein, �ann 
'ich nicht; da haben Säie I'echt. (Beifall bei der 
OVP.) 

In diesem MindeIlheitsbericht wliIld dann irus­
besondere gefo,rd:ert "di:e Aufs,teUung eines 
mehrjähdglen v,erbind�ichen InvestiitlioIlJSpro­
gramms der OBB".  Das fOIldlerten dLe ,sozi!aHsti­
ISchen Abgeo'ndneten lin ihr.em Minderheits­
berucht. In dlilesecrn MdlI1Jderhei!bsbeliidlt heißt Jes 
dann wei,ter: "Die Sidlel1sltellung der FilIlJaJIlziie­
rung der in. das InvesttitiOIlJsprogr;amm IalUf.z.U­
nehmenden Investitionen . . .  " Es werden dann 
noch viele ZaMen .genannt, und man ,Liest 
dort vlie1e Wieite,I1.e Punkte. 

SchließHch heißt ,es in d�esem Minld!eIlhei'ts­
Iber:idlt .tm aUgemeinen 'f.eil : 

"Das Gesletz dient Is oh!in nur der poLitischen 
Optik, weil im Wege einer Schein erfüllung 
eines Punktes de'l' RegLeI'UllJg,51elik.läIUIlJg d�e 
Einlösung des gegebenen Verspredlens der 
,Sanierung der OBB' vorgetäuscht wird, das 
nicht 'gehai ten WiuIId,e . 

Ich habe IhIl!en .am Beginn meiruer Aus- Einer ,solch,en - ,audl in :aruder.en Bereichen 
fühilmngen Ig,eSlagt:  Ich 'habe nlicht Idi,e Absicht, neststeIlbaren - Gesetzg.ebul1l91smethode, die 
heute eine große verkiehnspoHtitsch'e D�skiUS- nur auf propagandts.usche Uberlegungen ZiU­
sion einzuLeiten. (Abg. Dr. F i s  e h e  r: Keine rü<k.zuführ,en ist 1lmd Idli.e SachentscheLdungen 
Antwort auf meine Frage!) Das w.iJIld :aber in Wahrheit nlicht tI1ifft, muß miit laUer Ent­
auch von den folgeiliden RJedruern labhängen. 5dliecLenheit lentg,egengetre1len wenden. Zwe<k. 

Nehmen Sie aber auch ,etwas zur KienntIllis, der demokraUiiSchen GesetZige� ti'st es" 

was 'ich von Buam Herrn und MeilSiter hier _ .  das sagen die sozialistischen Abgeordneten 
in ihrem Minderheitsberidlt -, "edlte Anord­wiJedterholt gehört habe : Si,e verwechseln eine 

R,ede im Parlament mit einer Inqui'sition (Abg. nungen zu treffen und diese den Staats-

Dr. F i s  e h e  r: Wieso?), Wite es Iseinerzeit b.üI"ge� und
.
Behör�en ,einJcLeuHg � veIlständ-

cl! P 11 . . d ß 'ma ''''Thtwor,ten muß '  J',a lIeh mItZiutellen, IlIIcht aber ScheI'ngeset7Je zu er a war. a n u. .  • 
b ...1. 1' ß d'  Off t1,'chk 't ' f"h � A  . �,A, 11 m A'aß ml",n Ihnen I eSUl '.le 'en, um l'e an JI le!l 'll'I'eZ'U u; -vuer neIlIl, \JIUIer vor 'a 'e :UJ ' UlU . '  • •  

Antwort Igeben muß, wenn les Ihilien giellade ren. 

paßt, einen ZWiischenruf zu mach'en . (Beifall Di,e sozli:alistiJSchen AbgeoIldneten haben also 
bei der OVP.) das Bundesbahngesetz ,aLs ein "Schednges'etz" 

Meine Damen und HerI1en! Ich ,sag be ,sdlon 
vorher, daß Idi,eS'es Bundesbahrug,es,etz ISleiner­
zeit geg,en diiie Stimmen !der ,so�ialistisdlen 
Abgeordne1>en beschlOlSls'en w.uIide. Es wäne 
heute an und für ,sich verlo<k.erud, den ZJU 
diesem Ge..s:etzentwUlrf seinerzeit von den so­
zialistischen Abg,eolldneten vor'gelegten Milil­
derheitsbeI'icht dn ,sei,ner Gänze vorzul,esien. 
(Abg. Dr. Fi s c  h e r: Bit te!) 

In dies,em Minderhelitsbericht heißt es 'noch 
unter 'MldeI1em - dch will ,mich ,auf eintge 
wenige Punkte beschrän�en - :  

"Die notwendig'e NeuoronUIlig der OBB kann 
nur im RJahmen ,eines woMaus,gewogenen 
gesamtwirtschafUichen Konzepts 'erfoLg.en.' , 

Der dJamaUgen Bundesr'egierung wird Idann 
vor'g:eworfen, 5'i,e v:erfÜlge über �ein V:erkehI1S­
konzept, über keilIlien Vierk'ehr.spLan . . .  (Abg. 

bezeidlnet, dtl!s, rdi,e "Off,entIdchkieit irr,eführ:e" .  

Und schließlich s'Cligen dte IsoziiallilstiJschen Ab­
g,eordneten ,in �hrem dama,}L9'en M1rudeI'h�its­
bericht : 

"Die soziJaltilSUschen Abg,eoI1(:meten Isi'rud sich 
der Schärfe ihrer Kritik ,am Entwurf des 
Bundesbahnges'etzieiS wohl Ibewußt."  S1e be­
schuldigen dann die damaLige OVP-RJegierung 
und die Parlamentsmehrheit Is'ehr scha:rf. 

Es 'ilS,t unv:eIlstäntdlich, daß Sie ruach ,solchen 
Besmuhd.tgu.ngen d�lesles Gesetz nicht, Isobald 
Sie die MöghlchkJeit hatten, iautg,ehoben und 
durch ein beslsier,es 18Psetzt i}}Iaben, denn da 
heißt es : "VoI1getäu.scht" wipd ,etWtl!S, "irITe­
gleführt" MIld die Bevö1k!emmg, 'Uilid sch,ueß­

lich wird von ,eJiiIler qualitativ miruderwertJi'91en 
Ges,etzgebungsmethode und landerem mehr ge­
sprodlen. 
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Glaser 
Meillle Damen und Benen ! Seit 19ut drei I g,esI6lgt, schu1d 11st der Dr. .A!nJdrosch - .ist 

J,ahren häUe d:ile Sozi,al,1s1J�sche P,art'eli , hätte über Intervention des Herrn F:itruanzmi�i,gters 

die sozialirs,tJilsche BadamentsfrakUon die Mög- jener P6ISSUS, Herr Dr. Fischer, hel1auslg:ekorn­
lichkeit gehabt, dieses Bundesbahngesetz zu men, der vOl'lges,ehen hat, was ,in Ihr,ern Min­
ändern oder durch edn neues zu ,eI1s,etz,en. derheitsbericht Igels'ta:llJd:en 'iiSt, näm�ich daß ,ein 

Offenbar hat 's>ich iaher heDauslgeJstellt, daß 
die,sles Bunde,sbahng'elSetz 'gar nicht ISO schlecht 
iJSt, wie ,eiS die IsozliaUsUschen Abgeondneben 
damals darog1es tellt haben. J'etzt kommen Sie 
mit eliner V m1aJg:e, die ,eiruilg,e Punkte ändert, 
aber das Gesletz im wesentlichen 'so läßt, wie 
es �st. 

Da darf dch isa'glen : Der seinlerzeiUge Minder­
heli1lsbericht 1lrälgt ICliuch di,e UnteiischI1ift des 
heu tilgen V;erk!ehnsministe:l1s Frühbauer. Dem 
Herrn BUI1Idesmintster Frühihauer r'echn:e ,ich 
es hoch an, daß er entgegen seiner damaligen 
AufFaslsung jetzt zu diesem Gelsetz steht 
(Beifall bei der OVP � Abg. S k r i t e k:  
Sozialistische Minister s tehen zu Gesetzen! 
Das is t eine Selbstverständlichkeit/l, wi'e ich 
überhaupt Isal9len muß : Herr Bunde.sminister 
Frühba.lUe.r !gehört ZlU jenen � lleilider s,ehr 
weruigen - Mitgl,ii8lde1rn Idlie'S<81s K:abinetts 
Kre1sky, di:e ihre politische Aufgabe nJicht bloß 
daflin se.hen, abso�ute Mehrheiten brutal Z .... l 
gebl1auchen, iSorucleu-n Herr Minlils,ter FrÜ'hhau:er, 
das möchte lich anerk:ennend für lihn 15>61gen, 
obwohl ich weiß, ,daß Idamit ein Rlsiko für 
dhn verbunden ilst (Heiterkeit bei der SPO) 
und auch für mich . . .  (Zwischenruf bei der 
SPO.) Herr Abgeolldnetler HCI!a:s ! Ich habe noch 
gut in Erin!I1'erung, al,s Ihr früherer P.arteivor­
sitzlen:die:r Dr. Pi,ttermann .s>ClJgte : Wenn du vom 
p olitischen Ge'gner >g>elobt wilist, dann halte 
ein und drehe um, denn dann Ibi.st du auf 
dem fa,l'schen W,egl (Neuerliche Zwischenrufe 
bei der SPO.) DCI!s filst, ,g,1alUhe ich, bei Herrn 
Mini'ster FrühbarLl!er nJicht melnr notwendLg, 
denn ,e,r :i'st bereits beim Umdrehen, nämLich 
,auf dem Welg nach Käfinten, nach Vrillach 
zurück. Ich Iglaube w1rklich ,sagen :zu können, 
daß ,er zu jenen WlenLg,en MitgHedmn .des 
derZieiti,gen Kabinetts '9Iehört, di!e :im Ge,spräch 
mit allen Gruppen, auch mit p olitischen Geg­
nern, einen wesentlichen Teil der Aufgabe 
eines Politikers, ,eines MiTIlilstel1s Is,ebJen. 

entsprechendes Finan'Zli:eliung,ginvestJ1tionspro­
'gMmm - aLso sowohl ein Inv8Istitioruspro­
Igramm wi:e auch lClJi,e FIi:I1Janzierung di,ese:s 
InVlestitionsprograrnms - 11ns Gesetz h!inein­
gekommen wäJ1e. DielsleT WJelsentlime Pa:9SUS 
fehlt jetzt in Ihr,er Vor,�agte. 

Im ,großen und Ig,anzen - und damit möchte 
ich ISchon zlUm Abschluß meiner Ausführungen 
kammen - noch ,ein p6lar BemerkUI1Jgen. Im 
weslentlichen beinhaltet diese Vm1Clige j etzt 
vier Änderung,en ,gegenüber ,dem bi'sherigen 
Status. Zunächst :einmal 1st vo:r;gelSiehen . . . 
(Zwischenruf des Abg. Dr. Heinz F i s  e h e  r.) 
Ich habe Si,e leider nicht v'eiistanden, Sti,e müs­
sen ein bißehen llauter 'sprechen. (Abg. Doktor 
Heinz F i s  e h e  r: Sie geben ja eh keine 
Antwort, deshalb ist es nicht so wichtig, ob 
Sie verstehen!) Es gibt sicherlich viele, die 
Ihnen zu viel Bedeutung beimessen, 

Im wesentlichen ist in ,diesem Gesetz j etzt 
vor'gesehen, daß, wie e s  ,in der Prax1s ja 
schon gehandhabt wird, die Osterreichischen 
Bundesbahnen nicht nur mit der Sorgfalt eines 
oI'denHichen Kaufmannes zu führen sind, son� 
dem daß dahei auch auf gewisse öffentliche 
Il\teressen Bedacht zu nehmen i st. (Abg. 
H a  a s; Dazu war die OVP seinerzeit nicht 
bereitl) Insbe.soiIlldiere i,st ,enthCliItJen, daß die 
PenslionsllClJstJen nUll zur Gänz,e :im BudJget auf­
zuscheinen haben be'Zliehung,swei,Sle vom 
Bu;dget zu ühernehmen ISli:nd. Daß der Beitrag 
der Osterreichilschen Bund8lsbahnen lein höhe­
rer iilSt, lalls lClJaJs .noI1mal,erWle1se der FaH ist, 
hängt mit Iden besonder'en p ens:ionsliechHichen 
B estimmungen, die fü[" di,e Bunldesbahnbedi,en­
steten gelten, z'UJsamm:en. Ebenso wenden td!ie 
Soz,ial- und Subv:entionsltarife in ,einem 
hönellen Ausmaß ,als bi,sher übernommen, und 
5chliießlich ist �umirudest Vor,sorg'e für eine 
R e91elung ;des Nebenbahnprob1ems geschaff,en. 

W,enn lich vorhin Isagte, 'eiS wäl1e alIl und 
für ,slich zWieckmäß,ilg 'gewesen und Isicherlich 

Herr Minister Frühbauer 5'61gt lin den Er- wertvoll, ,im Rahmen einer Igrößeren Dilskus­
l äuternden Bemerkungen ,zu di,eSler Regie- sion Prohl,eme der Osterreichischen BU!1!des­
rungsvorlagie, der jetzt zur BeIiatun.g iStehende bahnen und damit des 'g,esamtlsn Verkehrs­
Gesletzentwurf .bedeute 'eine VoHziehuu"l'9 des wes,ens in Osberredch 2';U behandeln, ISO wäre 
'�)E.'ill;erzleiti'gen Minderheits berichtes. Ich habe sicherlich ,auch die TarHfmge außerondentllich 
,auf di!8:sen M,indeI1heitshericht Ischon hin!g1e- inteliesslant. Dies uIDsomehr, a1s heute in der 
W�8:sen und vi,eIe Punkte da Ilaus 2';iUert, lieh Flta:gelstiUnde meiner Meinung nach zwei widler­
möchte laber vor ,aUem ,eines Is,agen : Bin sprechende Antworten von Herrn Bun\(\IeSlIIlini� 
wesentlicher Teil de's Iseinsrz,eitigen Minder- s.ter Frühbauer g,egeben wunden. kuf e!iiIle 
heülusbel'ichtes ist nicht ,erfüllt. Er Wiar zwar AnfrClJge ,e!inBS sozialistischen AhgeoJ1dneten 
tin Ider uI1sprünglichen FcuslSuug der Regli.erun·g'5- erklärte er sinngemäß, ,er denke damn, eine 
vorI.61ge enthalten, aber offenbar - und Sie Erweiterung der .bestehenden Senior.enkarten­
haben ja rJchuig ,schon in ,einem Zwischenruf I a.ktion durch�ufühIien, 'Und mir hat ler kurz 
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Glaser 

dar,auf geS/aJgt, 'er beaibsichtiligte, bestehende 
Ermäßigung,en zu reduzti,eIien. Herr Bundes­
mini,ster ! Zu d1eSlern Problem wäre -es Isicher­
lich noch ,angebracht, ,eine etwas näheIie Er­
klärung dem Hohen Hiallis und damit auch 
der OffentHchkeit Zru Ig;eben. 

Noch einmal - idJile Zeit li,st reLa'tJiv weit 
fortgeschritten Das Gesetz bedeutet 
uns,erer AuffaslSUiIlJg nach eine Fortsletzung 
j enes Weges, der IUnter 'einem OVP-V'erkehrs­

minister begonnen wUIide. Die Abgeondl1le1:Jen 
der Osterreichli'5chen VolkJspar,tei werden 
daher dlies'er Vor1ag·e 'ihre ZustimmUJng geben. 
Zu 'einiog.en Punkten welluen noch Kollegien 
meiner Fraktion Abändenmgs- und Ergän­
;zungs'anträge leinbringen . (Beifall bei der 
avp.) 

PräSiiJdent Probst: Der nächste Redner list 
der Herr Abgeordnete Dr. Stix. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Stix (FPO) : Herr Präsi­
dJent!  Hohes Ha'UJs ! Das Ges,etz, mit .dem das 
BunJdeshahngesetz 1 969 ,geän:d'ert wird, bringt 
zwar begrüßenswerte NeiUl1egeLUiIlJgen, list aber 
insgesamt keineswegs Igee�gnet, td1e wahr,en 
Probleme der Osterreichischen Bundeshahnen 
zu lösen. 

DaiS :iJst schon he1m rur:sprüng�ich,en Bundes-
bahngesletz a'UJs dem j,(llhr 1969 der Fa:ll g.e­
wesen. Zu &echt wunde Idi,es,em Gesetz vor­
'geworflen, dtaß es ,auf haLbem Wege IStecken­
gebHleben ist, nämlich iauf dem Weg, d!ile Oster­
r:eichii,schen Bundesbannen tatsächlich zu 'elinern 
's,elbständhg,en Wirhsch'aftskörper zu machen. 

Zu den Pluspunkten der Nov,elle, tdi,e uns 
heute be,schäftLgt, tgehört tdLe Tl1al1lspar.enz, di'e 
durch :Sii,e für eini.g.e Bel1eich,e ig,eschJafien wil1d, 
so hinsichtlich der ,Frage des P,ensicms:auf­
wandes : 26 Proz,ent der Aktivbezüg,e haben 
di,e Bundoesbahnen zu tmgen, der überstJei­
gende Pensions:aufwand list 'im BUDIdes.tmd'9let 
zu vel1anschlag,en. 

Der zweite Punkt, der der Tllansparenz 
dient, ilst der § 18 .  Er sieht die Abg.eltung 
für finanzielle Einbußen ,auf -Grund von Be­
schlüssen der Bundesregierung vor, die die 
Osterreichi,schen Bundesbahnen zur Wahrneh­
mung öffentlicher Interessen entgegen einer 
betriebswirtschaftHchen Betrachtungsweise zu 
unwirtschaftlichen Maßnahmen zwingen. In 
diesem Zusammenhang ist damuf hinzuwei­
sen, daß der § 1 8  nach unserer Auffassung 
unvolLständi'g ist, es wird daher vom Herrn 
Abgeolidneten Dr. Köniog ein Abänderungs­
antrag eing,ebracht werden, den § 1 8  um die 
lie d zu ergänzen, ein Antrag , dem meine 
Fraktion beig-et!1eten ist. 

Das .sind die Pluspunkte ,d,ies,er Novelle. 
Sie dienen dem Prinzip, daß hetrielbsfremde 
Lasten 'sichtbar gemacht werden soUen. 

Die Osterreichischen Bundesbahnen sind be­
kanntlich von Ge.setzes weg-en nach kauf­
männischen Grundsätzen zu verwalten und 
zu betreiben. Die'ser Grundsatz, von dem wir 
im übrigen wünschen, daß ,er auch in der 
Praxis wirklich Beachtung finde, wird nun ein­
geschränkt durch die Bedachtnahme -auf das 
öffentliche Interesse. Nach dessen kl,arer Ver­
ankerung lauch firn Absatz 3 des § 2 zufol,ge 
des vorn Ausschuß ,angenommenen Antr.ag/es 
der Abg-eorldneten HieU, Stix ist die 'klare 
Definition des öffenHichen Interesses, die nun­
mehr im Bundesbahngesetz enthalten sein 
wir.d, zu begrüßen. Nur wenn die Bundes­
regi,erung Z'ie1setzungen im öffentlichen Inter­
esse beschLießt, Sind dieSle aLs eine Einsduän­
kung ,des Grundsatzes der kaufmänni'schen 
Betr.iebsführung zuläSlsi'g. Damit ist ein klar,er 
Maßstab ,gegeben, rum die G ebarung der 
Osterreichischen Bundesbahnen zutreffend be­
urteilen zu können. Denn ohne ,daß 'beschlos­
sene Zielsetzungen im öffentlichen Interes.se 
vorHegen, wird sich die Führung der Oster­
reichtischen Bundesibahnen nicht auf öffentliche 
Interessen 'ausreden können, wenn der Grund­
satz der k,aufmännlischen Betriebsführung ver-
letzt erscheint. 

W,as wir ,aber bei di,eser Gesetz·esnovelle im 
wahr,sten Sinne des Wortes vermissen, das 
sind j ene zukunftswelsenden Bestimmungen, 
die geeignet wären, die großen Finanz­
probleme der Osterreichischen BundeS'bahnen 
zu lösen. Solche Bestimmungen fehlten bisher 
smon. Deswegen hängen auch die Investit,ions­
programme der Osterreichischen Bund-es­
ba hnen finanziell lin der Luft. 

Im Zehnj ahroesinvestitionsprogramm der 
österre.ichischen Bundelsregierung betreffen 
durchschnittlich 2,4 Milliarden bis 2,5 MilHar­
den die Bundesbahnen. Doch gLbt es leider 
dafür keine mehrj ährig gesicherte F.inanzie­
rung. 

Damit kommen wir Zium �ernproblem, und 
dieses Kernproblem ist, daß es rechtlich der­
zeit keinerlei Möglichkeit ,einer Idußer­
budgetären Finanzierung für die Bundesbahn 
gibt. Nach der Rechtslage i!st ,eine solche 
Finanzierung ausschließlich über das Budget 
möglich. 

Praktisch und wirtschaftlich bedeutet das 
aber, daß eine ausreichende FinanzLerung und 
vor allem Sanierung der Osterreichlischen 
Bundesbahnen unmöog1ich wird, denn das 
Budg,et kann den Finanzbedarf der Dsterrei­
chischen Bundesbahnen weder umfangmäßig 
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noch vom Rhythmus der Investition5'a'bwkk­
lung her wirklich verkraften. 

Es ist nämlich mit den durchschnittlich 
21/2 Milliarden Schilling Investitionsmitteln 
nach dem Zehnjiahresinv,estitionsprogramm 
k!eineswegs getan. Ich konnte anläßlich der 
Budgetdebatte im Herhst des Jahre's 1 972 
nachwe'isen - j edenfalls ltst meine Rechnung 
nicht widerlegt worden -, daß über diese 
21/2 Milliarden Schilling hinaus mindestens 
eine weitere MillilaI"de j ährHch erforderMch 
wäIle, um eine gründliche Sanierung d'er Oster­
reicbischen .Bundesbahnen zu bewerkstelli'gen. 

Angesichts dessen ist dClls j ähr1iche Budget 
in der Tat nicht der richti'9"'e Weg, es ist mcht 
Platz lin ldiesem Budget für die Finanziilerung 
j enes Kapüalbedarfes, den die BUilideSibahnen 
für ihre Sanierung nun einmal unbedingt ,be­
nötigen . 

Die oberste Kompetenz für die Inv,estitions­
finanzierung liegt auSldrück.lich beim Rinanz­
minister. Schon der Herr Verkehrsminister hat 
also teilweis,e gebundene Hände, ,aber noch 
mehr trifft dlaJs für den OBB-Vorstand zu. Der 
OBB-Vorstand besitzt so gut w,te keine finan­
zieHe Dispositio'IlIsfreiheit. 

Das ist einer jener Konstruktionsfehler im 
Bundeshahnge,g.etz, den 1 969 der damali'g,e 
sozialistische Abgeordnete Fruhbauer heftigst 
kritisiert hat. Nunmehr sitzt dieser Abg,eord­
nete (lIuf der Minilsterbank, und man möchte 
daher annehmen, daß er ,als Minister Mängel 
behebt, die er als Abge01:1rlneter 'ang,eprangert 
hat. 

In dieslßr ErwartuIllg konnt-e einen ,der ur­
sprüngliche Beamtenentwurf hestärken. Er hat 
vorgesehen, daß der § 1 6  einen Absatz 2 ent­
hält. Damit wäre ein Arusatz für ein beson­
deres BundesbahnfinanzieI"llngsg,esetz geschaf­
fen worden. 

Le,ider ilSt dieser Ansatz in der Regi,erungs­
vorlag,e und auch in der Vorlag,e, wie .sie 
Jetzt dem AusschußbeIiicht heigefügt ist, nicht 
mehr enthalten. Aus diesem Grund erLaU'be 
ich mir einen A b  ä n d  ,e r u  n g ls a n t r a g  
der Abg,eordneten Dr. SlJix, DDr. König und 
Genossen einzubringen, der folgendermaßen 
lautet: 

Der Nationalrat wolle beschließen :  

Die Regierungsvorlage 763 der Beilagen 
in der Fassung des Ausschußberichtes (839 
der Beilagen) wird wi,e folgt 'geändert: 

Nach der Z. 3 1st folgende neue Z. 3 ,a ein-

, (2) Die finanz,i'elLen Erfordernisse für jene 
in .den mehrj ährtg,en Inv'estitionsplänen ent­
haltenen Vorha,ben, deren &ealisierung sich 
über mehrefie Jahre erstreckt, werden durch 
besonderes Bundesgesetz sicherg,estellt: . .  

Wir glauben, daß ein derartiges Bulß'des-
ba hn -In vesti tioilisfinanz1iierungsgeset'Z eine 
Mindmallösung daroSteHen würde, gewü,slser­
maßen 'den ersten Schvitt in eine llichtung, 
von -der man die Sanierung ,der BundeshaJhnen 
erwarten könnte, und der Anfang eines ersten 
Schrittes wäre eine solche Absichtserklärung 
des Gesetz'gebers dn Form des hier beantragten 
§ 1 6  Abs. 2. 

Hohes Haus ! Ich ,appeUi,ere an Sile, nicht 
die Chance dieser Novelle verstreichen zu 
lassen, Idi,e Ghanoe nämlich, letwas fÜT di�e 
grundlegende finanzielle Sanierung der Oster­
l1eichi,schen Burudes.hahnen ru tun. Ich b�tte 
daher um UnteI1stütz'\.lI1Jg für meinen AbäIllde­
rungsidJIltrag. 

Im übt:ig,en stimmen wir F.r.ei,beitLicbJen 
dies,er Novene zum BundJesbalmgiesletz 1 969 

zu. (Beifall bei der FPtJ.) 

Präsident Probst: Der Abänderungsantrag, 
den eben der Herr Abgeordnete Dr. Stix vor­
gelegt hat, ist genügend unterstützt und steht 
auch in Verhandlung. 

Der nächste Redner ist der Herr Abgeord­
nete Dr. Kerstrui,g. Er hat das Wort. 

Abgeor1dneter Dr. Kerstnig (SPO) : Hohes 
Haus! M,e�ine Damen und Het:r:en! Der Hel1r 
Abgeoridnlete Gl:aser hat ,auf das Burudeshahn­
og:es:etz 1969 hingewi1es,en UIlid hat es ,allS Ma.rk­
'stein hezeichnet. 

Ich haJhe mir IdJi'e Protokolle vom 6. März 
1969 anges,ehen und hahe !dJaralUls 'entnommen , 

daß ,auch der diamalii'91e Hauptspr,echer der 
OVP das Gesetz Idamals ,aLs ,eines detf bedeu­
tendsten Geset�e der Leg.1s1aturpeIiiodJe be­
Zleidmet hat, währ'eilid die SpIlecher der dia­
maN!9:en Opposition, umd zwar be�der Oppo­
sitionsparteioen, dieses Gesetz ,al's eilIl "Schein.­
g,esetz" bez,eichneten. 

Die Soz:�aHst1sche :Aartei hat 'iIn ,€linern .fiiUJS­
fühl1lichen Mitl1!dJerheitJsbeI1icht, wie heute schon 
erwähnt w,ur.de, ihIle Ge!9'enaligument,e urud die 
Gegenvorschläge ,zuSlaJmmeng,efiaßt . Ich bin 
sicher, daß mein KoHeg:e Ulbrich und wahr­
scheinlich ,auch der Herr Min�ster, der j1a da­
mals mit zu den Iruitli'atoren des Minderheits­
berichtes g,ehöI1t hat, dazu noch SteUU!IlJg neh­
men werden. (Der P r ä  s i  d e n  t übernimmt 
wieder den Vorsitz.) 

zufügen: Der Abg,eordnete Gl,(lIser bezeichnet ,dteses 
, ,3 a. Der bisherige Text des § 16  ,erhält Gesetz , das jetzt zur BehandLuIlJg ;steht, laIs 

,die Bezeichnung A.:bs. 1 .  FolgeIlJder neuer eine Fortsetzung des damaligen Gesetzes. Wir 
Abs. 2 ist ,anzufügen :  sind der MaiIlJung, daß ,d!i,eses Gesetz heute 
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elist d'er rtichtig wirk!Slame Schl1iH '�st und daß ader aber die Beförderungspflicht zw1ngt sile, 
damit das dama1ige ScheiIlJgesetz 'eI1st san'i>ert dafür zu sor.gen, daß ISiiJe lalle ReI�lseruden und 
Willd. IsämtI.iche �auf'g;eglehelle:n Güter zu heföIlClJem 

D' F - d Ab GI _ in der Lage :L5t,  ,also die TIiarnsporbmittel bel1eit-
,

lJe
. 

mge t ,es " g,eo��neten ,as'er, waru:n zuhalten 'hat, um lauch Z1umiJndest I'egtelmäßdg 
WIr nIcht dJClJS ISeIn!er�elbll�'e GeSl�tz durch elll aufbretenden Spitz,envelrk,ehr v,erk11aftoen und besser,es ers,etzt haben, 1st Idahll'fi ,zu beant- _ ch ' I L f-l-. t . TI, f h , " lau vl,e e eer Cllllr en !lll .Nau ne moo zu 
worten, dlaß :das ,eben jletzt :mIt dIes,er Ge- k "  De 'T1 ' �  • cl ch1,' ßt d'  , onnen, r J. lani'zWlang W'lle ,er IS '.lilie - ,Ie setzesvorliage "g,e5chehen soll. Denn ,es hat 

I ' ' te  G h " f�' k h " bI ' b n . . ' " :Im pnva n esc a uSVIer e r u lC 'e J:"",r:eLS-
SIch doch Wesentllches tgeaTIldert. 

b ' ld h A b t d N chf d -1.' '1 ung nac ngle 0 lUili 'a page 'Un 'ulle 
Während die OVP d1e KostenorientJimun.g Berüc�sichti'9ung der unter.schiedlichen Kosten 

der T:arifpolitik lin lihliem Gesetz in ldien Vor- der einz,elnen Befönd'erruI1lgls'leiJstUllJg,en laus. 
dergrund stellte und für die Ubemahme der 
im öffentlichen Intel1esls.e von den OBB zu 
trB.!g,enden lauBeröko[l;omLsmen La·s1len mit 
ihrer damaHgen MehIiheit di,e ,schWlieJ1ltgie Pro­
z,edUlf eLgooer BUfiidesgletsletze festlegte, ver-
1aThgte dama1s ,schon die SPO in ihr.em Minder­
heibsbenicht die gesetzLiche V,enanIDeIiUng so­
wohl der VerpflichtllThg zur BeachtuThg .kJauf­
männisch,er Grundsät�e wi'e Ziur Bedachtnahme 
auf da,s öffentliche Intler.esse Ibei Abgeltun.g 
der danaus erwachseniden BeLa,stuTiiglen . D,i'esen 
lauch im Einkla'Ilig mit der europäischen Ver­
kehrspoNttk und Iden v,erkehnswiI1tsmaftltichen 
Intootdonen lin der EWG rstehenden Rechts­
auffaJslscung,Em trälgt nUJn diesle Gesetzesvorl,age 
im höch!stmö;gHchen Maße RechIliung. AlLes 
ander.e wär'e 'auch nur fetn Leerer SChein und 
9ingie wieder ,an ,den Realitäten vorbei. Das 
BumiJesbahng'esletz 1969 Ii'st närrnlkh .dies.en 
ProbLemen eitgentllich ,aus dem W�e g,egan­
Ig,en be.zilehungsweis.e hat dj e Berüc�sichbilgun.g 
ides lallgemeinen I'nte,r'esses laD bundeslglesetz­
lich'e Einzelnegelurugen !gebuIliden, also ihre 
Wahrnehmung auf den langwierigen legis­
lativen Weg VierwieSlen ,  Dbri<geIliS hat dieses 
Gesetz , wie ,ooch damaLs her'eits von den 
Spr,echem der SPO vonausgeSlagt wunde, durch 
die ,aIligeordneten or.garnhsatorLschen Vierände­
rUIlig,oo im ZUSIammenhang mit der Tr,ennung 
von Hoheits- und BetrLehsverwaltung ,eLne 
V,engrößerung des FührunglSiappaI1atJes und d,a­
mit auch höhere Kosten Igebvacht, ohne bi·sher 
einen besonderEm poslitiven Effekt zu :erziJelen. 

Es ist heute ISlicherlich unbelStriUen, daß die 
AuswirkUiIllgoo der 'gemeinWliruschaftLichen 
V,erpflichtungen , die Idem Wirtsmaftsrurnter­
nehmen OBB dlUrch Gesetz Ia,ufg,el,astet Slind, 
w.ile BetrilebspflicM, Heförideruiligspflicht und 
T.a,pifzwang, nicht vom Unternehmen, ,sondern 
vom Geset21g,eber hez:i,ehuThgswetSie dem für die 
V,erkehrspoHtik z'11lständLglen .Ressort 'zu ver­
antworten 'sind. Denn !die Betrilebspflicht zum 
Beisp.iel 'gestattet ·es der BahnVierwaltung 
nicht, ·etwa illus Igeänderten Bedarfsverhält­
ni ssen sofort die normalen betriebswirtschaft­
lichen Konsequenz:en zu z:i,ehen UIlltd Strecken 
aufzulaslsen odier den Betnieb ,einzuschränken, 
auch wenn die Nachfrrag,e so nach,läßt, daß 
der Aufwand mcht mehr 'g,edeckt wenden k!ann. 

Di'e Osteneich:Lsch,en Bundesb!ahnen wurden 
und we'l'lden nämldch von j eder Regierung ,auch 
aLs -edn In,strument der Wirtschafts- und 'Soz'i,a,l­
politik ,anges,ehen und ,auch 'in dhesem Sinne 
eingesetzt, um im Wege der Sozial- und Sub­
venbionstarife ihre SOZlilalpolibik llllIlld W,irt­
IsmaftsföndenUIlig !Zu IUnbellSitütz,en . Der Ruf 
nach Abgeltung .der betriebsfl1emden Lasten 
war und 'ist daher glellechtfertigt, um di,e 'echten 
Kosten- und NutzenI'ellationen lr:icht1g ,edCiJ5-Sen 
Zl. können 'und <die beträcht1ichen LeiJsmmgien 
der B't1I1d'esbahlllen lin Erfüllung voIktsw1rt­
schaftlicher und Isoz!1alpoli'Uscher Autigaben für 
(He Al1geme'i[l;heit, wj,e ,es Herr Dr. Stix !Schon 
Iglesagt hat, tlia'nspaf1ent ZlU mamen und damit 
hoffierrtlich lauch mitZlUwirklen , !daß dias doch 
ei<gentlich iaus Unkenntni,s der Dinge ,eIlitstan­
dene ,schlechbe Lmage vom un�,erbesserlichen 
Defizitbetr:i<eb lendl,ich beseibilgt wtil'ld. 

Hierhier gehört ,auch, ,daß die OBB dm Ver­
g1eich zu Unternehmen der priViaJten Wirt­
Ischlaft, welche nur ,einen Dilenstgeiberbe!itI1ag 
zu lleisten haben, ,eine wes,errtLich hö'hel1e P,oo­
iSlOlllS1ClJst zu trag·en haben. 1m vor,U,eg,ooden 
Entwurf wlurlc1e auch dafür ,eine Neul1egelung 
,g.efUJlJden, ullId zwar Igleht maID von !den tim 
,seinerzeitig-en Gesetz vOflgeSiehenen fixen Be­
trägen zu einer PrrozletntregeIung über, wobei 
ein Hurud>ert,siatz der Akt!ivbezÜJg,e ZlUgl1unde 
Ig'el,egt w,ind. Di,e den OsterlleichiJschien Bunldes­
bahThen b,1slher durch dars Bl1ndeshahngtesetz 
g,ewährten Ent1astul1!gen, nämLich 1 700 MLllio­
nerr Schilling für dd,e Abg,elrung der erhöhten 
Pensionsbelastung und 350 Millionen Schil­
Ling zur Ab:g,eltung von Eiifi:l1!ahmenalusfällen 
,aus Igewährten Sozli'Cl!l- uIlid Subv,entiOllJSbarif'en , 
haben den Osterreichischen BlIDdeshahnen die 
ihnen lauf dileSiem Sektor tatsächlich -entstehen­
den Belastungen nur in unzureichendem Maße 
abgegolten. 

Mit der nunmehr zur BeschlußtalSISuIlig vor­
,hegenJden NoveUe rum B UJTIldesbahngesetz 
Willd ,aLso die M,ethOidik der Abg.eltung gmoo­
l,eg.end geändert. Die Osterreicbi:smen Bundes­
bahnen werden 26 Prozlent des AufwMllelies ,an 
Aktivbezügen für Bunde:Slbahnbeamte !als �en­
sionsaufwand zu tragen haben. Der überstei­
,gerude PetlliSoiOIlJSiaJufwaOO list im Bundesvoran-
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,scMag 'im Kapitel "Rensionen" ,zu VeilianiSchLa­
,gen. Für 1974 werden di,e OsterI'ieichli.schen 
Bunde,shahnen dlane:r ,einen PensdonSlCl;ufWland 
von 1660 Millionen Sd:ülhl1lg selbst ZlU tmg,en 
haben ; aJilsilatt ,bisher 1700 M11HOIlIen Schill'ing 
wjrid dhnen Jedoch 'eiDJe Pensi0 nSlent1Cl1stung in 
der Höhe von fund 4 Mi11iJarlden SchHLLng ,ge­
währt wel1den. 

EbelllJso wUl1de, wie Ischon ,auSig,eführt, bei der 
Ahgeltung !der EinIllahmenausfäl1e, Idi,e den 
OBB aus der GewährlilIlJg von Sozli'al- und 
Subventionshalii�en entst,ehen, di.e Abgeltrungls­
regelung flexibel gestaltet und dadurch die 
Möglichkeit geschaffen, daß sie den tatsäch­
lichen Bedürfnissen und den tatsächlichen Ver­
hältnissen durch Beschluß Rechnung trägt. 

Sollten di,e OBB verha..lten wenden, dli,e bils­
her eingerä'lLInten Sozr1al- iUIlId Subv,entJions-
1laI'life auch Wi8iterhin zu :gewähr,en, wird ihnen 

im Ja!hre 1 974 ,aus idLes,em Titel .ein Abgel­
tun,gsan:sp,ruch ,in der Größenordnung von 
,rund 1 ,3 MUlJiJal1den Schli.tltiIllg ,anstelole von 
b!sh:er 350 Millionen Schi:lLing ZlllJstehen. 

Meine Damen und HeTI'enl Man Dst mit der 
Kritik an den BUIlJde,sbahnen vor laUem von 

'unberufener Seite ,stets Is,ehr .schnell zur SteHe 

und verschWieLgt dabei g,efIi,s:senUich, daß die 
techni,schen Geg,e'beIlJheH-en des ,sch1enenge­

bundenen V;erkehl1s völhg ,andere Maß,stäbe 
hiIl!sichtlkh Angebot 'lind N:achfIlag,e bedingen , 

aLs .di.es etw,a tn ,aruder,en W,i:rtschaftszweigen 
der gaU '1st. Denn nicht die Kosten der ,eLgent­

lichen Beförderungsleistung sind das Aus­

s ch}agigeben!d'e, ISOTIldern dii'e ,enormen Kosten 

der An1a,gen 'l1llJd der BelieitsteUung und Be­
reithaltung auch für starke Nachfrage­
schwankungen und Spitzenleistungen, die oft 

bis zur Zerl1eißprobe ver.Langt 'weI1den. 

Di,e Bundesr,egti.'erung larheitet ian eoiner Neu­
orienti.erung de'r .goeSialffiten Verk,ehrskonz.ep­
bion, die ogeDa:de im HinbLick lauf d:i,e Kosten­
fmge nicht alles ,einf.ach ,dem frei,en Spi.ell d.er 
Kräfte und ,e!illlem blinden Konkurr,e:nzstreben 
in der HaJUp'bsach,e j,a öfientlicher V'erkiellTls­
mittel über.I:CliSls,en WliH, sOIIlJd.ern im Sinne ,einer 
Partrue'I'Ismaft aUer VerktehllSzWelL91e, vor laUem 

aber zw:i,schen Schiiene IUIIld Stnaß'e Isowohl .im 
Per,sonen- wie .im Güterv,erkehr d1i,e Kooper.a­
tion und gegens,eitige Abstimmung zum Ziele 
hat, wobei hesoooers für diie öfienUichen 
Eis,enba:hnen ,auch nach inter'nationaler AJUf­
fassung das ökonomische Unternehmensprin­
zip , ,a;her vor ,aUem lauch das Gemeinilllteresse 
an einer modernen und leistllThglSfäMgen Voe,r­
k,ehIisbedoi:enullig, w,ie '815 !in unserem Ge,s,etz 
heißt, roidltullogogebend zu sein hat. 

Auf Grund des Bislenbahnges,etzes von 1957 

und des nun vorliiegenrl,en Bundesbahntg,eset­
zes haben 'auch die Osterr:eichischen Bundes-

bahnen e!iniers.eits ,aLs Träger !des öff,entlichen 
V.erk,ehrs den dli,esbezügJichen volkJswirbschaft­
lichen, soz,ilal,en und kultul1ellen BedÜITfn'i,ssen 
der Gemeinschlaft IUnd ,arudeI1e·rse&t,s 'als Unter­
nehmen den G rundsätzen ,eiIller Gewinn- UII'Jd 
V,erlustk.alkul,ation und den Regeln d,es fr,e1en 
wirts chaftlichen Wetthewerbes Rechnung zu 
tr,a..g,en. 

Mit Selb.stv.enstä.TIJdlichk'eit v.erLangt man 
zwar, daß 'im F,aUe der InteresiS'ookoHiJsion 

zwischen d!i,esen heüden durdl Gesetz zuge­
teilten Funktio'nen dien og.emeinWü'Itschaftlichen 
Interessen vor rein ' betriebswirtschaftlichen 
Dberlegungten der VOfIlClJIlJg ,gegeben W1i I1d , Wla,s 
aber n'icht him:1!ert, tim seI ben AtBInZ'Ulg lClii,e 
dadurch notwendige Zlurück,steHung einzel­
wirtschaftlicher MaßIlJahmen zugUIllst'en ,der 
öffentlichen Auft91ahe 'ats hetriehsw.irtsmaft­
liches V,el1S'Cllg,en hinzusteUen und ,als Zeichen 
e}ner DefizJitwi,rtsmaft zu bIlaIlldmar�en. 

Oder nehmen wir die Nebenbahnen: Die 
Pr,age der Aufr,echte,rhaluung oder Ei:llistenum.,g 
des Betriebes auf schlecht frequentierten Strek­
ken kann niemals nach r,em betIli08hswlirtsmaft­
Lichen Dbedegungen und ,aus,schließLich pI1iV1at­
wirtschaftliichen Gesichtspunkten beurteilt und 
e:ntschi.E�tden wel1den. Da!s würd'e j,a :gegen die 
Betlli,ebspflicht in ihIier W'irkuug viel1Stoß,en. 

W-ir dürf'en dabei nicht vengeS5en, Irnaß ja 
genade die Nebenbahnen vt1eUach .goa r nicht 
weg'en eines zu ,erwa'r,tenden Betl1iebstgJeWli:nnes 
,gebaut wonden is'iTIJd. SLe WiuIIden 'gebaut !im 
In teIl8iSlSe der Auf,schHeßung von Gebieten und 

oder i'lldilTekten FÖl1derung der idorttg,en Wirt­
'schaftJSlbetri.ebe bez1ehungsws1s.e der Schaffung 
eines AnI1ei:z;e,s zur Gründung solcher. 

Ma.n r,emnete laLso bereits von An�aI1Jg ,an 
mit 'einem ,geI'ingen Ausnutzungs.gl1aJd und 
,einem danaus ,I1esultieroenden Mißv;erhä.ltnis 

zwischen Kosten und Ertrag. Ihre Rechtferti- . 
9ung fa:ooen und find·en IS1e ,allein in der vat­
same, daß :si,e ,ei,ne volksWlirtschftliche Umweg­
rentabilität bI'lingen und ,daß sie ·eben die W,i'rt­
'schaft in dem betrefienden Gebiet belehen . 

Ich darf IClIuch dar,auf lliinweis,en, Idlaß !die 
Lok;albahnen j,a merst von privaten Geslell­
schaften 'g,ebaut wunden , daß 'abe'r hereits in 
,den Loklalbahnge.�etzen zu Ende des vor191eIl 
J,ahrrhunde.rts lauch für d�ese 'a..d.miIl'L�tl1ative 
Er1eichterung'oo vor,g'etsehen war,en und 9r'lillld­
sätzIich Ischon :d!1e Vorsor'g,e für eine fillianzli,eUe 
Unterstützung durch die öfientliche Hand ge­
setz,ldch festg,elegt war. 

Der W.irtschJaftskÖtrper Osteneichi:sme Bun­
doesbahnen wUllde :da:nn in den dreißiger J,ahIien 
verpflichtet, ddlesie Nehenbahnen - zum Teil 
im W,eg'e de's HeimfaLLs - zu überJ:l!ehmen, 
,er w.ul1d.e laher ,auch v,erpflichtet, lilJIlIde1ie Bah­

nen, ,die noch nicht heimfallsfähi'9 W1aroen, ein-
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Z'lüös'en, Wieil ,s\ie in ,aUJSlsichtloser finam'lieller Träger finden, lim Stadlium der Modern,i,S',)lerUlIllg 
Situation ,gewesen s'ind uP .. d ,a:ndeli2nseitJs der auf allen Geb'ieten 'Und in ,einer inner,en rund 
Stmßenvel"kehr damaLs noch ,nlicht in HJ,er Lruge äuß'ereln Erneuerung hegriffien ,sind. 
gewesen ist, das Verkehrsaufkommen zu 
üb eliIlenmen. 

DEliS vorliiegeIl!de Gesetz Igi/bt also die Mcg­
lich�eit, durch Beschluß der BU!Il!de,sH�gl,erung 
,gemäß § 1 8  die erforderlichen Sondermittel 
zur Weiterführung ,einer ,solchen Bahn zur 
V,erfügung zu stellen, wenn ,sich die OBR aus 
betriebswirtschaftlichen Gründen verpflichtet 
fühlen, deren Auflassung zu beantra'gen, 'es 
aber im öffentlichen Interesse tunlicher ist, sie 
wei terzubetIieiben. 

Es liegt daher an der BUIlidesreg.i'enmg, eine 
Bahnstrecke, die den Ostefl1eichischen BUl1des­
bahnen nach der Maxime kaufmänni,schen 
HandeIns untragbar er,scheint, aus Gründen 
der Infrastruktur und wirtschaftlichen Raum­
ordnung gegen Ersatz der Kosten weiterbe­
treiben 'Zu lassen. 

Das Gesetz bI1ingt also klar zum Ausdruck, 
daß nicht nur rein betriebswirtschaftIiche 
UberI.e.gungen und finanzielle Erwägungen das 
Maß der Betriebsführung zu ,sein haben, son­
dern auch das Bestreben, als öffentliches 
Dienstle'Lstungsunternehmen den Ansprüchen, 
den Erfordernissen und de:r.l G eschmack des 
reisenden PubLikums sowie den Transport­
erwartungen der Wirtschaft im öffentlichen 
Interesse zu dienen, wofür dann ,eine äquiva­
lente KostenbeteiHgung der öffentlichen Hand 
möglich i st. 

Es sei noch einmal mit aller Klarheit g,esagt 
-- und 'es kommt im G esetz auch sehr klar 
zum Ausdruck. -, daß dies aber nicht ver­
hindern soll und nicht verhindern ,darf, daß 
d ie Betriebsführung der OBB, so wie die j edes 
anderen Wirtschaftsunternehrnens, b estrebt 
ist, die .ständig 'Sich wandelnden Marktver­
hältnisse zu nützen und ihre Verkehrsleistun­
gen bestmöglich zu verkaufen. '!\fenn aber 
trotz aller Lei.stungshereitschaft und Leistungs­
bemühung die G efahr eines Defizits nicht zu 
verhüten ist, im öffentlichen Interesse die 
Leistung aher trotzdem zu diesen Bedingungen 
erbracht werden 5'011, dann hat 'eben die 
Bundesregierung durch Beschluß die Abgel­
tung der mit kaufmännischen Grundsätzen 
nicht zu vereinbarenden Kosten skherzustel­
len. 

Meine Damen und Herren! Abseits aUer 
Parteipolitik kann man ,s:ag,en,

' 
d aß di,e OBB 

dank der Bemühungen ,der Verk'ehmmirrister 
die,ser Zweit,en RepubHk und der I!D.'ibi,ativ,en, 
die joetzt von dieser Isozi.al1stischen Re91ilerung 
aUJs,g,ehen und in der Heamteruschaft und in 
der Gewerl(jschaft der Eisenhahner wJiHige 

Es wird sicher von niemandem bestritten, 
daß heute dil,e OBB ,ein Iintegl1i'ei.-em1er T,eil  
der Infrastruktur uns,erer Volkswirtschafl sind 
und daher dieses Gesetz wesentlich mit dazu 
beitr.agen kiann, daß S1i'e Isowohl 'aus pr1iv,at­
wirbschaftlicher Sicht Wli,e ,auch im Hi:nhlick 
·auf da;s öffentliche Interesse 'llJIl!d Idie ,gemein­
wirtschafHicben Aufgaben Z'U e�nem trageinden 
Stabilitätsf:aktor ,im Staat und in der 'Wlirt­
schaft werd.an. 

Ob die Finanzen der Bundes bahnen in Ord­
nung sind oder nicht, ist lauch für ,dJi'e !ganze 
übrli,ge Wirtschaft Ost'ermichs von Bedeutung, 
sind doch idi,e OBB auch der größte AJuftr'ClJg­
g,eber Osterl\eichs und tmgen !damit zur Siche­
rung v�eler ArbeitJsplätze Im LJahl,los'en Hrmen 
bei, die für die OBB mb�iten. 

Oder denk;en wir diaI1an, daß die OBB n.ach 
wie vor eine der Säul,en darst,ellen, die den 
Fremdenverkehr tragen. Ja sie erleben heute 
v�eUach leine Rückkiehr des zum T'eil zur 
Straße iabg.ew,anderten PVJblikums. Viele kom­
men 'sogar \Samt dem Auto zurück. Ich welise 
nur darauf hin, daß mit ,dien RI€i1S1ezÜJg'en j ähr­
lich bereits 25.000 Fahrze'lllgle mit 80.000 Rei­
seillden beföl1d,ert weIlden. 

Meine Damen iUnd Heril1en ! Noch ,e'in pta.\ar 
Worte z:u ,der :auf,geworf.enen FiIlEIJge Ider Sict.ue,r­
'st,ellung der filllCillz.i:e11en Mitte,l für mehrjäh­
rige Investitionsvorh.aben durch Bl1I1dJesgesetz, 
wozu 'slicher noch der Minlstler beson.d,ers 
St,ell'llug nehmen wird. 

Der AbäIl!defiUngs.a:ntI1&g Dr. Stix iUrud Ge­
nOSisen - d,as wunde ClIuch lim Ausschuß iSdlon 
aus,geführt - scheitert mehr oder w,eni'g,er ,an 
vedassunglSmäßiglen Bedenken, di-e a:uch Iseh­
nerzeit schon vorgeb:r.acht wUDden, Beden:..;:'en, 
denen Isich ,auch Minist,er Frühball1er die'smal 
beug,en m.ußte. 

Die OBB haben iaber ein mittelfristiges 
InvesNtionsprogramm für 5 Jahre und ,ein 
läng,erfrisUges für 10 JIClIhre . Diese helinhal ten 
die Inve'stitionsabsicht'en des Verkehmminl­
'steriums 'Und der Untel"nehmel1ls.leitung, kön­
nen aber nlidlt eine Einschränkung der BUidg,et­
hoheit des Nationalliates bedeuten. Ih1'e �er­
bind.1ichkeit muß daher an di.es1er BU!c1giethoheit 
ihre Gr,enze finden, 'Was :im übJ1igen lauch für 
die Inv8lstitionsprogliamme der Burudes1regie­
rung gilt. 

Das Inv,e.stitiollisprogramm bHdet j;edoch die 
Grundl,ag,e für Idi,e j ährUcbe BUic1geterlsteUung, 
während, wi,e 'g,es'Eligt, ,die 'endgülUge F'€�st­
setzung entsprechend der Verfassung durch das 
j eweilig,e Bundesllnanzg,esetz erfolgt. Im Zuge 
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diesle's Verfiahrens besteht dann dte Mög.1ich­
keit, das Inv'estitionsproglI1amm immer wileder 
elner Revüsion 7JU unterni,e:hen und rdbe Inv.e­
stitionspolitJik tdami,t fl.exiJbel xu 9'estalten und 
auch neu auftauchenden konjrunkbur- und Ista­
bilitätspolibilSchen ErforderniSls,en R'echmmg zu 
tl1agen, 

Meine Damen und Herr,eIl I AbsdlHeß·end 
·möchte ich Idar,auf hinwei's,en, daß in der 
Sozilalistisd1en P,artei g,eg·enwärtltg der Idetail­
Herte Entwurf elines vlerb�hr.spoHti:schen P,ro­
gramms beraten wird und vom Parteirat im 
Herbst 'aJUch beschlossen werden wind. Es 
handelt 'sich um eilll PrOlgliamm, das ,eine I1atio­
neILe Struk.tturierung des ,g'esamten V'erk.ehIlS­
wes,ens d'llrch z,entml,e RJaihmenp1anung zum 
Gegenstand hat rund 'Unter AUJS:nut�uIlig neue­
ster FOI'SmtlJIlJg'seIlg,ebnilss,e und ,alLer modernen 
M,ethoden und T,edmi'k.en �u einer wtirkiungs­
vollen Koondination l.IDd Kooperation 'atler 
Verkehrsträger führen soll. 

EiIll wichtitge'r SchI1itt ,in di,es'er Richutl'rug ist 
auch dieses Gesetz, dem wir ,aus ,cl!i.esem 
Grunde 'g,ern·e unsere Zustimmung geben, (Bei­
lall bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. König. 

Abgeordneter DDr. König (OVP) : Herr Präsi­
dentl Meine iSlehr .gteehrben Damen !UlIlld HerDen r 
Im neuen IsozilalLstliJsch:en Verkehr:sprognamm 
stIeht ,auch die For1deI'1IDg ,Iliach 'einem Ausbiau 
des "Nachtsprunges" in den Rahrplänen der 
Bundesbahn. Ich möchte Idi;es.e Forderoog 'Iliicht 
auf di.e F.a!hrpJäne dri,eses Hauses lau.sdehnen, 
Daher wende ich mich ,auf di'e wichbiJgsten 
Bestimmung.en dieses Gesetz,es 7JU beschränken 
v,eDSlUmen. (Abg. Dr. T u  1 1: Bleiben Sie bei 
diesem Vorsatz! - Abg. G r a  I: Das hätten 
Sie Ihrem Nachbarn sagen können!) 

Hel1f Bundesmli.n'tsterl Ich Jglaube, Si'e 'haben 
aus dem Begutachtu:rugsverfahDen zUJm Mini­
suerd,a1entwurf, den Sie ,ausgesandt Ihaben, 
überwiegende ZustiIIlJIIllU.Il!g ,entnehmen kön­
nen. Das ist wohl ein Beweils dafür, daß Si,e 
richtig beraten waren, dieslen MinisberiJallent­
wurf mit der OppOS'ition ,gemeinsam zu v,er­
handeln. Der Herr A'bgeordnete GLaser hat 
dtese Ihre Haltung bereits lanerkJannt. 

WiJr müssen heute leider �eststel1en, daß .das, 
was wir mit dem Herrn Mi,nister v,ereinbart 
hatten, was Gegrensta,rud des Ministerialent­
wurfes und G ag,ens taoo ü berWli'egerude,r Zu­
stimmung ,im Begrubachtru.'IlIgls'V'ertiahfien w,ar, aln 
dem Einspruch seiner MiJn1sterkoUeg,en, insbe­
sondere lan dem des FIi:rl!an�mini\st,eI1s, weit­
gehend g,esmeitert 'ist, sodlaß das Gesetz, das 
im Begutachtungsverf,a:hren ial1g.eme'irue AIlier-

kennung �and, in der jetztgen Form der Regi,e­
runrgsvodage dadurch leLder weitgehend 'ent­
wertet crlst. 

So kommen wir wieder ,ei'nmal in dte Situa­
hon, daß dJile Oppooition Anträ,ge einbring'en 
muß, um das zu v,eI'boos!ern, WiilS in der Regie­
rungsvorLage laJUlS !inner:en Ri'v.a.litäten und 
Stmiti\gkeiten in ;der Reg�erung nicht zusbanld,e 
gekommen 'ilSt. 

W;ir haben dafür VIiieIe Beitsp ielJe, Wir wi'sisen, 
daß wir die Erlässe !des Herlin Binan�mini'sters 
durch GeSlernesvorliagen auch in dile IEmtspr,e­
mende v-erfaS<sung,smäß'iJg,e Form Ig�eßen müs­
sen, Der Abg,eond.nete Zeimng,er hat ihli,er ein­
mal im Zusammen:hiarug mit !der HeDabsetzung 
der V01Ijähr.igk!eit ,ebnen Antvag '�ingeb.Iiacht, 
den wir unterstützt haben unrl den vorher Ider 
Herr Fi.nan�in'iJster lim JustJi2'lallisschtuß wört­
lich vOTlg·elegt hat. Si,e haben dann imme,r abg,e­
lehnt. Siie ,sdnd riromer iauf linterne Schwi.ertg­
keiten ig'estoß,en. 

Es ist leider g,e,rladezrU Ig,rotesk, daß dtese 
Bundesbahrugesetz-NoVielle, die nach dem 
WUIliSch, Jliach dem Willen 'Und in anerk.ennens­
werter Haltung des Herrn V'erkehrsminiisbers 
von ,aUen Parteilen .g.emei'IliSaJID VIerhandelt 
wurde, heute nur bei Annahme der beiden 
AiIlträ/ge der Oppos:i1Jionsparteien 'in dhI1er IUJr­
sprünglichen :und im BegutlachtlllIligsv-erftahren 
9,ewürdigten Fas,sung auch tatsächlich verwirk­
licht wellden kann. 

Zum erlsten AntnaJg bezüglich der Ig,es,etz­
lichen Sicherung ·einer Iä.Iligerfr�sUg,en Invesm­
tlOIl!sp,lanlU:Ilq hat scnon der Albgeo.ooIlJete Stix 
!als Erstunterzeich:ner '9'esprochen. 

Meine Damen und Herroenl Ich muß Ihnen 
sa'gen : DCliS, WalS der Abgeordnete KeIlstnLg 
hi er als Begründung für dlile Streichung dieses 
InvLestitions.g,els·etz,es ,aus dem uI1sprÜtllogllichen 
§ 1 6  des Ministerralentwurfes angeführt hiat, 
hält absolut nicht. Es LSt ·schon sehr schwieI1ig 
- ich glaube es Ihnen -, die WildeI1sprüchlich­
keit in der ArgUlIDentat:ion der Regj'erungs­
partei hier aufzulösen. Ja ich möchte ,sagen : 
Es ist unmög·lich l  

Ln dem Minderheitsbe:r:idlt, Iden Ihr·e FI1ak­
tion ,einge'bnacht :bat, .steht 1IU § 1 6, damals 
von der OVP geschaffen, folgendes dninnen: 

"Die Bestimmungen des § 16 v-er,suchen den 
Eindruck zu erwecken, al1s sähe das Gesetz 
die planmäßi,ge Durchführung mehrjähriger 
Investitionsprogramme vor. Von solchen kann 
j edoch nur d.ann gesprochen werden, wenn es 
tatsächlich zu einer für mehrere Jahlie v e r­
b i  n d  1 i c h  e n Budgetierung von Investi­
tionsprogrammen kommt. Eine solche auch nur 
in Einzelbereichen vorzusehen, wozu eine ver-
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fassungsrechtliche Sonderregelung getroffen 
weI1den müßte, hat sich die OVP bilS'her stets 
geweigert." 

Sie haben jetzt nicht einmal versucht, das, 
was Sie in Ihrem MiniderheitS'ber.icht gefordert 
haben, auch zu verwirklichen. Sie hatten im 
Ausschuß dazu unsere !Bereitschaft. Sie haben 
sich jedoch hinter ein Argument ver:smanzt, 
das Sie selbst Mer nicht gelten ,Heß·en und 
das auch keines ,ist, denn !ln der vorLieg,enden 
Form ist dieser Antmg von Dr. Stix unserer 
Meinung nach verfassungsmäß�g unbedenk­
lich. Da wü uns alle einLg waren, hätte man 
eine solche Sonderregelung ,sicherLich auch 
schaffen können. 

Da gilt wohl nur der ehdiche Satz des 
Minist-ers Frühbauer, den 'er im Ausschuß 
-- und auch diese Ehrlichkeit wollen wir aIlJer­
kennen - ,ausgesprochen hat, daß Theorie 
und Praxis eben unter,schiedLich sind. Der Kol­
lege Ulbrich hat es wieder in volkstümliche 
Fassung gebracht, als er sa'gte : Zwischen 
Regierung und Opposition schaut es halt 
anders aus l - Ehrlich Ig,espromen l Nehmen 
wir zur �enntn:i5, daß SLe hier 'g-eläJutert WlUr­
den und zu EimJs'ichten glelaIllgben, die im 
Gegens,at� zu Ihrem M1Illd-erheitsbemcht stehen. 
Dann muß man .aber Ischon V'er.suchen, das 
inneI1halb d,er Regieru-nglsp.artei zu koordini,e­
ren. 

Als man das Verkelwskonzept ·entworfen 
hat, hat Isich das offens!ichtlich noch nicht her­
umgesproch.en. Denn da 'Steht ,auf Seilte 1 7 :  

"EriSt durch ein geslichertes InV'estitionspro­
gffiIIlm wird dien OBB ·eine echte vor.aussmau­
emde lIIlvestitiO'ThSpl:anUlIlg ermöglicht. "  

J.etzt müssen 5i·e Isich Ischon entscheiden, 
was Sie woLlen. Ich nehme lan, Sie werden 
sich wi,eder daoouf zurück:ti'ehen, daß das nur 
,eine Diskussionsgrund1age ist, ,eine der vielen 
Disku5'siollisgruoo1ag.en, die unv,e�bindlich und 

1etztldch dJamilt laJUch .ruicht realisierbar ist. W.ir 

haben ,es beim UntivleI'S'itäbs-OIigooisationsge­
,soetz gesehen. Di'e Rlegiel'llmg li'st Meister im 
Vodegen von Di,sk'lLSISionsgruIlldLagen, denen 
offensichtlich 'die Ernsthlafto�gkeüt 'einer Regie­
nmgsvorLag,e .abg,eht. Wir :haben ,es hei ieilfier 
Reilhe von GesetzesvorLagen gesehen, .bei 
denen die Regierungspartei iSlich vöUi,g gewan­
delt - Abänderungen ,sind ißatürlich Legitim -
und dann ·auf ,einmal erklärt hat: Das ist nur 
,eine Di:slcJusS\ionsgrunJdlage I 

Wiir sehen :es bei diesem Verk!ehrsprogI\amm, 
das ,einen ,an sich ,richtLg,en Satz ennhält, ,aber 
einen Satz, der offensichtlich seither der Partei­
räson des FliIllanzmitlliJster,s zum Opfer ,g,efaUen 
ist. 

Gerade .in diesem Punkt hat die Soziali­
stische Partei seinerzeit der OVP dioe schwer-

sten Vorwürfe Ig·emacht. Da haben Si,e davon 
g,esprochen, daß von einer ScllIlJ>erung ikJei:ne 
RIede sein mon. Ich kÖIl!nte Ihnen :a/US dem 
Minderheitsbenicht seitenLang vortl'lagen. Ich 
will es nicht tun. Ich will Ihnen nur ·am palar 
Gustostückenln la:ufzählen. 

So ha!ben Sie zum Beispiel '9'esch.r�,ehen : "ln­
v<estitionsplänoe gemäß den ltegel'llDJg-en des 
§ 1 6  durchzuführen, bedeutet, sie nach wi,e vor 
den budgetären - oft außerökonomisch -be­
dingten - Wechs-ellagen unterzuordnen . . . . .  

Dann haben Sie gesdu1ieben : "Di,ese Art 
der Durchführung heißt, den Wert der ,Inve­
stitionspläne' auf Wunschkataloge der Oster­
reichischen Bundesbahnen zu reduzier·en." 

Damals, Herr Abgeordneter Kerstnig, hat 
aHerd.ings der Ministoer Weiß flankierende 
Sanierungsmaßnahmen vor,genommen. Ich er­
innere etwa beispielsweise an das Langfristige 
Waggonausbau-Sonderprogramm, ein sechs­
j ähriges Progr.amm, das für einen län'geren 
Zeitraum auch die Lieferindustrie in ihren Pla­
nungen vorausschauend sicherstellte. 

Unter dieser Regierung hat man hingeg,en 
eme Politik von der Hand in den Mund be­
trieben. Das geschi-eiht so, seitdem 'di.ese &egLe­
rung im Amt ist l Man hat die,soe lctlIl!9f,nilSUgen 
Abkommen nicht verJäng8rt. Man hiat durch 
d'i:e heurig·e 1 5proZienl'ig,e BudgetbiOOung w:ei­
tere Unsicherheit h!ionei,ngetrag.en. 

Man hat aber über das FeI1IllSehen v'erkÜJn­
det, man hab-e ,ein zehnjährLg,es Inv-esttHlioIlis­
prog-MlIlm. Diesle,s Verk<ehr.sprogI1a.mm IhI'ler 
Partei fordert Ja das glleiche. Da:s z,ehnjährige 
InvestitlioIlisprogriamm der Bunldtesr-egieI1UlIllg ist 
völlig unver:btindlJich lund lim übrigen nicht ein­
mal ,ein Wunschkatalog, denn Si·e haben 
"heiße" - "heiß.e" I - 28 MiUi,aroen SchilLLng 
in zehn Jahren drirmen. Das entspriich't für 
einen fünfjäh1'lig-en Zeitr.aUIIl, ,also von 1 973 
bis 1 977, rund 13 Milliarden Schilling. 

Die Burudesbahnen ih:aben nach Auskunft des 
Herrn VerkehIlSmirustens - ,er hat mir i(lJuf 
meine Anfrlage ,ein Brief,er:l 9'eschllieben -
21 MiLliiJaroden Schilling laLs Miilllde,gterforn.ernis 
für den Zeitraum von 1973 llils 1 977 bezeichnet . 

Wo bleibt denn da die KooIJdinamon, Herr 

Minister? Wo bletilbt da die vOI1aUlSsmauende 
PLanung, die in JdJie,soem Verkehrskonzept ge­
ford-ert wird? Ist dieses Konzept ,ernst mI neh­
men? Soll es wenigstens als eine ernst zu 
nehmende Dioskussionsgrunldla.ge zu 'betmamten 
sein, wenn dies,e &egierung !Schon nlicht 'ber,ei:t 
ist, ein v·erbdndliche,g Prognamm her:aJUsmI­
.geben, sondern sich hinter das unverbindliche 
F:arte!ikonzoept flüchtet, dias noch dazu als Dis · 
kuss1ionsgrundlage beZ'eichnet wird? 
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W,eun man ,aber weiß , daß von d1es en 22 MH- ' i'st.  Eine echte Verbesserung dieses Gesetz·es 

handen ScbHlirug , die di,e Bundesbahn ,ah Min- durch ein längerfristiges Investitionsgesetz ist, 
desterfo11dernis hez,e'ichruet - und d'Ci's auch wie gesagt, zwar v,eI1einbart w011den mit dem 
der Herr V,erkehnsmiIIll1s1e,r mit 21 J'.A!Hlilar.de� Herrn V'erkehl'sminist-er, der lauch die Not­
für 1 973 bis 1 977 b eziffert hat -, nur 5,8 Mil- werud:llgkeit ,er�annt hat und ,es än seinem 
liarden Schilling überhaupt für Neuinvesti- MinisteTlialentwurf vertreten hat. Sie werden 
tionen drinnen sind - ,alles ,ander,e ii'st für die doch nicht ,gl,auhen , daß ,er IdioSien Entwurf 
Schulde[l,abtliagung , ,aUes :aJlJdeTie ist für das zum Spaß ausg'elschickt hat. Das hat 'er j a 
Ab:zJalüen des Erme'ller.ung.saufwaI'Jdets od'er de'r auch eingesehen und Vlertriet'en . Er hat sich 
laufenden Erneuerung , wei,l die W:aglgoJlis und eben in dieser Plartei nicht durchs,etzen können, 
d1e Loko.motiven ,sich ,abnütz,en unid abschrei- was wir sehr bedauern. (Neuerlicher Zwischen­
ben -, :dann, muß man IS8Jglen, ze'i,gt IcLCi's zehn- ruf des Abg. Ing. S e h e  i b e n g r a f.) Herr 

jährige Investition:sprog'ramm !der Bunde,s- Abgeordneter Scheihe'lllgmf l Sie können sich 
regi,erung, daß lihm wirklich jleder Emst �ehlt. j a  dann dazu me�deJI. Ich werde 'sehr ,inter­
Das i'st llIicht mehr ,al,s 'ein Propagandla'heft, ge- eSIS'i-ert hören, was Sie dazu Z'U 'sag,en haben . 
boren in l€liner ökonomälschen KLausur iin der Der zweite Antrag , den ich heute als Erst� 
VilLa Kr:eisky, cl,ern j'ede Realilsi,erungsmög,J.ich- unterzeichner nameIltS meiner Fraktion ein­
keit fehlt. DillS >iISt ,eine Alugenausw.ilscherei , die briing,e und dem Istich die fl1e1iheitLiche Fnaktion 
wir 'schärfstens bekämpfien mÜSlsen. (Beifall bei durch den Abgeol1dneten Stix ang,e,schlossen 
der OVP.) hat, betr:jfft die Abg,eltung ",sonstiger" Erfor� 

Wk weI1den ah;o heute ,ein G esetz belschU,e- <dern1iSl'se, di,e -betriebswirtschaftlich von Ider 
ß en, das weder Ihrem ,s,einerz'eititgen Minder- Bun.desbahn her nicht vertretbar ,sdlrud, 'aber aus 
heitsbericht noch Ihr,ern heuH,gen Y.er�ehr,skon- volkswirtschaftLichen GrÜllId-en zu berücksichU­
zept Iteclmung trägt und Idas den übeTieilfi!sürll- gen wären . Er lautet : 
menden Auffassungen aller Verantwortlichen 
der Bundesbahn W11dersp.richt . Flüchten Si,e s.kh 
nicht h'inter die Verf:assI\lThglsbestirnmurug, denn 
das sollte in dieser Materie, in dieser wichti­
'gen Materie kein Hiniderniils 5,ein. 

Ich möchte IlIicht zu lang weIlde'll. Aber, 
Herr Abgeordneter K:erstntg, können Sie 'sich 
einen Betri,eb v011steu,en, :in dem man von 
-einem J,ahr !aufs ia:ndere nicht weiß, was man 
linv;esti,er,en �amn, nicht weiß, was dCi'S n ächst,e 

Finanzj:ahr bringen Wli'rid, wo man !nicht 'in 
der LClJge i,st, lalllch verbindlich lärugerfrilsHge 
Verträge ;abzuschJ:ieß,en ullid !damit ,auch in di,e 
Kostendeg,l1e,ss'ion zu kommen, um überhaupt 
Vlernünftig planen und wirtschaften zu können ? 
(Abg. Ing. S c  h e i b e n g r a f: Das haben aber 
Sie die ganzen Jahre vorpraktiziertf) Herr Alb­
tgteol1dneter Scheibengraf! Der Min1ster ,,y-eiß 
hat 1'Ci'ngfrist1g verbinJdHche VerträJge a:bge­
,schlossen . Das sechsj ähri<ge W,ClJg,gonaushaJu­
prog:Damm war di,e VorCl'uss,etzlUlng, daß di e 
Simmeri'l1!g-Graz-P,a.uker-Werke his heut,e pro­
duzieren konnten. Aber heute rennen die Be­
tri:ebsräte der Simme.11i.ng-GI1az-P,auk:er zu uns, 
zur Opposition, um uns mit zu biUen und zu 
ersuchen, da2Ju heiizubiagen, daß doch für :das 
nächst,e Ja:hr weniJgsterus ldli,e AbbesteUurug,en 
rückgängi,g tg,emacht werdl2in , weil 's,j,e .sOllist 
Id i,e Arbeit,slo.sitgk,eit und die Red:uzierung der 
Aroeitsplätze befürchten. So ,schaut ,es doch 
aus ! 

Wenn Sie nicht berleil .sind, ,auch länger­
frii.stig Verhindloichkeiten einzugehen, auch 
läng,erflii'suig zu pLanen, dann wer:den Sie in 
d,er· '9'esamten WLruschaft Unslicherheit 'NZi8lU­
g'en . DaJs list 'gel1lalll das, was nun eingetret,en 

A b  ä n d ,e �r u n :g ls a n  t r la 'g 

,der Abgeordneten DDr. König , Dr. Stix 
und G enossen zur Regierungsvorlage 763 
d. B. betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Bundesbahngesetz geändert wird, in der 
Fassung des Ausschußberichtes (839 d .  B.) .  

Der Namonalrat woUe beschHeßen : 

In der Ziffer 5 ides Art. I lilst ;in § 1 8  Abs. 1 
nach Ht. c folgende I.it. d anzufüg,en : 

"cl) sonsUge LeistUIlJgen 'zu eIlbringen oder 
Umstände zu berücksichtigen haben, die be­
triebsw.irtschaftlich nicht 'gerechtfertigt sind. " 

Meine 'sehr geehrten Damen und Herren I 
Auch dies,er Antliag ,entspricht wortwörtlich 
dem Mhüsterjalentwurf Ihres V,erk'eh11smini­
ste11s. Daß er notwendli.g ist, IcLaß ddes'e Bestim­
mung wes,entlkh ;ist, '9,eht ,aus 'eini.g,en ga.nz 
·einfachen praktischen und anschaulichen Bei� 
spi,elen hervor . 

Nehmen Sie ietWia die Fr.a:g,e des Aushaues 
der Aspanghahn. Dieses Anheglen hat für Idi,e 
Elin in Weiz, id.i,e Groß;gener.atoren thenstellt, 
aus ,arbeitsmarktpolit:i,schen Gründen, lauch ,aus 
regiOIlJalpoliti'schen Gründen ,sicher Bedeutung , 
Für ,die Bundesbahn bedeutet der Tmnsport 
ei,nes Großgeneratoris Ielin- oder zweimal lim 
Jahr natürlich keine hetriebswirtschaftliche 
R,echUerHgum.g des Ausbaues dieser Bahn­
strecke. Da,s i'st eindeutitg ,ein Flall , lin dem nach 

dIesem Gesetz d1e Bundesregierung zu boor­
teilen gehabt hätte, ob ,aus Iges.arntwirtsmaft­
lichen Uberlelgung,en her,aulS diese Aufwen­
dUlligen dennoch g,erechtf,erti.gt 'Und daher ,e�iner 
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zur hetriehswirtschafUichen Führung v,erpflich­
tet.en Bunldoesba:hn lab21ugelten sind. 

Sie haben di,ese Mög,Nchk,eit Igestrichen. Sie 
kommen damit tauf :d:ClIS zurück, was Si,e durch 
den Abgeordneten Kerstnig bekrittelt haben, 
daß Sie so etwals nur im R;ahme:n ,ei,nes e1g,enen 
BunJdestgesetzles machen könnten. 

Aber ich fürchte, daß Sie 'hier vJi,elleicht 
,e.iner Uberlegung des tderzeiUg,en Finanzmini­
stel'ls edeg,en sLIlId, die weHer Igeht. Ich komme 
zu di,eser Befürchtung auf Grund ein,er Bemer­
kung, di,e .der Herr �erkehJ:1sminister im Aus­
schuß 'g:emacht hat, :a1s ,er meinte : Unter dies,em 
Passus wäl1eIl natürlich IClIuch - und das be­
fürchtet der F1noozmifili'st,er -..,... Abgeltoungen 
zu leisten, wenn 'aus arbeitsmarktpo�it'1sd:J.,en 
Gründen etwa Aufträg'e 'an di,e öst'efroeichische 
Inld'tLstpie ve,ng,eben wünden, die ·etw.a,s teufer 
wär,en lals Idie Uef,epungen iartlJs.lä'ndli:sch,er Kon­
kurrenten. 

W.ir helrenlIlJen uns dazu, daß dLe Bundes­
hahn zur kaufmännLschen Betniebsführung ver­
pflichtet itst. Ich rwel1de noch tdlar.auf zu spr,emen 
kommen, daß ,ger'ClJde tdi'ßSIes PostuLat, ,daos Sie 
im Mindoerheitsbe�icht 60 Ischarf bekämpft 
hahen, heute ,eine 'späte Rechtfert1,gung durch 
diese Novelle erfährt. Aber wir bekennen uns 
,auch daZlU, Idlaß -es laoThS :gesoClJmtwirtsmaftl'ichen 
Gründen vO'n der volkJSwirtschaftl>ichen Seite 
her ,a�dere Beurteilul1tgsknitoeI1i,en 'gehen kann. 

Es kommt uns nun komisch vor, wenn wir 
vor kurzem hören mußten, daß der Herr 
Finanzminister dar,an denkt, di'e BUTIld,e,stanteile 
eines florierenden Behij,ebes, od1e dem Bund 
g'ehör,en, nämldch an ,der Eloektrobau AG tin 

W:ior ,si,nd mit di,esen Bedenk'en nicht ,altlein. 
Ich brtauche nlicht nur lauf Ihre Kollegen an 
der v,eI1st,aatldchten ITIldustri,e verwe:iJS,en, ,ich 
kann auch auf di.e jünglste Sitzung des V,erw,al­
hmg,s:r;ates der DBB verweisen. Es wiJ:d Ihnen 
sicher bektannt ,Stein, Herr Mil!l;iste.r, daß der 
'gesamte V,el"waltungsr.at der OBB, ,a1so '1lIUch 
die Iso�ia-L1sti6che Fnaktion, ,e�Thstimnlitg dite Auf­
fassung vertreten hat, daß diese Bestim­
mung in dias Gesetz hinein muß, daß di,es,e 
BesUmmung Iganz wes-entlich list, wlerm man 
tatsächlich von einer KontenbeI1e1ruiguIlJg bei 
der DBB Isprechen soU und wenn so wesent­
Hch,e Anldieg,en ,auch im Si:nne der GeSretzes­
intention einer Lösung zlUgeführt wend.en SO'l­
len. 

Herr Bundesmtntster! Ich hofte, d1aß Ihre 
Herren beim V,erwaltLmgsI1at nicht nur Si,e 
überZleJUigen konnten - denn Si,e wtaI1oo ,es Ja, 
Sie haben jla das ,ausgesendet, Si,e haben 'Sich 
ja dazu bekannt -, .sondern daß Sie ISikh 'auch 
bei Ihr,ern Reogi'erulltgskolleg,en Dr. Androsch 
,in di,eser FI1a-ge durchsetzen konnten. Denn 
wenn das nicht beschlossen wird, !dann werden 
Sie nicht dn der LClIge Is'ein, oooe 'e�genes Gesetz 
für die ö.sterr,eidl!i!scne Industri,e zu entJSche!i­
oden, Dann w,erlden Sie [im Zweifel's�all mit der 
T,ats,ache koofrO'nti,ert werden, daß die Bundles­
bahn natürlich nur nach dem Bestoffert vor-
zug,ehen hat und daß darüber hina'llsg,ehenlde 
volkiswirtsmaftliche Interes,s,en keine Berück­
sichttgung find'en können. Wi'e Sie das mit 
Ibmf 'e1ge.nen Fl1aktion, mit Lhlier 'e1glenen Stel­
lungnCllhme werden venelinbal'ien kö,I1Jnen, das 
wünde 'Uns sehr iintereSisi,er,en. 

Linz, an die ,schwedi,sch,en ASEA-W,erk'e zu Im übrlj'gen halben wir - dlamuf hat de'r 
Vierkaufen, 'geTIlau an j,ene 5chwed1schen ASEA- Herr AbgeOIdnete Gltaser hingewiooen -
Werke, d�e bekiann1Iich so im HClIndstreich durch diese Novelle di'e späte Rechtf,erbigung 
100 Thyni'star-Lokomoti.ven nach Ost erreich des mit dem BlLI1Id,esbahngtes,e1z beschrittenen 
lietern wollten. ErtSt nach mClJs,g,iven Interven- W,eges ,erhalten. Wenn der Abgieol'ldtTItete 1(,er5t­
tionen von unSteroer Seite 'hier im Haus und nig gemeint hat, da,s Gesetz s,eli ,sehr wes,ent­
dann nach dem Einspruch des �erke:hrStl'I1li:ni- lidl verändert wOllden, ICI!ClJlln stimmt das ein­
steros konnte 'di,ese Zahl ausländilsche-r Lokomo- fach nicht . Die Verände'I1UIlJg ,11egt �1IIl Quanti­
tiven lauf nlUr 4 und dann tauf 1 0 Lokomotiv,en tativen : die frühere fünfzigprozentige Abgel­
reduzi,ert werden. Es wUI1de damit aJuch Ider tung der !Sozi'al.en LClIsten, der Soztaltarif,e, der 
ä.ster,reichischen Industrie die ChClJnce lQ'eg,eben, P,ensionen wind nJUJn ,aruf e1ne hundertproz.en­
einen Prototyp 7lU -entwi<keln. hge ausigedehnt. Das bedeutet ISlirner eine V,er-

Dieses Zus,ammenspi,e'l, das Verklaufen ,eines deut1ichung der Subvenmonen, die lan die Bun­
MehrheitsanteiLs - iUnd wenn es auch ruur 'ein tde.sbahnen 'g,eg,eben w,erden. Das ist lim Sinne 
Minderheitsanteil wäre - an einen seit der vom Herrn Bundeskanzler ;1mmer wi,eder 
25 J-ahren floI1i,erenden Bet,fi,etb .in Oberöster- 'gefordert,en TI1ansparenz ZlU begrüß,en, das i'st 
l1eich als Ba'si's für den Anspruch, hier der ver- -aber deshalb noch ke,ine �erriIl!g'erurug des 
,staafJIJchten IndustI1i'e 'in e11ster Linie IillClJssive Defiz:its. Werun wilr 1973 etwa 8 Milliarden 
Konkunenz zu bereiten, Vierbundoen mit d,er SchiUing Defizit bei der BU!ndesbahn �u erwar­
Streichung j ener Bestimmung, die Idi.e BlJIndes- ten haben, dann bedeuten die rund 4 Mi,}IHoar­
roegi'erung lin die Lag,e Vlensetzen 'würde, im den Subve.ntion für die P,ensionen und die 
Inte.r,esse Ider österreichi,schen Industrie und rund 1 ,3 MiLl:ioand'en für tdi,e SOZiilaltarife zwar, 
der österreichischen Fmschungsentwicklung 

I 
daß skh optisch das Defiz.it verri,TItgert, aber 

eIne Entsche,1dung z'llgunsten dieser Indl.1Jstrie das i,st ruatürlich nur ,eitTIJe Umbucfu.mg vcm 
zu treffen, das stimmt uns Isehr bedenklich. Defizit iauf ein Subv-entionskortto :an di'e Oster· 
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I1eidlJische Bundesbahn, ,eiIlJe Verdeutlichung, 
die wir begrüßen, die aber nodl keine Sanie­
rUlIlg de'r Bundesbahn dansteHen kia:nn -
etwas, WoaiS Sie j/a iauch selhst dmmer :g.esClJgt 
höben. Eine Sanierung wälie n.ur möglich durch 
·ein längerfrist�g,es verbilndliches IlIlvestitiOThs­
progremm, ,sei ,es ,in der Art, wie es Minister 
Weiß durch längerfristJige bindende Ve,rträ,g.e 
beschlossen hat, Is,ei es :in der lauch von uns 
VlerfoLgten und mit unlS,wen Anträ.gen ruunmehr 
initiierten Art eines Bu.ndeshahn-Investitions­
gesetzes. 

Wie ,haben Sie sidl in dem MincLerheits­
bericht drBg'egen 9'ewehrt, daß mClJIl vom Wii'rt­
schaftskörper Bundesbahn Ispr:icht! Von 
"Schetinlösung" haben Ste ,gesprochen. Aber 
das ganze Gesetz bleibt :in di,esem Punkt völUg 
unverändert, es -blte�bt 'beim Wirtsdlaftskörper 
Bundesbahn. Si'e haben den VierWlal,tuDlgsrat 
nicht aLs Or-gm g.eIten Lassen woUen. Sli;e hiaben 
9-emeint, das wäre eine unnöttge BinIiichtuDg, 
Wieil er nur bel1atenden Charakter hätte. Aber 
Si'e haben den VerWlaitUlllgtSr:a:t nicht nur unan­
getastet geLassen, in di'esem Ges,etz ·hat er 
sogar neue heIlatenlde Berugll1!is bekommen !im 
Zusammenhang mit den BeschlÜl5's·en d·er Bun­
d,esJ1egj,erung ,auf Abgre1t11Ilig von betni,ebsfr·em­
den Lasten. 

Si'e haben laber auch h.efti9lst bekämpft, daß 
dile Bundesbahn nach k,a:uf.männruschen Gmnd­
sätzen zu betreiben ist. Genau dieser ent­
,scheidende Plunkt wurde aber nicht verändert, 
in kiei,ner Wet1s'e verändert. Im muß laruerken­
nen, daß hier der Herr V,erk,ehiisminilSoor tat­
,sächlich über semen eigenen SchaUen ,als 
früherer OppostitionSlahgeoooneter und Mi'nder­
-heitsberichbsverfasSler ,gespr.ung·en i!st. DeIllIl ldie 
BestJimmung der "BedachtIllahme auf das öffent­
lime Interesse", die Sie jetzt in der Novelle 
baben, wird ja eiiIlldeutig nur im ,a'kbilenfiemt­
lichJen Sinn i:n der Richhmg defini'ert, daß die 
Entsdleidunrgen der Bund1esbahn nidlt ISdllecht­
hin öfientHdIen Inter.eSlsen entgegenwi1rken 
dürf.en. DeIl'Il es heißt lin den Erläut-eIlUngen zu 
Ziffer 1 ,  worauf ich hesonderls hi!nw,ei,s,en 
möchte: "Dtese Bedadltna'hme find,et ,in der 
Beamtung der kiaJUfunänni'schen Grundsätze 
,rhre Begren�ung. I '  

W/ir stellen mit Frewde fest, Idaß ia!US dem 
SauhllS ein P,aulus gewonden ist, 1lI1!d Idies ist 
d'llrdIcrus nicht ,abträgl!ich gemeint. Der Herr 
Kol1eg,e ULbI1ich hat ja ,glesClJgt, daß main halt 
jetzt erst erJQennt, daß ein UnteIischi,ed zwi­
seben Reg,i,eIiUIlJg und Opposition i,st. (Abg. 
Dr. G r u  b e r: Diese Erkenntnis kommt spät, 
aber doch!) 

Wir iSteUen aber ilJudl f.est, daß mit dies'em 
G esetz .eigentlich. nur ,eines Igeschaffen wird : 

die wir 9'emeinsam VieI"hlaooeit Ihaben und da­
her auch gemeins,am beschIli,eßen wenden, daß 
aber der zweite und enbscheid'ende Schrdtt zur 
langfri.stigen P,lanung, zur Sanierung der Bun­
desbahn an dem Einspruch des Finanzministers 
g-escheitert i,st. 

Her.r BundesmÜlliiste,r l Ich v,enstebe 'lllnter dd,e­
,s,en Umständen, daß Si-e sich den Fluch1:Jbatail­
Ionen ,in der Btmdesrergi1erung, ete iln die Län­
der streben, gerne ·anJschHeßen. Ich hätte 'auch 
großes Verständnis dafür, wenn Sie 61ich dturch 
die Haltung des F.iIllanzministeI"s :ilIl lC1i,eSler 
Fr.age echt brüskiert ,s,ehen. 

Wir meinen ,aber, daß das An1i,eg,en zu e,mst 
i1st, daß der Betrag von 8 Mmi!a.nden Schi'llilIl:g, 
der heuer ,aLs Defi�it ins Haus ,steht, durch 

eine bloß,e Vend'euthlchung des Subventions­
char.akteI1S in ,S'einer bedrohlichen Höhe nicht 
verändert w,ird, und diaß es daher höchSite Zeit 
i'st, ech te Sanier.lliIl!9'smaßnahmen zu setzen, 
höchste Zeit ist, j,ene Rationla�ts:i,enmglSinve­
stitionen durchZIuführen, die :aHein in dier Lag,e 
-sind, tdi,e P,erson:alkostenexploSiion in den Gl'Iiff 
zu bekommen. 

W.ir w.erden uns heute mangels der nötig-en 
Zeit mit di'e,s,em Probl,em nicht ICliusei:naooer­
setzen. Aber wir wenden sicher nicht II1lJhen, 
unseren Finger auf diese Wunde zu legen, 
weil wir andererseits Gefahr laufen würden, 
daß diese SubVlen1liOilien ISOlllst �ns Aschgraue 
Vi·achsen. 

Wir stellen heute hier fest, daß wir Ihr,e 
persönliche Haltung, Hem MiniJster, Ihre 
muti,g,e Halltung mit dem Min.tsteIlial'entwurf 
'anerkennen. GI,eichZieiti,g bedauern wir, daß 
Sie sich in der Regierung nicht Idurchs-etz,en 
konnten, weil wh überzeugt stnrl, daß nur 

durm eine voraus'schauende, wirtsc.haftliche 
und planvolle Gestaltung der Bundesbahn und 
nidlt durch V,erkehIlSv,erbobe, BefördeI'Wll9's­
v;erbote ·auf der Str.aße , neue Steuern für die 
Str,aße di-e BunJdesboolIl zu einer modernen 
un d attraktiven Alternative des Massenver­
kJehrs wlerden k'ann. (Bei/all bei der OVP.) 

Präsident: Der Antrag ist genügend unter­
stützt und steht mit zur Behandlung. 

Nächster Redner i,st der Herr Abg,eol'ldnete 
Ulbrich. 

Abg·eordneter Ulbrich (SPO) : Herr Präsi­
dent! Hohes Hall.1!s ! Meine Damen und Herren! 
In Änbetr.acht der Vierlspäbung, di,e wir mit 
der Bun:desbahn heut'e haben (Heiterkeit), 
wende ich Vier,suchen, 'auf ,ehüge Ding,e, dlie 
von den Debattenr.ednem der Osterlleichisch!ßn 
Volkspartei gebracht wumlen, kurz einzu­
gehen. 

eillle VerdeutlichUllig der betriebsfr,emden Vorerst einmal :z;u der Ffiag,e BUDldesbahn­
Lasten, eine begrüßenswerte Verdeutlichung, 'g,esetz 1 969. Da heut-e ISO vi1el Gutes über dieses 
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Gesetz g,esprochen wurde, steHe lich einmal 
fest: W,as 'Lst mit dem BUlIbdeshahng,esletz 1969 
.b1s �u dieser Novel1e erreicht woroen? Nichts, 
im Sanierung'sweg,e nichts ! Derun w,enn man 
auch davon 'spricht, daß der Herr Bundesmini­
oster Weiß ,ein Programm über GütefWiagen 
und dergleichen lin Entwäck.l'ung ,gegeben hat, 
darun woUen w:ir f.esus,teHen, daß Minister 
Weiß für di,eses Programm .ellen fans DlUr die 
InvestitlioIlismöglim�eit !hatte , die ,gruIlidsät'l­
Hch :im. Budget festg,�l,egt war oder die nach 
RückJsprache mit ,S1ei'Il!em Fina'Illlmini'ster, sei­
,nen R,egierungskoLleglen Schmitz oder Koren, 
ZUistaooe '9'ekommen ist. Anders w,ar 'es ,auch 
damti!l,s nicht möglich . 

Das Lied von dem Iganzen Ischlecht-en Betri,eb 
oder von der j'etZli,gen unmögLichen Situation 
stimmt nicht I Man k,ann InViestitionen auch 
la'Uf einer ,ander,en Basi,s finden. Daß die Bun­
desbaihn ein mittelfristi:g'8s InViesti'tionspro­
gJ1amm Imt, hat mein FI1eU!nd Kerstn:1g erwähnt. 
Daß dieses eing,ebaut ,1st in IClJCl!S Ze.hnj,ahnes­
progliamm ,der BunJdesr,egLern1!l1Jg, wUJDcLe durch 
KoHeg,en Dr. KöniJg be.stäti,gt . Und daß die 
BUIlIdeshahnen lihfle Investitionen pLCliIlIIläßLg 
durchführen können, wild Isogar der hier 'an­
wesende Dr. K,alz, unser Herr GenBIiClJldiroektor, 
bestätigen können. Bevor wir in di,e Di,skus­
sion leinsteLgen, könnte lIDan vi'eUeicht - lihr 
habt 'es Ja da ,g,anz leicht - mit 'Unserem 
Dr. Ka'lz über d1eses ProgI1arnm sprech,en, denn 
er hart: mir IgesClJgt: Noch ni,e 1st die Inv.esti­
HOJlls1age und die finanz:i'eHe Situation der 
Bundes'bahnen so gut gtewe5len wLe 'g,egenwär­
Hg ! 

Sie haben P1rag,en laJUiS dem Buooeslbahnge­
setz bethandelt. Es wurde bereits auf die Fr,a'ge 
Hoheit und Betrieb hi.ngewies1en . Die Tren­

nung hat ,nur ,eines g,ebItacht : mehr Kost'en 
und keine Erfolge, und die Tatsache, daß wir 
nach modernster mektrone.rut'echnik fertig aus­
gebaute Bahnhöfe haben, lentwückelt naeh Iden 
laUer.sichersten Möglichkeiten , und ;sie nicht 
Vlerw,enden können, weil laie Hoheitsverwal­
tung ruieht beI1eit /1st, die ZllJStimmung zur 
Betriebsüberfilahme zu Igeben. Der Streit zwi­
'seben Hoheit 1100 v,erwaltung kostet um 
Posten und sperrt Pe:r:sooal, das wir b:ra'Uchen , 
um unser,e Arbeit 2JU ,erLed/1g/en. Man 's01'1 al,so 
nicht alles ins schöne Licht stellen , was nicht 
,gtimmt. 

Wenn man di,e Fr:ag,e der KontennoflIDalüsi'e­
rung anschneidet, dann ,glaube lieh behaupten 
zu dürfen, daß daiS bestimmt nimt von euch 
klam. Denn der alLer,ernte Mann, der dias !in 
di,esem Haus tg1ebI1acht hat, war der damalige 
Bunldesmini:ster W,aJdbrurmer nach ,einer OEC­
T,agung. Si'e haben sich j.a Ig,eg'en dli,e Konten­
normal1slierung ·bLs zum J,ahr 1969 gewehrt . 
Unter dem Druck, damals ,ein BU'Iltdesbahng,e-

setz der Off.entlichkeit vorzuI.eg,en, list dann 
dieses Gesetz WükIichkeit Ig,eworlden. Denn 
der ei.geIlitlich be-a.bsächti,gre Weg v,e,rlti,ef g,a,nz 
,emders : Man wollte di,e Bundes'bahnen eig,ent­
lim verprivatisieren und mit dem Titel der 
Remt<spensön1imk!eit vef1Sehen. Dann 'hätte die 
Situation vöHÜJg ,anders ICllU5'gesehen als heute . 
Man 'soll ,sich ,a1so nicht hinter diesen Dingen 
versteck!en. 

Mein FreulIld Gllaser hiat, 'aLs er meifllen 
Fr,eund Fi,seher laIligegaIlig,en li'st, Iglesagrt: - jla, 
Si,e haben ICHese MIethoden -: Antworten Sie 
mit J'a oder Nein! (Abg. W o  d j c a: Genau!) 
KoUege Glaserl Eni.nnem Sie ,sich dom : Als 
Bundeskanzler Knei,sky lauf ,eine "Dr.i:nJgHch,e" 
g,earrf.:wortet hat, ist von Ihfler Seite der Ruf 
,gekommen: "Antworten Si,e mit J.a oder Nein!" 
A1,so 'stneiif.:en wir JUns lIlJichtt darüber j Is01m,e 
Dinge p,ass'ier:en nrun ,einmal ,im Leben. Wlir 
woUen darühelf kein Isolches Wasser mamen. 

Nun zu dem Mindterheitsbericht, über den 
so viel gesprochen wird. Wir stehen nach wie 
vor dta1lU, weil wir de,r Meinung ,sind, daß dats , 
was wir im Minderheitsbericht fesbg,elegt 
haben , zum Nut1ien .und Vorteil !der B'llIlldes­
bahnen list. Warum s01Len W1ir 'es Jeugnen? 
Daß es Schwi'erig�eiten geben ,klann, wenn man 
d1e Gesdläfte führt und Minister ist, �st kl:ar, 
und daß ein Untem,dl'1ed 'zmsmen Opposition 
und Reg,ierung best�ht, das li'st, glaube im, 
'ebenfalls unbestritten. 

Ab.er ,eines .müss,en Si.e von der rechten Seite 
zug,ehen, Ihr Gesetz ,war doch. bi!s zum Zeit­
punkit di,eser Nov,eUe - Isag,en W1ir ,es wleane­
ri,sch. - W1ile ,ein Fußball, Ider kleine SeeLe 9,e­
haht hatl Es 1:st zwar die Haut .da, aber kick,en 
kann man damit nicht ; den kannst dort lie­
'gen laJSsen. So wa.r ,es mit dJi,esem Gesetz. 
Mehr war ruicht da, Und ruun klf;i,egt di'eses 
Gesetz ,endlich Leben! 

Ich wage noch eilll,e B ehauptung: HäUen Sie 
zu joenen Punklten, denen wir heute unsere 
Z'UStimmun.g 'Y,eben, lim Jah,r,e 1 969, 'als Sie 
Regi'erung,spartei 'g,ew,esen SlLnd, j.a gesagt, veiel­
l,eicht hätten wir damaLs sch.on 'unsere Zusbim­
mung gegeben ; aber Sie haben doch. alles, was 
von uns kam, strikt abgelehnt. Ihr habt es 
abgelehnt. Denn wenn ,ihr Ja gesagt hättet 
zu der Frag,e des öffentlichen Interesses , wenn 
ihr jra g'e5oaJgtt hättet ZIU der FI1age d.er Konten­
bereiIliigung, 50 'W,ie es jetzt Ig,eoronet Wl1rd, 
und w.enn ihr j.a glesagt 'hättet etwa :ru den 
ProbI,e.men eines iSIpeZli,ellen KostenerSiatzes a:n 
die Bundeslbahnen für di,e Führung der !Unren­
tablen Nebenbahnen, dlaMl wäre di,eser Weg 
9'emeinsam vi;el 'leimter zu gehen g,ewesen, 

Spricht man vom Wlirtsmaftskörper OBB 
und von lS,elinem Werden, dann muß dch da'Zu 
,noch. forl,g,endes sagen : So leicht ist es gar 
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nicht. Es ist weitaus schwieriger, die Bundes­
bahnen, 60 wie Herr Dr. Shlx meint, ,auf ,ei'gene 
Füße nU stellen, denn dann geht ,es ruicht nur 
darum, die InViestitJionen in Oldnung zu brin­
,gien. Di,e InvelsHtiolllsordnung und iClJi,e Investi­
Honsplanung ist nur ein DeLl von dem, was 
di,e Bundesbahn benöHgt, 1\JJm ,g,elbstärndilg wer­
den zm können. 

Ich Ihabe hier von der SoziaJwi,sseruschaft­
"Lichen Arbeit's'g,emeinschaft ·eine "Kurzf,as­
ISlung" über das Prob1em Bundesbahn. Dies'e 
ist von unserem v·erstorbenen Fr,eund KummeT, 
:ghauhe lich, und auch vom Herrn Dr. Tasus 

entwickelt wOI1den. 

Darin heißt es : , , 1 . Abgeltung der betriebs­
fremden . . .  Belastungen." Wann hat man sich 
d azu bereit erklärt? Nach entscheidenden Aus­
einandersetzungen mit uns in dem Bundes­
bahngesetz. Gar so leicht war das im Bundes­
bahngesetz nicht festzulegen, denn die Grund­
linie war ja zunächst eine ganz andere. 

Weiter heißt es da: , ,2 .  Beistellung eines 
,Startkapitals' ." Das wäre aber nicht eine 
Milliarde oder zwei, das sind drei oder vier 
Milliarden, die bereitgestellt werden müßten, 
um den Bundesbahnen kapitalmäßig die Frei­
heit von anderen Einflüssen zu geben. 

Die nächsten Punkte in dieser "Kurzfassung" 
der Sozialwissenschaftlichen Arbeitsgemein­
schaft sind die "Sicherstellung des Erneue­
rungssolls" , dann die Frage des Investitions­
plans, weiter Probleme der Rationalisierung 
und der Modernisierung. 

Wenn man all das berücksichtigt, dann 
könnte man vielleicht die Bundesbahnen auf 
eigene Füße stellen. Solange das aber nicht 
der Fall ist, brauchen wir, wie ich glaube, gar 
nicht viel darüber zu reden. 

Nun zu dem ersten Antrag, der von Dr. Stix 
und Dr. König stammt und der im § 16  
(Investitionsfinanzierung) die  Anfügung fol­
genden neuen Absatzes verlangt : 

"Die finanziellen Erfordernisse für j ene in 
den mehrjährigen Investitionsplänen enthal­
tenen Vorhaben, deren Realisierung sich über 
mehrere Jahre erstreckt, werden durch be­
sonderes Bundesgesetz sichergestellt." 

Dazu möchte ich folgendes behaupten : Die 
Investitionsplanung besteht, sie ist gegeben. 
Die Bundesbahnen haben einen mittelzeit­
mäßigen Plan aufgestellt für den Zeitraum 
von fünf Jahren. Der Finanzminister hat die­
sen Fünfjahresplan in sein Zehnjahrespro­
gramm eingebaut, und die Bundesbahnen 
holen sich die entsprechenden Mittel heraus. 
(Abg. Dr. K ö n i g: Aber nicht einmal zur 
Hälfte!) Ja, das glaubt man. Ich sage, nicht 

nur zur Hälfte, die Investitionen stimmen 
vollkommen. Daß es andere Schwierigkeiten 
gibt, ist wieder eine andere Sache. 

Nun zu den verfassungsrechtlichen Beden­
ken. Sie bestreiten sie. Sie sagen, es gibt sie 
nicht. Sie erklären dem Dr. Kerstnig : Das ist 
unrichtig; was Sie sagen, kann ich nicht 
akzeptieren! 

Auch die Industriellenvereinigung hat die­
selben Bedenken geäußert. (Abg. Dr. K ö n i g 
schüttelt  den Kopf.) Nein, nicht mit dem Kopf 
beuteln, so (bejahend) beuteln , so (ablehnend) 
gilt nicht, lieber Freund! (Beifall und Heiter­
keit bei der SPO.) Die Industriellenvereini­
gung hat dasselbe erklärt; also kann das 
ganze nicht aus der Luft gegriffen sein. 

Auch der Verfassungsdienst des Bundes­
kanzleramtes hat gegenüber dem Minister 
dasselbe erklärt. 

Wenn also derartige Bedenken auftauchen, 
muß man sich doch überlegen, ob man diesen 
Schritt macht oder nicht. Das heißt j a  nicht, 
daß, auf Dauer gesehen, diese Frage ungelöst 
bleibt. Das bedeutet doch nur, daß in dieser 
verfassungsrechtlichen Situation mit dieser 
Novelle diese Möglichkeit nicht gegeben ist. 
Ein neues Bundeshaushaltsrecht ist in Aus­
arbeitung. Dem soll man nicht vorgreifen. 
Vielleicht sieht man, wenn diese Fragen deut­
lich und klar vor uns stehen, einen Weg , die 
Investitionsplanung rechtlich zu sichern und 
zu garantieren. 

Wenn das heute nicht erfüllt ist, so möchten 
wir nicht darüber reden, was Sie in Ihrer 
Regierungserklärung vom 20. Apri l  1966 alles 
versprochen und nicht gehalten haben. (Abg. 
Dr. K ö n i g: Das war ein Ministerialentwurfl) 
Das ist gar nicht so wenig !  Das ist mehr als 
genug. 

Ich möchte feststellen, daß wir dem Antrag 
von Dr. Stix und Dr. König mit der Begrün­
dung, die ich bereits angeführt habe, nicht 
beitreten können. Ich glaube, ähnliches haben 
wir schon im Ausschuß gesagt. 

Ein zweiter Antrag behandelt die Abgeltung 
"sonstiger Leistungen".  Hier besteht noch eine 
Schwierigkeit. Wieder war es der Verfas­
sungsdienst, der darin einen Verstoß gegen 
das Verfassungsrecht sieht. Er meint nämlich, 
"unbestimmte Leistungen" können gesetzlich 
nicht festgelegt werden. In einem Gesetz soll 
klar und deutlich entschieden werden : So, so 
oder so. Aber Hinweise wie in der Form, 
"sonstige Leistungen" zu erbringen, können 
mit dem Verfassungsrecht beziehungsweise 
dem Staatshaushaltsrecht nicht in Einklang 
gebracht werden, und deswegen können wir 
diesem Antrag nicht beitreten. 
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Vlas den Verwaltungsrat der Osterreia'ü­
sehen Bundesbahnen betrifft, so möchte ich 
dazu erklären : In der Sitzung, die in dieser 
Woche stattfand, wurde eindeutig erklä.rt, daß 
dieser Novellierungsantrag ein entscheidender 
und wichtiger Schritt in Richtung Sanierung 
der Osterreichischen Bundesbahnen ist. Ob 
5,3 Milliarden Schilling von einem Abgang, 
der ja nicht richtig ist und der doch nur 
budgetmäßig dargestellt wird, abgesetzt wer­
den können, ist ein Fortschritt, den man nicht 
so ohne weiteres von der Hand weisen ka'-'l n. 
(Abg. DI. K ö n i g: Herr Abgeordneter Ulbric!7.! 
Wo steht, daß der Veriassungsdienst das be­
einsprucht hat ?) 

Das wurde mir von den Herren der Ver­
waltung der Bundesbahnen gesagt. (Abg. Dok­
tor K ö n i g: \Vo s teht das?) Mir ist es so mit­
geteilt worden. (Heiterkeit. - Abg. Doktor 
K ö n i g: Ich habe es da!) Ja, Sie haben es da, 
aber ich habe es nicht da und kann nur das 
sagen, was mir gesagt worden ist. (Abg. 
Dr. K ö n i g: Wo s teht es ? - Bundesminister 
F r  Ü h b a u  e r: Das steht auch drinnen!) Viel­
leicht kann Ihnen der Minister diese Frage be­
antworten. (Abg. Dr. K Ö n i g: Die Gesamt­
formulierung, die wei terllin in der Regierungs­
vorlage s teht, ist als zu weitgehend bezeichnet 
worden! - Weitere Zwischenrufe. - Der 
P r ä  s i d e n  t gib t  das Glockenzeichen.) Macht 
euch keine Sorge um den Ulbrich, der geht 
nicht unter so wie ihr! 

Man kritisiert das verkehrspolitische Kon­
zept unserer Partei und fragt : Ist das ernst zu 
nehmen? Ich glaube, in dem Entwurf eines 
verkehrspolitischen Konzeptes der SPO ist 
wesentlich mehr über die Frage der Verkehrs­
politik ausgesagt, als in Ihrem Programmheft 
steht, von dem Sie geschrIeben haben : Wenn 
Ihnen die österreichische B evölkerung die 
Mehrheit gibt, dann werden Sie das durch-
führen. 

wir sprechen dann in einer Diskussion, die 
vielleicht für die Verkehrspolitik einen Vorteil 
hat, darüber. 

Ich sage noch einmal, was ich des öfteren 
schon gesagt habe : Wir sind nicht daran inter­
essiert, mit den OBB Politik im Sinne der 
Machtverteilung in Osterreich zu betreiben. 
Die Bündesbahnen sind ein Instrument zum 
Nutzen der österreichischen Bevölkerung. 
Lassen wir sie aus dem Spiel der Politik und 
versuchen wir, sachlich und fachlich diese 
Pragen zu lösen. 

Am Schluß haben Sie noch von der 
Aspangbahn gesprochen. Das Geld für die 
Aspangbahn w ird, soweit mir bekannt ist, 
der Herr Bundesminister für Finanzen den 
OBB zur Verfügung stellen ; es kommt also zu 
keiner Sonderbelastung der Osterreichischen 
Bundesbahnen. Sicherlich wird einiges durch 
ein Nachtragsbudget gedeckt werden müssen. 
Das ist eine Selbstverständlichkeit, weil es 
nicht anders geht. 

Man hat in der Debatte gemeint, daß zwi­
schen dem Verkehrsminister und dem Finanz­
minister Streitigkeiten und Unstimmigkeiten 
darüber bestünden. Ich glaube, Sie hätten Ihre 
Freude dar an, wenn es diese gäbe.  Zu unserem 
Vorteil muß ich sagen, es gibt sie nicht. 

Wer das Problem der Bundesbahnen erörtert 
und nach Rationalisierung und Modernisie­
rung fragt, erkundige sich bitte, bevor in die 
Debatte eingegangen wird, wohlweislich beim 
Generaldirektor Kalz und bei den Vorstands­
mitgliedern der Osterreichischen Bundesbah­
nen, was alles bei den Bundesbahnen ge­
s dlieht, denn immer nur kritisieren, ohne zu 
erkennen, was dahintersteckt, das ist, glaube 
ich, etwas zuwenig. 

Ich darf noch eines behaupten : Wenn diese 
Bundesbahnen in ihrer Gesamtheit nicht bereit 
wären, den Dienst unter den schwersten und 

Ich habe nachgesehen, was da unter "Besser schwierigsten Bedingungen zu leisten, würde 
wirtschaften" über die Eisenbahn geschriebe::1 es manchesmal ganz anders ausschauen . 
steht : 

Punkt 1 0 :  "Ordnung der Verkehrswirtschaft 
durch freie Wahl der Verkehrsmittel und 
Abschaffung der Fernverkehrssteuer zum 
ehestmöglichen Zeitpunkt." Das ist das ge­
samte verkehrspolitisch e  Konzept der Oster­
reichischen Volkspartei ; einer von 107 Vor­
schlägen, und der ist nichts wert. (Abg. H o  r r:  
Das kann nur vom Hahn s tammen! - Abg. 
S k r i t e  Je Vom "Messias"!) 

Wir sagen also zu diesem Gesetz grund­
sätzlich ja.  

Ich darf Sie aber bitten, mich noch fest­
stellen zu lassen : Zum Unterschied vom Kol­
legen Scrinzi kann ich sagen, in unserem Aus­
sdmß gelingt es uns des öfteren, einstimmige 
Beschlüsse herbeizuführen. Vielleicht liegt es 
an der Sachlichkeit der Geschäftsführung des 
Ministers und an der Ausschußführung an 
s ich. (Zwischenruf bei der OVP.) Na klar, ein 

Man kann nicht nur Kritik üben, sondern Obmann ist etwas wert. Wenn er bei euch 
muß sich mit dem Entwurf beschäftigen! Sagen schlechter ist, dann müßt ihr euch einen neuen 
Sie, was Ihnen daran paßt oder nicht paßt, und wählen. 
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Wir haben sdlließlidl nodl einen Antrag übernommen hat, denn seit dieser Zeit 
der Abgeordneten Ulbrich, Glaser und Stix schaut es ja fast schon so aus - wenn man den 
einzubringen, und dieser Antrag ist ganz Pressemeldungen glauben darf -, als wären 
"groß" .  Es geht um folgendes. die Dinge alle perfekt. 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung 
besdlließen : 

In Artikel I Ziffer 1 ist nadl der Bezeich­
nung des § , , 1 5  Abs. 1 , " die Zahl , , 16,"  ein­
zufügen. (Heiterkeit.) 

Sie sehen, wie wir arbeiten : immer auf Ein­
stimmigkeit hin, und diese Besdllüsse sollen 
realisiert werden. Ich darf diesen Antrag dem 
Präsidium überreidlen. In Anbetracht des Zeit­
verlustes, den wir haben, möchte ich mich nicht 
weiter damit auseinandersetzen. 

Tatsadle ist, daß mit dieser Novellierung 
Ihr Gesetz überhaupt erst zum Leben gerufen 
wird. Sie haben ein totes Kind geboren. Ge­
burtshelfer zum Leben aber ist die sozialisti­
sche Regierung. Und ihr verdanken wir Eisen­
bahner ganz Besonderes. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Dieser Antrag ist genügend 
unterstützt und steht mit zur Verhandlung. 

Nächster Redner ist der Herr Abgeordnete 
Hahn. (Abg. S k r i t e  k: Der "Messias"!) 

Abgeordneter Hahn (OVP) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren I Die Elektrifizierung 
der Osterreichischen Bundesbahnen ist im 
letzten Jahrzehnt erfreulicherweise sehr weit 
fortgeschritten; die Dampfloks werden immer 
weniger. Trotzdem wünscht man sich bei den 
aBB beziehungsweise bei diesem Minister 
natürlich auch ab und zu doch viel mehr Dampf 
und auch mehr Druck, vor allem, wenn es um 
Forderungen geht, die die österreichische Be­
völkerung vor allem in den Ballungsräumen 
sehr interessieren. 

Ich spreche jetzt ganz kurz, wesentlich ge­
kürzt. Auf den Kollegen Ulbrich einzugehen, 
verzichte ich lieber, denn dem ist heute ohne­
hin die Luft ausgegangen. Der "Fußball" war 
heute sehr schwach gefüllt. (Abg. U 1 b r i c h: 
Auf mich kannst du ruhig verzichten, Hahn!) 
Kann ich ruhig verzichten auf das Kicken? 
Bitte sehr. 

Die Same mit dem Verkehrsverbund ist j a  
nimt neu. I m  brauche sie auch hier, glaube ich, 
nicht mehr zu erörtern. Es betrifft nicht nur 
Wien, wo 10.000 einpendeln und 1 0.000 aus­
pendeln, es betrifft natürlich aum die Bal­
lungszentren Linz, Salzburg und den steiri­
schen Raum. 

Bereits am 3 1 .  Jänner 1910 - möglicher­
weise hat das mit dem Wahltermin im März 
1 910 irgendeinen Zusammenhang - steht 
groß über einen Verkehrsverbund Wien! 
Niederösterreich zu lesen, daß das unbedingt 
mit den Bundesbahnen zu verhandeln sein 
wird und daß der Tarifverbund eine Notwen­
digkeit ist. 

Am 3. Juli 1 971 heißt es wieder "Verkehrs­
verbund". Ich zitiere nur das "Amtsblatt der 
Stadt Wien". (Abg. Dr. T u  1 1: Sie lernen doch 
etwas dazu!) Kollege Tull ist noch da. Ich 
glaube, das ist schon gLaubwürdig genug (Abg. 
Dr. T u  1 J: Ja, ja!), und es wird sicherlich 
richtig sein, was im "Amtsblatt der Stadt 
Wien" steht. (Abg. Dr. T u  1 1: Es dauert halt 
eine Zeit!) 

Moment, Moment, das ist schon interessan­
ter, denn im Juli 1911 bezieht man sich bereits 
auf eine am 16.  Juni durdlgeführte Verkehrs­
erhebung. Es ist immerhin zwei Jahre her, 
daß diese Verkehrserhebung durdlgeführt 
wird. Hier scheint es fast so, als lägen schon 
alle Zahlen auf dem Tisdl. Es heißt, daß 
sicherlich eine gemeinsame Plattform zwisdlen 
den Bundesländern und den Bundesbahnen 
gefunden werden wird. 

Dann kommt bald danach im Oktober 1 97 1  

ein schönes Bild unter anderem vom Herrn 
Bürgermeister Slavik, der die Wiener Wünsche 
an die Bundesbahnen sehr massiv darlegt 
- zufälligerweise wieder knapp vor einem 
Wahltermin -, und Verkehrsminister Früh­
bauer erklärte sich jederzeit zu weiteren Ge­
sprächen bereit, um gemeinsam die zukünftige 
Entwicklung des Massenverkehrs im Wiener 
Raum in einem langfristigen Konzept festzu­
legen sowie die finanziellen Voraussetzungen 
dafür zu schaffen. 

Dann heißt es im November, am Verkehrs­
verbund wird gearbeitet. Im November des­
wegen, weil man sich da auf einen OVP­
Gemeinderatsantrag bezieht und sagt: Die 
blauchen wir ja überhaupt nicht, wir haben 
das ohnehin sdlon alles in der Ladel Wozu 
braudlen wir überhaupt noch einen OVP­
Antrag, der Verkehrsverbund ist j a  fertig? 
Das war im November 1 91 1 .  Immerhin ist das 
auch schon wieder eindreiviertel J,ahre her. 

In Wien spricht man schon sehr lange davon. (Abg . L i  b a 1: Können Sie nicht gleich auf 
Aber man spricht besonders intensiv davon, 1972 gehen?) Schön langsam, muß man sagen, 
seit der Herr Minister Frühbauer dies�s Ressort natürlich. 
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Ich muß wirklich sagen: Das waren ziemlich 

leere, hohle Versprechungen und geplatzte 
Luftballons. Vom Herrn Minister Frühbauer 
hört und liest man jetzt im "Amtsblatt der 
Stadt Wien" auch nichts mehr. In den Zeitun­
gen liest man j etzt nur mehr von seinen Rück­
übersiedlungsabsimten an den Wörthersee, 
wo es sicherlich etwas schöner ist als in Wien. 
EI zuerst und dann Minister Dr. Sinowatz. Der 
wird sim in das Burgenland absetzen. Man 
fragt sim wirklim, ob das die ersten Absetz­
bewegungen sind. (Zwischenrufe.) 

Moment, jetzt darf im vor den Absetzbe­
wegungen der Minister Frühbauer und Doktor 
Sinowatz nom ein Wort sagen. (Abg. Doktor 
T u  1 1: Sie verlieren Ihre letzten Stimmen!) 

Jetzt kommt eine andere Absetzbewegung. 
Von Ihrem früheren geschäftsführenden Klub­
obmann Gratz kann man ja wahrscheinlich gar 
nicht sagen, daß er sich in Wien so wohl 
fühlen wird wie Frühbauer in Kärnten oder 
Sinowatz im Burgenland. (Beifall bei der OVP.) 
Es ist die Frage, ob er sich in Wien, im Wiener 
Rathaus, vor allem bei seinen eigenen Ge­
nossen, so wohl fühlen wird. Ich darf dazu 
doch ein Zitat bringen, das mir besonders 
beachtlkh erscheint. 

Nach einem "Wochenpresse" -Interview 
sagte der Herr designierte Bürgermeister, der 
ab morgen Bürgermeister ist, ob er eventuell 
- hier ist auf Kärnten angespielt, sicherlich 
eine harte Frage - sofort zurücklegen würde : 

"Ich würde einem solchen Ersuchen augen­
blicklich stattgeben. Wie meine Freunde be­
haupten, allerdings aus Faulheit, da meine 
Freunde überzeugt sind, daß im mich seit 
zehn Jahren nur nach der Pension sehne." 

Ich muß sagen: Ein besonders aktiver Start 
ist das nicht für den neuen Herrn Bürger­
meister, wenn mir diese Bemerkung hier ge­
stattet ist. (Beifall bei der OVP.) Das steht in 
der "Wochenpresse". (Zwischenrufe.) Ich 
zitiere nur und stelle fest: Kein besonderer 
Kampfgeist. (Abg. Dr. S e h r  a n z: Er wird 
seinen Komplex nicht los!) 

Jetzt zum Verkehrsverbund, meine Damen 
und Herren. Es heißt im § 2 Z. 3 :  

"Zielsetzungen im Interesse des öffentlichen 
Wohles und insbesondere auf dem Gebiete der 
Verkehrs-, der Wirtschafts-, Finanz- und 
Wehrpolitik, der Raumordnungs- und Bevöl­
kerungspolitik sowie der Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik, deren Erfüllung mit kaufmänni­
schen Grundsätzen nicht vereinbar ist, sind 
zu. berücksichtigen, wenn die Bundesregierung 
es beschließt." 

Wir nehmen an, daß die Bundesregierung 
jetzt wirklich großes Interesse daran hat, diese 
Forderung auf einen Verkehrsverbund, die 
seit drei Jahren im Raum steht, zu behandeln. 
Ein OVP-Antrag wird seit eineinhalb Jahren 
nicht behandelt. Wir erlauben uns daher, mit 
einem Entschließungsantrag, dem Sie sicher­
lich beitreten werden, nachzuhelfen. 

"E n t s c h I  i e ß u n g s a n t r a g  

der Abgeordneten Hahn, Dr. Pr ader, Glaser, 
Ing. Gradinger, Kraft und Genossen betref­
fend die Errichtung von Verkehrsverbünden 
in den österreichischen Zentralräumen. 

Die weitere Lebensfähigkeit der großen 
österreimischen Städte und ihres Umlandes 
wird entscheidend davon bestimmt, ob es 
gelingt, raschest in diesen Räumen ein um­
fassendes öffentliches Verkehrssystem für 
den Personennahverkehr auszubauen, das 
der Bevölkerung einen echten Anreiz bietet, 
sich vor allem i� Berufsverkehr dieses Ver­
kehrssystems wieder stärker zu bedienen. 

Eine der wirksamsten Maßnahmen zur 
Erreichung dieses Zieles stellt die Errichtung 
von Verkehrsverbünden dar, an denen die 
in diesen Räumen tätigen Betriebe des 
innerstädtischen Verkehrs" - (Unruhe) 
wenn Sie unruhig sind, dauert es längerl 
(der P rä s i d e n  t gibt das Glockenzei­
chen) -, "die Eisenbahn und die Kraftfahr­
linien der Bahn, der Post und der gewerb­
lichen Unternehmer beteiligt sind. Aufgabe 
solcher Verkehrsverbünde muß es sein, die 
bestehenden Verkehrsverbindungen optimal 
zu gestalten, entlang der stark frequentier­
ten Relationen ein möglichst straßenunab­
hängiges Verkehrs system auszubauen, die 
Wartezeiten auf ein Mindestmaß zu redu­
zieren, die Benützung versdliedener Linien 
mit einheitlichen Fahrscheinen zu ermög­
lichen und ein einheitliches Tarifsystem in 
Form von Zonentarifen einzuführen. Das 
Leistungsangebot des Verkehrsverbundes 
muß auf die Bedürfnisse der Bevölkerung 
optimal abgestellt werden. 

Dabei wird Vorsorge zu treffen sein, daß 
auch den für die Stadt- und Landesplanung 
zuständigen Instanzen der betroffenen Bun­
desländer im Rahmen der Verbünde aus­
rekhende Mitwirkungsmöglichkeiten gebo­
ten werden, damit die notwendige Abstim­
mung der Vorhaben der Verkehrsverbünde 
mit den Stadt· beziehungsweise Landes­
entwicklungsplänen sichergestellt werden 
kann. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen 
daher den Entschließungsantrag: 
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Hahn 
Der Nationalrat wolle beschließen : ter Bezirksratsanwärter!) Wenn ich nicht 

charmant wäre, hätte ich Sie jetzt viel härter 
Der Bundesminister für Verkehr wird "beiß en" müssen. 

ersucht, unverzüglich" .:.....- (Abg. Hans 
M a y r: Haben Sie keinen besseren Aus­
druck?) ieb werde Ihnen dann in aller Ruhe 
noch ein p aar andere Sätze vorhalten -
"konkrete Verhandlungen mit den j eweils 
betroffenen Bundesländern mit dem Ziel zu 
führen, die im öffentlichen Nahverkehr der 
österreichischen Zentralräume tätigen Ver­
kehrsbetriebe und -unternehmungen ra­
sdlest zur Bildung von Verkehrs verbünden 
zu gewinnen, denen die Aufgabe übertragen 
wird, in engster Zusammenarbeit filit den 
für die Stadt- und Landesplanung zuständi­
gen Instanzen ein attraktives, den Bedürf­
nissen der Bevölkerung entsprechendes Lei­
stungsangebot des öffentlichen Personen­
nahverkehrs unter Berücksichtigung neue­
ster Erkenntnisse und Erfahrungen sicher­
zustellen. 

Aber, meine Damen und Herren, auch noch 
ein weiterer Entschließungsantrag sei mir ge­
stattet. Auch über die Seniorenermäßigung 
einige Worte. Diese Ermäßigung ist ja be­
kanntlich schon unter der OVP-Regierung ein­
geführt worden. (Zwischenruf des Abg. U 1-
b r i c h.) Herr Abgeordneter Ulbrichl Ich 
glaube, ich irre mich nicht. 

Bisher hat es geheißen : Aus kaufmännischen 
Grundsätzen kann die Seniorenermäßigung 
nicht auf Frühpensionisten ausgedehnt wer­
den. Ich glaube, ich brauche das nicht zu 
zitieren. (Ruf bei der SPO: Da fällt eigentlich 
auch der Hahn darunter!) 

Nach dem, was ich vorhin gesagt h abe, fällt 
eigentlich Bürgermeister Grat z unter Umstän­
den früher darunter. Aber bitte, das weiß man 

Weiters wird der Bundesminister für Ver- nicht. (Beifall bei der OVP.) 

kehr ersucht, über das Ergebnis seiner dies­
bezüglichen Bemühungen dem Nationalrat 
zu berichten." 

Das . alles steht in dem verkehrspolitischen 
. Programm der SPO - ich brauche es Ihnen 

nicht vorzulesen, glaube ich, Herr Abgeord­
neter UlbriCb -:- auf den Seiten 15, 16 und 17 .  

Idl komme auch auf das zurück, was Sie 
-vielleicht noch nicht gelesen haben, auf das 
"Realkonzept Gesundes Wien" ; davon sind 
nämlich einige Passagen wortwörtlich abge­
schrieben. (Zwischenrufe.) Das kann ich Ihnen 
nachweisen. Das war vorher, das war vorher 
bereits. Im April 1973 ist das der Offentlichkeit 
übergeben worden. Sie haben ein p aar Passa­
gen abgeschrieben. 

Aber ich glaube, - j etzt werden Sie doch 
einmal der Bevölkerung beweisen müssen, 
daß Sie Programme nicht nur erstellen, son­
dern, wenn es geht, auch sicherstellen und 
durChführen. (Beifall bei der OVP.) Das ist 
mein ausdrücklicher Appell an Sie. Sie haben 
jü j etzt Gelegenheit, diesem Entschließungs­
antrag beizutreten. Wenn Sie dem j etzt nicht 
beitreten, dann führen Sie das verkehrspoliti­
sche Programm der SPO ad absurdum. Das 
darf hier in aller Ruhe um 22 · Uhr 1 0  in den 
Raum gestellt werden. (Abg. Robert W e i s  z: 
Sie sind ein "charmanter" Bezirksratsanwär­
ter!) 

Jedenfalls auch hier noch ein E n t­
s c h i  i e ß u n g s a n t r a g  der Abgeordne­
ten Hahn, DDr. König, Dr. Schwimmer und 
Genossen betreffend Ausdehnung der Senio­
renermäßigung auf Frühpensionisten . 

Der Nationalrat wolle beschließen : 

Der Bundesminister für Verkehr wird er­
sucht, dafür Z1,1 sorgen, daß im Rahmen . des 
im Bundesbahngesetz vorgesehenen Ver­
fahrens die Ausdehnung der Senioren­
ermäßigung auf Frühpensionisten (Bezieher 
einer vorzeitigen Alterspension) ehestens 
verwirklicht wird. 

Meine Damen und Herrenl Es bleibt Ihnen 
eigentlich gar nichts anderes übrig, als diesen 
beiden Entschließungsanträgen beizutreten. 
Wenn Sie es nicht tun, dann haben Sie wieder 
einmal b ewiesen, was für ein Unterschied 
zwischen - Versprechungen machen und Ver­
sprechungen erfüllen ist. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident : Die beiden von den Herren Ab­
geordneten Hahn und Genossen eingebrachten 
Entscbließungsanträge sind genügend unter­
stützt und stehen mit zur Verhandlung. 

Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich 
der Herr Abgeordnete Dr. König gemeldet. 
Herr Abgeordneter, Sie haben fünf Minuten ! 

Abgeordneter DDr. König (OVP) : Herr Prä-
Herr Klubobmann ! Sie reizen mich fast, sidentl Hohes Haus ! Es tut mir leid, daß ich 

einzelne Passagen vorzulesen. (Heiterer die Abschiedsrede des Herrn Verkehrsmini­
Widerspruch.) Brauche ich es nicht zu tun? sters . noch um. -ein paar Minuten verzögern 
(Abg. Robert W-e Ls z: Sie sind ein "charman- muß. (Widerspruch bei der SPO.) 
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DDr. König 

In der zitierten Erklärung des Bundeskanz- ständige Abgeltung der Einnahmenausfälle 
leramtes - Verfassungsdienst ist folgendes aus Sozial- und Subventionstarifen : Erfüllt. -
zu lesen : Neue Maßnahmen auf dem Sektor der An-

"In der nunmehrigen Neufassung des § 2 
Abs. 3 ist die Tätigkeit der Osterreichischen 
Bundesbahnen auf die gesamtstaatlichen Ziel­
setzungen abzustellen, wenn die Bundesregie­
rung einen diesbezüglichen Beschluß faßt. In 
diesem Zusammenhang wird wohl beisp iels­
weise dargestellt, was unter diesen gesamt­
staatlichen Zielsetzungen zu verstehen ist, so 
zum Beispiel verkehrspolitische, wirtschafts­
politische Interessen, Interessen der Raum­
ordnung und dergleichen. Eine solche gesetz­
liche Regelung kann wohl nur in der Richtung 
gedeutet werden, daß es sich hiebei um For­
mulierungen von Zielvorstellungen handelt, 
die von den Osterreichischen Bundesbahnen 
bei der Geschäftsführung zu berücksichtIgen 
sind. Eine dem Artikel 1 8  Bundes-Verfassungs­
gesetz gemäße Vollziehung kann durch solche 
Formulierungen nicht gewährleistet werden." 

Dennoch sind sie in der Regierungsvorlc.ge 
vollinhaltlich enthalten. Man hat diese Skrupel 
offenbar nicht gehabt. 

Zum § 18 ,  der Gegenstand unseres Antrages 
hier im Haus ist, fehlt in der Stellungnahme 
des Verfassungs dienstes des Bundeskanzler­
amtes, unterzeichnet von Loebenstein, über­
haupt jeder Bezug (Abg. Dr. Fi s c  h e r: Is t 
doch gar nicht wahr, Herr Kollege!), was ich 
hier tatsächlich berichtigen muß, Herr Abge­
ordneter Ulbrich. (Beifall bei der avp.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister. Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr Frühbauer: 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 
Herren ! Ich darf eingangs feststellen, daß die 
Bundesbahngesetznovelle doch in großen Be­
reichen auch von den Sprechern der Opposi­
tion p ositiv beurteilt worden ist. Ich darf an­
nehmen, daß der Herr Abgeordnete Glaser 
die positive Beurteilung meiner Person nicht 
aus der Sicht eines Nachrufes,  sondern als 
echte Anerkennung ausgesprochen hat. (All­
gemeine Heiterkeit und Beifall bei der SPO.) 

Ich bekenne mich in vollem Umfang zu 
unserem Minderheitsbericht. Die Sprecher der 
Opposition haben vielleicht aus Zeitmangel 
nicht die Möglichkeit gehabt, auf die maßgeb­
lichen Punkte des Minderheitsberichtes einzu­
gehen, die von uns nunmehr eingelöst werden. 

Erstens. Aufstellung eines mehrjährigen 
Investitionsprogramms : Klar. - Sicherstellung 

schlußbahnen: Erfüllt. - Neue Kundenkreis­
sonderaktionen : Erfüllt. - Kombinierte Fahr­
gast- und PKW-Beförderung:  Erfüllt. - Er­
sdlließung neuer Kundenkreise: Erfüllt. 

Meine Damen und Herren! Sie müßten sich 
nur einmal die Mühe nehmen, siCh. das, was 
bisher schon geleistet worden ist, auch tat­
sächlich anzusehen. (Beifall und Heiterkeit bei 
der SPo.) Aber scheinbar ist das so viel, daß 
e� für Sie nicht faßbar ist. 

Meine Damen und Herrenl  Ich muß den 
Abgeordneten Dr. König und auch den Abge­
ordneten Hahn enttäuschen. Es gibt keine 
Rivalität und auch keine Streitigkeit in der 
Regierung. (Widerspruch bei der OVP.) Ich 
habe auch keine Flucht vor. Sollte ich wirklich 
aus dieser Regierung ausscheiden, dann habe 
ich neue Verantwortung zu übernehmen, und 
ich werde das tun, wie ich das als Funktionär 
der Gewerkschaftsbewegung und der Soziali­
stischen Partei immer gewohnt war. (Beifall 
bei der SPO.) 

Es sind die beiden §§ 1 6  und 1 8  im beson­
deren von den Oppositionssprechern hier noch 
einmal releviert worden, weil diese Bestim­
mungen in der ursprünglichen Vorlage ent­
halten waren und jetzt nicht mehr aufscheinen. 

Ich bekenne mich zu diesen beiden Punkten 
§ 1 6  Abs. 2 und § 1 8  lit. d. Obwohl Sie, Herr 
Abgeordneter König, eine tatsächliche Berich­
tigung vorgenommen haben, muß ich Sie in 
diesem Zusammenhang doch auf folgendes 
verweisen : 

Der Herr Abgeordnete Ulbrich hat richtig 
zi tiert, daß der Verfassungsdienst in seiner 
Stellungnahme vom 1 1 .  Mai feststellt, daß es 
nach § 16 Abs. 2 in der vorgesehenen Fassung 
nicht möglich ist, eine Finanzierungsregelung 
vorzunehmen, weil dies der Verfassungslage 
nicht entspricht: 

"Aus Artikel 51 Abs. 2 Bundes-Verfassungs­
gesetz ergibt sich nämlich der sogenannte 
G rundsatz der Jährlichkeit des Bundesvoran­
schlages, der durch den einfachen Bundes­
g esetzgeber nicht durchbrochen werden kann. 
Bestimmungen über den Inhalt von Bundes­
voranschlägen, die über ein Finanzjahr hin­
auswirken sollen, können daher nur durch 
Bundesverfassungsgesetz, nicht aber durch 
einfaches Bundesgesetz getroffen werden." 
(Abg. Dr. K ö n i g: Unbestritten, aber ich 
sprach vom § 181) 

der Finanzierung: Klar. - Vollständige Ab- Und auch der Industriellenverband hat die 
geltung der Pensionslasten : Erfüllt. - Voll- von mir vorgesehene Vorgangsweise im § 1 6  
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Bundesminister Frühbauer 

Abs. 2, was jetzt von Ihnen antragsgemäß 
neuerlidl hier eingebradlt worden ist, als sehr 
b(:>denklidl hingestellt und hat die Meinung 
vertreten, daß das verfassungsrechtlich nicht 
zu madlen sei. (Abg. Dr. K ö n i g: Ich sprach 
vom § 18, Herr Minister!) Ich möchte das 
nur ridltigstellen. 

Im übrigen, meine Herren Abgeordneten der 
Opposition, empfehle ich Ihnen, das steno­
graphisdle Protokoll der Beratung des Bundes­
bahngesetzes nachzulesen. Darnach haben der 
Herr Bundesminister Weiß und der Herr Ab­
geordnete Sandmeier vom Standpunkt der da­
maligen Regierungspartei erklärt, warum es 
nicht möglich sei, ein soldles Finanzierungs­
gesetz im Bundesbahngesetz unterzubringen. 
(Beifall bei der SPO. - Abg. Dr. K ö n i g: 
Herr Minister! Was steht im § 18?) 

Daß aber die derzeitige Regierung trotz 
dieser Gesetzeslage wichtige Anliegen im 
Interesse der Gesamtwirtschaft positiv erfüllt, 
Herr Abgeordneter, möchte ich damit doku­
mentieren, daß das Beispiel, das Sie als Be­
gründung für die Aufnahme der lit. d ange­
führt haben, bereits einer Lösung zugeführt 
wurde, indem in einer Vereinbarung des Herrn 
Finanzministers und mir sichergestellt ist, daß 
der Ausbau der Aspangbahn durch eine 
Sonderfinanzierung des Bundes ab sofort ge­
sichert erscheint, damit rechtzeitig bis zum 
Jahre 1 976 die Lieferungen seitens der Elin 
mit ihren Schwertransporten für das erste 
Kernkraftwerk erfüllt werden können und 
und damit audl in Zukunft die Arbeitsplätze 
in diesem Gebiet auf alle Zeit gesichert er­
scheinen. (Beifall bei der SPO.) 

Wenn Sie von flankierenden Maßnahmen 
des Verkehrsministers Weiß sprechen, so darf 
auch ich Sie beruhigen, Herr Abgeordneter 
Dr. König: Die langfristigen Auftragsvergaben 
sind auch jetzt selbstverständlidl. Die 
Waggonbauindustrie und die Lokindustrie ist 
in asterreich genauso ausgelastet, wie das 
vorher der Fall war. Wir haben 1 500 Ein­
heiten pro Jahr im Waggonbausektor, wir 
haben 1 8  E-Lokomotiven und dazu noch die 
Diesellokomotiven. Die Auftragsvergaben sind 
ebenfalls bis 1975, also, wie das auch früher 
schon immer der Fall war, langfristig vorge­
sehen. 

Ich darf zum Verkehrsverbund etwas sagen, 
Herr Abgeordneter Hahn. Sie sagen: "unver­
züglich". Ich kann nur feststellen, daß seitens 
des Verkehrsministeriums bei solchen Ge­
sprädlen Hilfestellung gegeben wird, daß der 
Absdlluß eines Verkehrsverbundes aber eine 
privatrechtliche Sache zwischen den Verkehrs­
trägern ist und daß hier natürlich eine Eini-

gung der Verkehrsträger, soweit es Wien be­
trifft, aber auch der angrenzenden Bundes­
länder Niederösterreich und Burgenland not­
wendig ist. Um diese Einigung bemüht man 
sich. Auch die Planungen des Verkehrsmini­
steriums, soweit sie die Osterreichischen 
Bundesbahnen betreffen, sind darauf ausge­
richtet, tedmische Voraussetzungen für einen 
solchen funktionierenden Verkehrsverbund 
nicht nur für Wien, sondern auch für alle 
anderen Ballungsgebiete vorzubereiten. 

Idl komme zum Sdlluß. Diese Novelle, die 
heute einstimmig beschlossen wird, ist die 
Voraussetzung dafür, daß der Abgang in der 
betriebswirtschaftlichen kaufmännischen Rech­
nung der Osterreichischen Bundesbahnen in 
eine Größenordnung von ungefähr 800 Mil­
lionen Schilling abgesenkt wird, die man, so 
glauben wir, durch weitere Maßnahmen inner­
betrieblicher Art, auf die Zukunft gesehen, 
wegbringen kann, um zu einer ausgeglichenen 
Betriebsrechnung zu kommen. 

Ich habe nach Beschlußfassung dieser No­
velle im Ministerrat in einem Schreiben den 
Vorstand der Osterreichisdlen Bundesbahnen 
aufgefordert, solche Uberlegungen anzustel­
len. Der Vorstand der Osterreichischen 
Bundesbahnen hat sich mit dieser Frage schon 
eingehend beschäftigt und auch den Verwal­
tungsrat informiert und eine Reihe von inner­
betrieblichen Maßnahmen unter der Voraus­
setzung der notwendigen jährlichen Investi­
tionen vorbereitet. 

Wenn diese Maßnahmen realisiert werden, 
Jahr für Jahr, besteht auf Grund dieses Ge­
setzes die Möglichkeit, eine möglichst ausge­
glichene Budgetierung in der Betriebsrechnung 
der Osterreichischen Bundesbahnen zu errei­
chen. Ich bin überzeugt davon, daß alle Be­
diensteten dieses Unternehmens, vom letzten 
Hilfsarbeiter bis zum Generaldirektor, bemüht 
sein werden, dieses Ziel zu erreichen. (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g. 

Da Zusatzanträge vorliegen, werde ich ge­
trennt abstimmen lassen. 

Zu Artikel I bis einschließlich Ziffer 3 liegt 
kein Zusatzantrag vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes in 839 der Beilagen 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 
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Präsident 

Es liegt nunmehr ein Antrag der Abgeord­
neten Dr. Stix, Dr. König und Genossen auf 
Einfügung einer neuen Ziffer 3 a im Artikel I 
vor. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Zusatzantrag ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist die Minder­
heit. Abgelehnt. 

Ich lasse über Artikel I Ziffern 4 und 5 bis 
einschließlich § 18 Abs. 1 abstimmen und bitte 
j ene Damen und Herren, die diesem Teil des 
Gesetzentwurfes in der Fassung des Ausschuß­
berichtes zustimmen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Einstimmig angenommen. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den E n t  s c  h l i  e ß u n g s a n  t r a g  der 
Abgeordneten Hahn und Genossen betreffend 
die Errichtung von Verkehrsverbünden in den 
österreichischen Zentralräumen. 

Idt bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantrag ihre Zustimmung geben, 
sidt von den Sitzen zu erheben. - Das ist 
die Minderheit. A b g e l  e h n t. 

Wir gelangen ferner zur Abstimmung über 
den E n t s c  h I i e ß u n g s a n  t r a g  der Ab­
geordneten Hahn und Genossen betreffend 
Ausdehnung der Seniorenermäßigung auf 
Frühpensionisten. 

Idt bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Es liegt ein Zusatzantrag der Abgeordneten Entschließungsantrag ihre Zustimmung geben, 

Dr. König, Dr. Stix und Genossen auf An- sich von den Sitzen zu erheben .  
fügung einer neuen lit. d im Artikel I Ziffer 5 
§ 18 Abs. 1 vor. Das ist die M i  n d e r  h e i t. (Abg. Doktor 

K ö n i g: Schranz! Schranz! - Abg. Doktor 
Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem S c  h r a n  z: Das ist in den Ausführungen des 

Zusatzantrag ihre Zustimmung geben, sich Ministers ausführlich beantwortet worden!) 
von den Sitzen zu erheben. - D as ist die 
Minderheit. Abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über Artikel I Ziffer 5 § 1 8  Abs. 2 und 
Artikel I Ziffer 6. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes in 839 der Beilagen 
zustimmen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Einstimmig angenommen. 

Zu Artikel I Ziffer 7 liegt ein Zusatzantrag 

3. Punkt: Bericht des AussdlUsses für Verkehr 
und Elektrizitätswirtschaft über die Regie­
rungsvorlage (766 der Beilagen) : Bundesgesetz 
über den zwisdlenstaatlichen Luftverkehr (838 

der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 3. Punkt der 
Tagesordnung: Bundesgesetz über den zwi­
sdlenstaatlidlen Luftverkehr. 

der Abgeordneten Ulbrich und Genossen vor. Berichterstatter ist an Stelle des Herrn Ab-
geordneten Dr. Keimel der Ausschußobmann 
Abgeordneter Ulbrich. Ich bitte um seinen Be­
richt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes in der Fassung 
dieses Zusatzantrages ihre Zustimmung geben, 
sidl von den Sitzen zu erheben. - Einstimmig 
angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über die restlichen Teile des Gesetzentwurfes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen 
restlidlen Teilen des Gesetzentwurfes sowie 
Titel und Eingang in 839 der Beilagen zu­
stimmen, sich von den Sitzen zu erheben. 
Einstimmig angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Der Beridlterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Ein Einwand 
wird nicht erhoben. 

Idl bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sidl von 
den Sitzen zu erheben. - Der Gesetzentwurf 
ist auch in dritter Lesung e i n  s t i m  m i  g 
a n g e n  0 m m e n .  

Berichterstatter Ulbridl: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Beridtt des Aussdlusses für Ver­
kehr und Elektrizitätswirtschaft über die Re­
gierungsvorlage (766 der Beilagen) : Bundes­
gesetz über den zwischenstaatliChen Luftver­
kehr. 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält Be­
stimmungen - unbesdladet der sonstigen in 
Betracht kommenden gesetzlidlen Vorschrif­
ten - über den Abschluß zwisdlenstaatlidler 
Ubereinkommen. 

Im Zuge seiner Beratung sah sich der Aus­
schuß ver anlaßt, auf Grund eines gemein­
samen Abänderungsantrages der Abgeordne­
ten DDr. König, Troll, Dr. Stix und Genossen 
sowie eines weiteren Abänderungsantrages 
des Abgeordneten Dr. Stix einige Abänderun­
gen im Text der Regierungsvorlage vorzu­
nehmen. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzent­
wurf unter Berücksidltigung der genannten 
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U1brich 

Abänderungsanträge einstimmig angenom- Der Ausschuß hat mich ermächtigt, den An-
men . trag zu stellen, wenn Wortmeldungen sind, 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus- General- und Spezialdebatte in einem abzu­

schuß für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft führen. 

s omit den A n  t r a g, der Nationalrat wolle 
dem dem Ausschußbericht angeschlossenen 
Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, ersuche ich, 
General- und Spezialdebatte in einem abzu­
führen. 

Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. 

Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Frauen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang in 838 der Beilagen ihre Zustimmung 
erteilen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Das ist einstimmig angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Kein Ein­
wand. Wir gehen so vor. 

Ich bitte j ene Frauen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Der Gesetzentwurf 
ist somit auch in dritter Lesung einstimmig 
a n g e n  0 m m e n .  

Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. 

Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte j ene Frauen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang in 761 der Beilagen ihre Zustimmung 
erteilen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Einstimmig angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Kein Ein­
wand. Ich bitte daher jene Frauen und Her­
ren, die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch 
in dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Der Gesetz­
entwurf ist auch in dritter Lesung einstimmig 
a n g e n  0 m m e n. 

5. Punkt: Bericht des VeriassungsaussdlUsses 
über den Antrag 81/  A (II-2638 der Beilagen) 
der Abgeordneten Robert Weisz, Dr. Koren, 
Peier und Genossen betreffend Änderung des 
Artikels 30 des Bundes-V eriassungsgesetzes 
in der Fassung von 1929 (843 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 5. Punkt der 
4. Punkt: Bericht des Zollausschusses über die Tagesordnung : Änderung des Artikels 30 des 
Regierungsvorlage (761 der Beilagen) : Bundes- Bundes-Verfassungsgesetzes. 
gesetz, mit dem das Zollgesetz 1 955 geändert 

wird (836 der Beilagen) 
Berichterstatter ist die Frau Abgeordnete 

Dr. Erika Seda. Ich bitte um den Bericht. 
Präsident: Wir gelangen zum 4. Punkt der 

Tagesordnung: Änderung des Zollgesetzes Berichterstatterin Dr. Erika Seda: Herr Prä-
1 955. dent ! Hohes Haus ! Ich bringe den Bericht des 

Ich ersuche den Berichterstatter, Herrn Ab­
geordneten Bregartner, um seinen B ericht. 

Berichterstatter Bregartner: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren ! Das Z ollgesetz 
1 955 ist zuletzt durch das Bundesgesetz BGBl.  
Nr. 230/1971  novelliert worden. Nunmehr sind 
im Zusammenhang mit der Neugestaltung des 
Bundeshaushaltsrechtes und dem Fortschritt in 
der internationalen Zusammenarbeit der Luft­
verkehrsgesellschaften weitere Änderungen in 
zwei zollrechtlichen Sachbereichen besonders 
dringend geworden. Diese sind Gegenstand 
des vorliegenden Gesetzentwurfes. 

Der Zollausschuß hat die gegenständliche 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
26. Juni 1 973 der Vorberatung unterzogen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Zo11-
ausschuß somit den A n  t r a g, der National­
rat wolle dem von der Bundesregierung vor­
gelegten Gesetzentwurf die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Verfassungsausschusses über den Antrag 8 1 /A 
(II-2638 der Beilagen) . 

Die Obmänner der drei parlamentarischen 
Klubs haben in der 75. Sitzung der laufenden 
Gesetzgebungsperiode des Nationalrates den 
obgenannten Antrag eingebracht, der vom 
Verfassungsausschuß am 2. Juli 1 973 der Vor­
beratung unterzogen wurde. 

Anläßlich der Verhandlungen über diesen 
In itiativantrag haben die Abgeordneten Dok­
tor Erika Seda, Dr. Prader und Dr. Broesigke 
einen Abänderungsantrag eingebracht. Zu dem 
Gesetzentwurf in der Fassung dieses Abände­
rungsantrages ist zu bemerken : 

Seit 1 945 hat sich die Praxis entwickelt, 
daß die Kanzlei des Präsidenten des National­
ra tes auch sämtliche parlamentarische Hilfs­
dienste und Verwaltungsangelegenheiten des 
Bundesrates besorgt. Diesem faktischen Zu­
stand hat der Bundesrat auch anläßlich der 
Novellierung seiner Geschäftsordnung Rech-
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Dr. Erika Seda 
nung getragen, jedoch sind entsprechende 

I
' Da es sich im vorliegenden Fall um ein 

Än�erungen der rechtlichen Grundlagen bisher Bundesverfassungsgesetz handelt, stelle ich 
weitestgehend unterblieben. Im Artikel 30 s oll zunächst im Sinne des § 61 Abs. 2 der 
daher die Bezeichnung "Parlamentsdirektion" Geschäftsordnung die Anwesenheit der ver­
für alle Dienste des Parlaments eingeführt fassungsmäßig vorgesehenen Anzahl der Mit-
werden. glieder fest. 

Der zweite Satz dieses Absatzes bestimmt, Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
daß die innere Organisation der Parlaments- vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 

direktion für den Bereich des Bundesrates im Eingang in 843 der Beilagen ihre Zustimmung 

Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des erteilen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Bundesrates zu regeln ist und diesem bei der Das ist mit der erforderlichen Zweidrittelmehr­
Besorgung der auf Grund dieses Gesetzes dem heit einstimmig angenommen. 
Bundesrat übertragenen Aufgaben auch das Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Weisungsrecht zukommt. Vornahme der dritten Lesung. - Kein Ein-

An der Debatte beteiligten sich die Abge- wand. 
ordneten Dr. Prader, Dr. Heinz Fischer, Doktor Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
Broesigke und Dr. Blenk. die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 

Bei der Abstimmung wurde der von den dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
Abgeordneten Robert Weisz, Dr. Koren, Peter von den Sitzen zu erheben. - Danke. Der 
und Genossen beantragte Gesetzentwurf unter Gesetzentwurf ist auch in dritter Lesung bei 
Berücksichtigung des bereits erwähnten Ab- Anwesenheit der verfassungsmäßig vorge­
änderungsantrages einstimmig angenommen. I1 sehenen Anzahl der Mitglieder mit der erfor-

D V f ! ß 11 . d 
derlidlen Zweidrittelmehrheit einstimmig a n-

er er assungsaussCLlu ste t somit en . g e n o m m e n. 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem dem 
Ausschußbericht angeschlossenen Gesetzent- Die Tagesordnung ist erschöpft. 
wurf die verfassungsmäßige Zustimmung er- Die n ä c h s t e  Sitzung wird nach Vor-
teilen. liegen der für die Tagesordnung dieser Sit-

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, zung in Betracht kommenden Ausschußberichte 

General- und Spezialdebatte unter einem ab- auf schriftlichem Wege für Dienstag, den 
zuführen. 1 0. Juli 1 973, um 10 Uhr einberufen werden. 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde ein­
Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. geleitet. 

Wir gelangen zur A b  s t i m  m u n g. Die Sitzung ist g e 5 c h I  0 5 s e n. 

SchIuE der Sitzung: 22 Uhr 35 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L61 24273 
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